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Mammutaufgabe Inklusion
Mit dem Beitritt zur Behindertenrechtskonvention der Ver- 
einten Nationen (UN) 2009 hat sich Deutschland verpflich-
tet, alle Schülerinnen und Schüler mit und ohne Behinderun-
gen gemeinsam zu unterrichten. Damals war den wenigsten 
klar, dass sich das Land damit auf ein Großprojekt eingelas-
sen hat. Dieses Projekt verändert nicht nur die Struktur des 
Schulsystems. Es zwingt Schulen auch dazu, den Unterricht 
umzukrempeln. 
Nun wird die Umsetzung gerne als Erfolgsgeschichte er-
zählt: Vor der Unterschrift unter die UN-Konvention lernten 
89 000 Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf gemeinsam mit Gleichaltrigen ohne diesen 
Förderbedarf, bis 2015 hat sich ihre Zahl mehr als verdop-
pelt. Ein genaueres Hinsehen trübt dieses Bild jedoch: 2008 
war bei sechs Prozent aller Schülerinnen und Schüler in 
deutschen Schulen ein sonderpädagogischer Förderbedarf 
diagnostiziert worden  – 4,9  Prozent von ihnen besuchten 
Förderschulen, 1,1 Prozent allgemeinbildende Schulen. 
Bis 2015 reduzierte sich der Anteil in Förderschulen auf 
4,4 Prozent. Im gleichen Zeitraum erhöhte er sich in den Re-
gelschulen auf 2,7 Prozent. So steht einem minimalen Schü-
lerrückgang um 0,5 Prozentpunkte in Förderschulen ein 
deutlich größerer Anstieg um 1,6 Prozentpunkte der Kinder 
mit Förderbedarf in allgemeinen Schulen gegenüber. Diese 
Zahlen verdeutlichen: Förderschulen konnten sich nach wie 
vor behaupten. Festzuhalten bleibt: Auch nach sieben Jah-
ren ist Deutschland weit davon entfernt, das Inklusionsziel 
der UN-Konvention zu erfüllen. Ein Blick in die Bundeslän-
der zeigt allerdings, dass Bremen und Schleswig-Holstein 
auf dem Weg dorthin schon weit gekommen sind, während 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz noch eine lange 
Strecke vor sich haben.
Dafür, dass der Anteil „exklusiv“ unterrichteter Schüle-
rinnen und Schüler bundesweit im Schnitt kaum zurück-
gegangen ist, zugleich aber der Anteil inklusiv Lernender 

stark zugenommen hat, gibt es eine einfache Erklärung: 
Bei Kindern, die bereits in allgemeinen Schulen lernen, 
wird verstärkt ein sonderpädagogischer Förderbedarf dia-
gnostiziert. Diese Entwicklung trug zwar kaum zum Abbau 
der Förderschulen bei, hat aber gleichwohl eine positive 
Seite: Die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern, die 
ehemals sonderpädagogische Einrichtungen besuchten, 
führte in den Regelschulen dazu, generell Mädchen und 
Jungen aus dem unteren Leistungsbereich stärker zu be-
achten. Eine aktuelle Bildungsstudie belegt dies: Eltern mit 
Kindern in Inklusionsklassen bringen den Lehrkräften hohe 
Wertschätzung entgegen. Sie beschreiben den Unterricht 
durchgängig positiver als es Mütter und Väter tun, deren 
Kinder keine inklusiven Schulen besuchen. Aus Elternsicht 
erkennen und fördern Pädagoginnen und Pädagogen, die 
inklusiv unterrichten, demnach die Stärken der Kinder 
mehr als die nicht inklusiver Schulen: Sie setzen häufiger 
neue Unterrichtsmethoden ein, tun mehr dafür, dass auch 
Lernschwächere mitkommen und sprechen sich unterein-
ander stärker ab. Bei der Unterrichtsentwicklung wirkt also 
Inklusion! 
Derartige Erfolgsmeldungen geben all denen Recht, die 
von der Politik fordern, die pädagogischen Vorleistungen 
der Lehrerinnen und Lehrer angemessen zu honorieren.  
Zu Recht kritisieren die Schulen, dass sie sich zwar der 
Mammutaufgabe Inklusion stellen, Länder und Schulträger 
aber nicht bereit seien, im erforderlichen Umfang in die 
dazu notwendigen Personal- und Sachressourcen zu in-
vestieren. In der Regel reicht die Personalzuweisung nicht 
einmal aus, kleinere Klassen zu bilden oder wenigstens in 
einem Drittel des Unterrichts zwei Lehrkräfte einzusetzen. 
Das muss sich ändern.

Klaus Klemm, 
Bildungsforscher, Professor i. R. an der Uni Duisburg-Essen
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PISA: Mobbing belastet
In Deutschland wird fast jeder sechste 15-Jährige (15,7 Pro-
zent) regelmäßig Opfer teils massiver körperlicher oder seeli-
scher Misshandlung durch Mitschüler. Insgesamt sind Jungen 
häufiger Mobbing-Opfer als Mädchen. Das ist ein wesentlicher 
Befund der PISA-Sonderauswertung, die die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
am 19. April in Berlin präsentiert hat. Gut eine halbe Million 
Schülerinnen und Schüler hat daran teilgenommen, unter 
ihnen 10 000 aus Deutschland. „Wir brauchen mehr qualifi-
zierte Beratungsangebote und Fortbildungen“, kommentierte  
GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoffmann das Mobbing-Problem 
an den Schulen.
Gleichwohl fühlen sich nach Feststellungen der PISA-Forscher 
junge Menschen quer durch die Republik an ihren Schulen 
überwiegend wohl und empfinden weniger Stress durch 
Hausaufgaben oder Tests als Jugendliche im OECD-Schnitt. 
Allerdings schleppen Mädchen deutlich häufiger Schulsorgen 
mit sich herum als Jungen. In Schulsystemen, die auf Wettbe-
werb setzen, sei die Angst vor Schulversagen am größten, die 
Lernfreude am geringsten. Für GEW-Schulexpertin Hoffmann 
ein „gutes Argument gegen das gegliederte Schulsystem“.

Beitrag wird angepasst
Mit dem Tarifabschluss für die 2,14 Millionen Beschäftigten 
bei Bund und Kommunen im April vergangenen Jahres er-
zielten die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes einen 
Anstieg der Löhne und Gehälter von insgesamt 4,75 Pro-
zent. Er erfolgte in zwei Etappen: Im ersten Schritt – ab 
dem 1. März 2016 – gab es 2,4 Prozent mehr und im zwei-
ten – ab dem 1. Februar 2017 – weitere 2,35 Prozent. Für 
GEW-Mitglieder, die im Geltungsbereich des Tarifvertrags 
für den öffentlichen Dienst (TVöD) beim Bund, bei den 
Kommunen sowie im kommunalen Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) angestellt sind, wird der Gewerkschaftsbeitrag 
rückwirkend zum 1. Februar um 2,35 Prozent angepasst. 
Petra Grundmann, Schatzmeisterin der GEW

Arm und Reich
Der 5. Armutsbericht „Lebenslagen in Deutschland“, den die 
Große Koalition im April beschlossen hat, stößt bei Wissen-
schaft und Opposition auf scharfe Kritik. Aus Sicht des Armuts-
forschers Christoph Butterwegge ist er „verharmlosend“. Wenn 
es in dem Report heiße, dass nur wenige Kinder hierzulande un-
ter erheblichen materiellen Entbehrungen litten, gehe das an 
der Realität schlicht vorbei, zitiert die Deutsche Presse-Agentur 
(dpa) den Politologen. Union und SPD hätten zwar den Hartz-
IV-Regelsatz zum Jahresanfang leicht erhöht, doch Kinder, die 
jünger als sechs Jahre sind, gingen leer aus, kritisiert Butter-
wegge. In Deutschland ist jedes siebte Kind abhängig von Hartz 
IV. Nach Daten der Bundesagentur für Arbeit waren im vergan-
genen Jahr 1,54 Millionen Kinder und Jugendliche im Alter von 
unter 15 Jahren betroffen. Trotz guter Wirtschaftslage klaffe 
die Schere zwischen Arm und Reich in Deutschland immer wei-
ter auseinander, warnt auch der sozialpolitische Sprecher der 
Grünen, Wolfgang Strengmann-Kuhn (s. „Diesmal“ S. 48). 
Handlungsbedarf also. Das gibt auch Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles (SPD) zu. Nach ihren Worten zeigt der Bericht, 
„dass es eine verfestigte Ungleichheit bei den Vermögen gibt“ 
(s. S. 28 f.). Die reichsten zehn Prozent der Haushalte „besit-
zen mehr als die Hälfte des gesamten Netto-Vermögens“. 

„Rentensinkflug stoppen!“
Mit dem Online-Appell „Mit dieser Stimme den Rentensinkflug 
stoppen“ fordern der DGB und die Mitgliedsgewerkschaften 
von der Bundesregierung einen Kurswechsel in der Rentenpo-
litik. Die Arbeitnehmerorganisationen wollen der Altersarmut 
entgegenwirken und die Rente für künftige Generationen si-
chern (s. E&W-Rentenschwerpunkt 11/2016). Seit Ende März 
sammelt der DGB im Netz Unterschriften. Die Aktion läuft bis 
zur Bundestagswahl im September. Unterschrift sowie mehr  
Infos unter: http://rente-muss-reichen.de/meinestimme/

„Positive Bilanz“
Den Bildungsbereich finanziell besser auszustatten, zählt nach 
den Worten von GEW-Chefin Marlis Tepe zu den wichtigsten 
Anliegen der kommenden Jahre. In einem Ende März erschie-
nenen Interview mit dem DGB-Magazin „einblick“ machte 
Tepe deutlich, dass den finanziellen Ressourcen, die der Staat 
zur Verfügung stellt, ebenso wie den Arbeitsbedingungen im 
Bildungsbereich auch künftig ein Hauptaugenmerk der Ge-
werkschaft gelten werde. Als weitere Schwerpunkte nannte 
sie die Themen „Bildung in der digitalen Welt“, „Wege einer 
neuen Zeitpolitik“ sowie den Kampf gegen prekäre Beschäfti-
gung im Bildungsbereich. Tepe, die auf dem Gewerkschaftstag 
Anfang Mai in Freiburg erneut kandidiert, zog eine positive 
Bilanz ihrer bisherigen Amtszeit: „Wir verzeichnen einen Mit-
gliederzuwachs von vier Prozent. In der Bildungspolitik haben 
wir Impulse gesetzt – besonders in der Frage der Integration 
von Flüchtlingen.“ 

March for Science

Weltweit demonstrierten am 22. April Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler für die Freiheit von Forschung und Leh-
re. „Die GEW unterstützt das Kernanliegen des weltweiten 
Marsches. Akademische Freiheit setzt aber auch angemesse-
ne Rahmenbedingungen voraus“, mahnte GEW-Vize Andreas 
Keller. Es gebe keine „freie Wissenschaft ohne freie Wissen-
schaftler“. An die Bundesregierung appellierte Keller, den 
Druck auf Staaten zu erhöhen, die derzeit akademische Frei-
heit massiv unterdrückten. Als Beispiele nannte er die willkür-
liche Entlassung hunderter Hochschullehrkräfte in der Türkei 
und das Aus für die Europa-Universität in Budapest. 
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// Inklusion: Das große Ziel,  
die große Hoffnung, am Ende 
die große Desillusionierung? 
Oder doch nicht? Fünf Lehrkräfte 
unterschiedlicher Schulformen 
berichten aus ihrem inklusiven 
Alltag. //

„Arbeit zu zweit entlastet“
Anke Lüttich ist Grund- und Haupt-
schullehrerin. Sie unterrichtet im 
Grundschulbereich der Anne-Frank-
Gemeinschaftsschule in Karlsruhe:
„Vor fünf Jahren haben wir entschieden, 
eine inklusive Schule zu werden. Damit 
wir das umsetzen können, hat sich un-
sere Einrichtung zunächst auf Kinder 
mit dem Förderschwerpunkt Sprache 
konzentriert. Diese haben Anrecht auf 
je zwei Stunden Förderung. Bei fünf Kin-
dern in der Klasse ist also ein Sonderpä-
dagoge oder eine Sonderpädagogin zehn 
Stunden mit im Unterricht. Ich habe mich 
auf das Experiment eingelassen, weil ich 

dachte: Ich unterrichte ohnehin Kinder, 
die spezielle Förderung brauchen. Un-
terstützung kann nur gut tun. 
Seither arbeite ich mit einer Kollegin 
zusammen, die mit ihrer sonderpäda-
gogischen Ausbildung gezielt auf Kin-
der eingehen kann. Die Arbeit zu zweit 
entlastet enorm. Und: Wir tauschen 
uns über viele Dinge aus, die ich frü-
her abends mit nach Hause genommen 
habe. Klar ist: Inklusion funktioniert bei 
uns deshalb so gut, weil die Beziehungs-
ebene stimmt. Und wir schon so lange 
zusammenarbeiten.
Mit den zehn Stunden – die übrige 
Zeit unterrichte ich ja weiterhin al-
lein – komme ich persönlich recht gut 
zurecht. Für meine Kollegin ist das 
Modell hingegen nicht ideal. Sie muss 
ihre Arbeitszeit zwischen uns und ihrer 
‚Stammschule‘ – einem Sonderpädago-
gischen Bildungs- und Beratungszent-
rum ,Hören und Sprache‘ – aufteilen, 
ist also in zwei Kollegien und mehre-

ren Klassen im Einsatz. Stunden ohne 
Doppelbesetzung belasten Lehrkräfte 
wie Kinder erheblich. Letztere haben 
ja immer Unterstützungsbedarf, für sie 
sind zehn Stunden Begleitung bei 26 
Stunden Unterricht viel zu wenig. Und: 
Wir fürchten um die Ressourcen; Zeit 
droht immer wegzufallen. Dabei erle-
be ich Kontinuität gerade als zentrales 
Moment des inklusiven Ansatzes. 
Außerdem: Die Zusammensetzung un-
serer Schülerschaft ist knackig, viel 
mehr Kinder als jene mit sonderpäda
gogischem Förderbedarf brauchen be-
sondere Unterstützung. Und so wird 
es immer schwieriger, allen gerecht zu 
werden – was wir dennoch versuchen, 
und zwar ganztags. Wir unterrichten die 
ersten und zweiten Klassen gemeinsam. 
Diese Jahrgangsmischung fordert ein 
hohes Maß an Individualisierung. Ideal 
für Inklusion – aber auch ein weiteres 
Differenzierungspaket, das wir Lehr-
kräfte schultern müssen.“ 
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Anke Lüttich, Grund- und Hauptschullehrerin in Karlsruhe: „Unterstützung kann nur gut tun.“

„Die größte Her ausforderung“
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„Alle sollen mitkommen“
Lydia Puschnerus ist am Robert-Blum-
Gymnasium in Berlin tätig:
„Meine erste Stelle nach dem Referenda-
riat hat mich sofort in ganz unterschied-
liche Gruppen geführt: In Regelklassen 
unterrichte ich Englisch und Spanisch; 
und ich leite eine Willkommensklasse. 
Mit dem, was man gemeinhin unter In-
klusion versteht, haben wir wie die meis-
ten Gymnasien nicht viel zu tun. Aller-
dings gibt es eine Inklusionsbeauftragte; 
sie kümmert sich etwa darum, für Kinder 
mit speziellen Förderbedarfen, wie Hör-
problemen, Anträge zu schreiben. Und 
sie ist Ansprechpartnerin für Schülerin-
nen, Schüler, Lehrkräfte und Eltern.
In einem weiteren Sinne finde ich: Un-
sere Schule arbeitet durchaus inklusiv. 
Sie liegt in einem bunten Kiez; die Ju-
gendlichen haben ganz verschiedene 

kulturelle, sprachliche und soziale Hin-
tergründe. Als Gymnasium sind wir da-
mit in Berlin keine Ausnahme. 
Mein Ziel und das der Schule: Alle sollen 
mitmachen und mitkommen können. 
Dafür tun wir einiges – das ist angesichts 
der unterschiedlichen Hintergründe 
und Kompetenzen der Schülerinnen 
und Schüler auch nötig. Nicht zuletzt 
in den Willkommensklassen zeigt sich 
aber auch, dass soziale Inklusion nicht 
so einfach ist. Wir haben ein Mento-
renprogramm zwischen Willkommens-  
und Regelschülern; auch gehen die 
neuen Mädchen und Jungen stunden-
weise in Regelklassen. Das alles stellen 
wir selbst auf die Beine; ‚von oben‘, von 
der Senatsverwaltung, wird das nicht 
organisiert und auch nicht unterstützt. 
So erfordert es einerseits viel Extra-Ein-
satz von uns Lehrkräften; andererseits 

heißt das noch lange nicht, dass die 
Zugewanderten mit ihren Klassenka-
meraden wirklich in Kontakt kommen. 
Das bleibt eine Riesenherausforde-
rung. Als Lehrkraft fühle ich mich nicht 
schlecht darauf vorbereitet. Deutsch 
als Zweitsprache habe ich im Studium 
gelernt. Noch wichtiger ist vielleicht, 
dass ich Fremdsprachen studiert und 
mich intensiv mit Spracherwerb wie mit 
ethnischer und sprachlicher Diversität 
beschäftigt habe. Das verschafft einen 
großen Vorteil. Es erhöht die Sensibili-
tät, nicht nur für sprachliche, sondern 
auch für kulturelle Unterschiede. Dass 
ich immer wieder überrascht bin – etwa 
wenn manche Mädchen nicht mit auf 
Klassenfahrt dürfen – ist allerdings auch 
richtig. Da ist Elternarbeit gefragt. Hat 
das mit Inklusion zu tun? Auch da würde 
ich sagen: in einem weiteren Sinne ja.“ 
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Lydia Puschnerus, Gymnasiallehrerin in Berlin: „Mein Ziel und das der Schule: Alle sollen mitmachen und mitkommen können.“

„Die größte Her ausforderung“
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„Massiv verschlechtert“
Karin Grube arbeitet als Sonderpäda-
gogin an der IGS Bonn-Beuel:
„Seit den 1990er-Jahren galt unsere 
Schule mit 1 300 Schülerinnen und Schü-
lern in Sachen Inklusion als Vorbild. In 
jeder zweiten Klasse werden Kinder mit 
und ohne Behinderungen gemeinsam 
unterrichtet; und zwar grundsätzlich, 
so unser Konzept, von zwei Lehrkräften 
und einem Sonderpädagogen. Zentral 
war für uns auch, auf die Zusammen-
setzung zu achten: In jeder Klasse sind 
20 Regelschüler und sechs Kinder mit 
Förderbedarf – wobei uns sehr wichtig 
ist, dass sich die Bedarfe unterscheiden: 
von Hören und Sehen über emotionale 
und soziale Entwicklung, Lernen und 
Sprache bis zur körperlichen und geis-
tigen Entwicklung. So ist in den Klassen 
über 20 Jahre ein Mix entstanden, der 
für alle Mädchen und Jungen ein Ge-
winn war. Daher bin ich sehr überzeugt: 
Gut gemachte Inklusion nützt auch den 
Regelschülerinnen und -schülern.
Leider kann ich von unserer vorbild-
lichen Arbeit fast nur noch in der 
Vergangenheitsform sprechen. Seit 
Nordrhein-Westfalen (NRW) im Okto-

ber 2013 Inklusion gesetzlich verankert 
hat, hat sich unsere Ausstattung massiv 
verschlechtert. Das ‚Schulrechtsände-
rungsgesetz‘, das vorgibt, den inklusiven 
Auftrag der UN-Behindertenkonvention 
umzusetzen, bewirkt das Gegenteil: Wo 
Inklusion bisher praktiziert wurde, kann 
diese nun nicht mehr erfolgreich reali-
siert werden. 
Konkret bedeutet das Gesetz zweierlei: 
Wir können uns zum einen die Zusam-
mensetzung unserer Schülerinnen und 
Schüler nicht mehr aussuchen, sondern 
man weist sie uns aus der näheren Um-
gebung zu. Das hat zur Folge, dass wir 
jetzt viel mehr Kinder und Jugendliche 
mit dem Förderschwerpunkt Lernen als 
mit geistiger Entwicklung in den Klassen 
haben. Letztere wollen wir aber auch 
aufnehmen. 

Zum anderen hat sich unsere Personal-
ausstattung deutlich verschlechtert. 
Im kommenden Schuljahr werden wir 
Sonderpädagoginnen und -pädagogen 
erstmals nicht mehr dem Klassenleiter-
Team angehören. Stattdessen müssen 
wir in drei Klassen arbeiten. Wir sind 
also immer nur ein Drittel der Unter-
richtszeit anwesend. Das wird so nicht 
funktionieren. Insbesondere für Kinder 
mit Förderbedarf sind dauerhafte Be-
ziehungen unerlässlich; zudem werden 
die Regelschullehrkräfte nun mit der 
Aufgabe zeitweise alleingelassen.
Insofern muss ich als leidenschaftliche 
Verfechterin der Inklusion leider sagen: 
Der Wunsch, diese unter den aktuellen 
Bedingungen in die Fläche zu tragen, 
hat in NRW ihren Geist ebenso zerstört 
wie ihre Akzeptanz.“
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Karin Grube, Sonderpädagogin an einer Gesamtschule in Bonn-Beuel: „Unsere Personalausstattung hat sich deutlich verschlechtert.“

Inklusion auf dem Gewerkschaftstag
Inklusion ist auch auf dem Gewerkschaftstag ein Thema. 
Die GEW war vor Ort und hat nachgefragt: Wie steht es 
um die Inklusion? Antworten von Kindern sowie Päda-
goginnen und Pädagogen aus der Praxis gibt es im Video:  
gew.de/video-inklusion
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„Eine echte Chance“
Michael Rau unterrichtet Informatik 
an der Annedore-Leber-Oberschule, 
einer beruflichen Förderschule in 
Berlin:
„An meiner Berufsschule lernen aus-
schließlich Jugendliche mit sonderpä-
dagogischen Bedarfen. Anders als die 
Oberstufenzentren bilden wir in mehre-
ren Berufsfeldern aus; in Textil- genau-
so wie in Metall- oder kaufmännischen 
Berufen. Unsere 1 000 Schülerinnen 
und Schüler haben körperliche oder 
geistige Beeinträchtigungen, etwa Hör- 
oder Sehschwächen, oder auch psychi-
sche Erkrankungen oder Lernprobleme. 
Sie sind so verschieden, dass ich sagen 
würde: Wir arbeiten sehr inklusiv; dann 
nämlich, wenn man unter Inklusion 
nicht einfach die Integration junger 
Menschen mit Behinderungen in die 
Welt der Nichtbehinderten versteht. 
Leisten können wir das, weil unsere 

Ausstattung kleine Klassen ermöglicht; 
und wir, wenn nötig, zu zweit unterrich-
ten können. 
Wir, das sind an meiner Schule 65 Lehr-
kräfte, von denen sieben oder acht 
eine sonderpädagogische Ausbildung 
haben. Alle anderen, mich eingeschlos-
sen, haben sich spezielle Kenntnisse 
angeeignet. Meine Position: Inklusion 
hängt auch sehr von dem Herangehen 
ab. Betrachte ich jeden Schüler als Indi-
viduum, mit seinen Stärken und Schwä-
chen? Und habe ich die materiellen Vo-
raussetzungen, das zu tun?
Dem Gedanken, unsere Schule in den 
allgemeinen Betrieb der Oberstufen-
zentren (OSZ) zu integrieren, stehe ich 
äußerst skeptisch gegenüber. Immer 
wieder kommen unsere Schülerinnen  
und Schüler an einem normalen OSZ 
nicht zurecht; dort fehlt es an An-
sprechpartnern, Zeit, Kompetenzen. 
Übertrüge man unsere Ausstattung auf 

alle Berliner Berufsschulen, bräuchte es 
mehrere Hundert Sonderpädagogen, 
ganz zu schweigen von dem, was man 
sonst noch benötigt. So haben wir zum 
Beispiel allein für unsere sehbehinder-
ten Jugendlichen zwei Spezialkameras 
im Wert von mehreren Tausend Euro. 
So etwas lässt sich kaum in allen Schu-
len vorhalten – für die Betroffenen sind 
diese Kameras aber unerlässlich, um 
etwa an der Tafel mitlesen zu können.
Dass Inklusion wenig kosten darf, da-
für gibt es ein aktuelles Beispiel. In der 
Senatsverwaltung läuft eine Arbeits-
gruppe zur Inklusion in der beruflichen 
Bildung unter der Prämisse, nicht über 
Ressourcen zu sprechen. Wie aber soll 
man für Inklusion sein, wenn sich der 
Arbeitgeber weigert, die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen? Inklusion könnte 
eine echte Chance sein, unsere Schulen 
zu verbessern. Bisher wurde sie aber 
nicht genutzt.“
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Michael Rau, Informatiklehrer an einer beruflichen Förderschule in Berlin: „Inklusion hängt auch sehr von dem Herangehen ab.“
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„Im Grunde eine gute Idee“
Ute Schmiedekind arbeitet an der Regel
schule J. Dicel in Seebach/Thüringen:
„In Thüringen können Eltern von Kin-
dern mit besonderen Bedürfnissen seit 
einigen Jahren wählen, ob ihr Nach-
wuchs eine Regel- oder eine Förder-
schule besucht. Als das Gesetz inkraft 
trat, kam meine Schulleiterin auf mich 
zu und sagte: ‚Du, wir bekommen ja 
demnächst Schülerinnen und Schüler 
mit speziellem Förderbedarf – und da 
habe ich an dich gedacht.‘ Also kamen 
nach den Sommerferien 2013 drei Kin-
der mit – ganz unterschiedlichen – Pro-
blemlagen in meine 5. Klasse. Zeit, mich 
darauf vorzubereiten, blieb mir nicht. 
Eine Fortbildung zu besuchen wäre 
auch schwierig gewesen: Unsere Schule 
ist notorisch unterbesetzt; außerdem 
wird die Weiterbildung nur in Weimar 
angeboten, das liegt rund 100 Kilome-
ter entfernt.
Für mich bedeutet die neue Zusammen-
setzung: Um für alle Mädchen und Jungen 
einen Lernzuwachs zu erreichen, differen-
ziere ich meinen Unterricht noch weiter: 
Außer Haupt- und Realschülern gab es 
in unserer Schule schon immer jene, die 
später gern noch Abitur machen wollten. 
Mit der Einführung der Inklusion lernen 
nicht mehr alle nach dem selben Lehr-
plan: Manche Schülerinnen und Schüler 

sind erst auf dem Stand der 7. Klasse, 
auch wenn sie bereits in der 8. sind. 
Außerdem haben wir aktuell vier Kin-
der aus geflüchteten Familien, die kaum 
Deutsch sprechen. Die Folge: Wenn ich 
heute eine Englisch-Arbeit austeile, gibt 
es fünf verschiedene Varianten. 
Eine Sonderpädagogin für den gemein-
samen Unterricht haben wir auch, sie 
ist fünf Stunden in meiner Klasse – zwei 
in Mathe und drei in Deutsch. Da ich 
Englisch, Französisch und Ethik als Fä-
cher habe, sehe ich die Kollegin nur in 
Ausnahmefällen. Enorm hilfreich ist al-
lerdings unser Austausch außerhalb des 
Unterrichts: Ohne ihre Unterstützung – 
allein an unserer Schule arbeitet sie in 
vier Klassen! – könnten wir die völlig 
neue Situation gar nicht stemmen.

Im Grunde halte ich Inklusion für eine 
gute Idee. Die Eltern sind froh, dass ihre 
Kinder eine ‚normale‘ Schule besuchen 
können; und auch den Schülerinnen 
und Schülern tut es im Prinzip gut. Im 
Moment aber ist die Lage alles andere 
als befriedigend. Es fehlt massiv an Per-
sonal, auch an der Ausstattung mangelt 
es, etwa an Material für den Unterricht 
in heterogenen Gruppen. Insgesamt 
muss ich nach 36 Jahren im Schuldienst 
feststellen: Ich habe viele Reformen er-
lebt, nicht zuletzt nach dem Ende der 
DDR. Der inklusive Unterricht aber ist 
die größte Herausforderung meines 
beruflichen Lebens.“

Alle Protokolle: Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

Ute Schmiedekind, Lehrerin an einer Regelschule in Seebach/Thüringen: „Im Moment ist die Lage alles andere als befriedigend.“

Fo
to

: M
ic

ha
el

 R
ei

ch
el

FES-Länderhefte zur Inklusion
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) hat eine Reihe von 16 Länderheften erar-
beitet, die einen umfassenden Überblick über inklusive Bildung in der Schule 
und der beruflichen Bildung geben. Die Länderhefte sind eingebettet in eine 
größere Serie zur Inklusion, sie sind im Rahmen des Projekts „Gute Gesell-
schaft – Soziale Demokratie 2017plus“ entstanden. Jede Broschüre beleuchtet 
sowohl den aktuellen Stand der Umsetzung als auch die laufende politische 
Debatte. Ein Länderheft sowie das Überblicksheft sind noch in Vorbereitung. 
Sie erhalten die Broschüren unter: 
www.fes.de/de/gute-gesellschaft-soziale-demokratie-2017plus/gute-arbeit-
und-sozialer-fortschritt/projekte/inklusive-bildung-im-laendervergleich/
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Die große Ernüchterung
// Viele Lehrerinnen und Lehrer 
unterstützen die Inklusion, doch 
wegen schlechter Rahmenbedin-
gungen häufen sich bundesweit 
die Proteste. //

Wenn er an die Inklusion an den Ham-
burger Schulen denkt, dann beobach-
tet Sven Quiring einen „emotionalen 
Roll-back“. Als die Reform vor sieben 
Jahren flächendeckend umgesetzt wur-
de, habe es bei den Lehrkräften gro-
ße Unterstützung gegeben, sagt der 
Sonderpädagoge und stellvertretende 
GEW-Landesvorsitzende: „Jetzt ist die 
Euphorie einer großen Ernüchterung 
gewichen. Dagegen müssen wir etwas 
tun!“
Im Norden vollzieht sich exemplarisch 
ein Wandel, der auch in anderen Bun-
desländern zu beobachten ist. Obwohl 
immer mehr Schulen inklusiv arbeiten 
und eine Mehrheit der Pädagoginnen 
und Pädagogen die Inklusion nicht 
grundsätzlich in Frage stellt, brodelt es 
in den Lehrerzimmern, vor allem in den 
Grundschulen. 
Die GEW Hamburg und andere Inklu-
sionsunterstützer haben einen Weg 
des Protestes gewählt, der den Unmut 

der Lehrenden benennt, aber gleich-
zeitig die Reform vorantreiben will. 
Die „Volksinitiative Gute Inklusion“ hat 
schon mehr als 10 000 Unterschriften 
gesammelt. Der Initiative geht es vor 
allem um mehr Ressourcen. Unter an-
derem fordert sie je drei Lehrerunter-
richtsstunden mehr für Schülerinnen 
und Schüler mit dem Förderschwer-
punkt LSE (Lernen, Sprache, emotionale 
und soziale Entwicklung). 
Bislang weist der Hamburger Senat die 
Kritik zurück. Nach Angaben der Behör-
de stieg die Zahl der für Inklusion zu-
ständigen Lehrkräfte, Sozialpädagogen 
und Erzieherinnen an Grund- und Stadt-
teilschulen sowie Gymnasien seit dem 
Schuljahr 2012/13 von 990 auf 1 141 im 
Schuljahr 2016/17. 
Unterschiedliche Bewertungen der 
Rahmenbedingungen gibt es auch in 
anderen Bundesländern, obwohl die 
Regierungen zum Teil erhebliche Sum-
men in die Inklusion investieren. Dabei 
zeigt sich fast überall ein ähnliches Pro-
blem: Die Ausweitung der Reform auf 
die Fläche bringt häufig Rückschritte für 
jene Schulen, die schon lange integra-
tiv arbeiten – sie fühlen sich schlechter 
gestellt als bisher. Beispiel Hessen, das 

eine mehr als 30-jährige Erfahrung mit 
integrativem Lernen hat. Heute wünscht 
sich so manche Schule die Bedingungen 
des „gemeinsamen Unterrichts“ (GU) 
zurück. Der, so klagt der bildungspoliti-
sche Sprecher der SPD-Landtagsfrakti-
on, Christoph Degen, habe damals gute 
Standards gesetzt. Doch die seien leider 
nicht übernommen worden.
Es sind aber nicht nur die mangeln-
den Ressourcen für die Inklusion, die 
Lehrkräfte protestierten lassen. Hin-
zu kommt die Integration von bis zu 
300 000 geflüchteten Kindern. Viele Pä-
dagoginnen und Pädagogen verstehen 
dies nicht als Teil inklusiven Lernens, 
sondern als Zusatzaufgabe, mit der sie 
allein gelassen werden. 

Brandbrief aus Hessen
Anfang des Jahres schlugen in Frankfurt 
am Main rund 100 Grundschulleitungen 
Alarm und schrieben einen Brandbrief 
an den hessischen Kultusminister Ale
xander Lorz (CDU). Die Herausforderun-
gen in der Großstadt seien exorbitant, 
sagte der Sprecher des Bündnisses, Be-
nedikt Gehrling. Nach seinen Angaben 
haben an manchen Schulen mehr als 
80 Prozent der Kinder einen Migrations-
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Obwohl immer mehr Schulen 
inklusiv arbeiten und eine 
Mehrheit der Pädagoginnen 
und Pädagogen Inklusion nicht 
grundsätzlich infrage stellt, bro-
delt es in den Lehrerzimmern.
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Die Habichtswald-Klinik ist eine Klinik der Wicker-Gruppe.* aus dem deutschen Festnetz

Leisten Sie pädagogische Schwerstarbeit?

Fühlen Sie sich ausgebrannt und müde?
. . . bei uns können Sie wieder Atem schöpfen und neue Kraft-
quellen erschließen. 

Seit über 20 Jahren kombinieren wir aktuelle und bewährte Therapiever-
fahren der Psychotherapie, der Schulmedizin, des Gesundheitssports und 
der Naturheilkunde zu einer Ganzheitsmedizin, die zum Ziel hat, Körper, 
Geist und Seele wieder in eine gesunde Balance zu bringen. So können  
eigene Fähigkeiten frei entfaltet werden und zur Heilung beitragen.  
Weitere Informationen zu unseren Spezialkonzepten z.B. bei Burnout,  
Tinnitus, Depression oder Angsterkrankungen erhalten Sie unter  
www.habichtswaldklinik.de oder gebührenfrei* unter 0800 890 11 00.

Habichtswald-Klinik · Wigandstraße 1 · 34131 Kassel-Bad Wilhelmshöhe

hintergrund, viele sprechen schlecht 
Deutsch, Lehrkräfte arbeiten mit trau-
matisierten geflüchteten Kindern, ob-
wohl sie dafür nicht ausgebildet sind. 
Auch der seit kurzem pensionierte 
Grundschulleiter Manfred Schiwy aus 
Südhessen kennt die Schwierigkeiten. 
Der ehemalige Chef einer Schule im 
Landkreis Darmstadt-Dieburg hat im 
vergangenen Oktober mit anderen 
Schulleitungen ebenfalls einen Protest-
brief ans Kultusministerium geschickt. 
Darin heißt es: „Mit Sorge verfolgen wir 
die Entwicklung der Grundschulen. Wir 
befürchten, dass ihre Qualität nicht län-
ger auf dem gewohnten Niveau gehal-
ten werden kann, sogar abnimmt, wenn 
nicht gegengesteuert wird.“ 
Schiwy bestätigt, den Schulen fehlten 
sowohl Ressourcen für die Inklusion 
als auch für die Betreuung geflüchte-
ter Kinder: Unter diesen Bedingungen 
treibe die Verbindung von Inklusion 
und Integration die Belastungsgrenze 
ins Unendliche: „Wir gaukeln allen vor, 

dass kein Kind zu kurz kommt, aber das 
stimmt nicht.“
Zu einem ähnlichen Fazit kam im Fe
bruar eine Frankfurter Grundschulleh-
rerin, die in der Frankfurter Allgemei-
nen Sonntagszeitung (FAS) anonym 
ihren Alltag schilderte. Sie schrieb: 
„Heute würde ich keine Grundschul-
lehrerin mehr werden, weil ich den 
Kindern nicht mehr gerecht werden 
kann.“ Auf der Strecke blieben „die paar 
normalen, unauffälligen, lernbegieri-
gen Kinder, die einfach mitlaufen, weil 
man als Lehrerin keine Zeit für sie hat“.
Unwidersprochen bleiben solche Schil-
derungen nicht. Das hessische Kultus-
ministerium wehrt sich gegen den Vor-
wurf, die Grundschullehrkräfte allein zu 
lassen. Offiziell hat es auf den jüngsten 
Frankfurter Brandbrief nicht reagiert. 
Es habe aber ein „Treffen auf Fachebe-
ne“ mit den protestierenden Grund-
schulleitern gegeben, heißt es aus dem 
Ministerium. Beide Seiten würden nun 
„eine Reihe von Ansatzpunkten“ wei-

ter diskutieren. Zusagen für mehr Res-
sourcen gab es bisher nicht.

Kritik an „Schimpftirade“
Zu Wort gemeldet haben sich auch Ver-
treter des Netzwerks „Inklusion Frank-
furt“ und des Vereins „Gemeinsam leben 
Hessen“. Sie kritisieren unter anderem die 
„Schimpftirade auf die aktuellen Zustän-
de“ in der FAS: „Wenn wir als Eltern so 
etwas lesen, gewinnen wir den Eindruck, 
mehr Ressourcen, mehr Geld und mehr 
Zeit werden nicht ausreichen für gute In-
klusion. Haltung kann man nicht kaufen.“
Gewerkschafter Quiring sieht das an-
ders. „Es stimmt nicht, dass Inklusion 
nur die richtige Haltung braucht.“ Er 
setzt darauf, dass die Politik bald auf 
die „Volksinitiative Gute Inklusion“ re-
agiert – und die Schulen besser ausstat-
tet: „Schließlich fordern wir nichts, was 
unmöglich wäre.“

Katja Irle, 
freie Journalistin
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Kooperation auf allen Ebenen
// Was muss sich wie auf welchen 
Ebenen ändern, damit Inklusion 
in schulischer Praxis gelingen 
kann – und pädagogisches Enga-
gement nicht ins Leere läuft? //

Seit dem Kongress von Salamanca über 
„Special Needs Education“ 1994* und 
nicht zuletzt der Ratifizierung der UN-
Konvention über die Rechte der Men-
schen mit Behinderungen – die Deutsch-
land 2007 unterzeichnet hat, 2009 trat 
sie in Kraft – ist „Inklusion“ klar definiert: 
eine diskriminierungsfreie Teilhabe aller 
Menschen an Gesellschaft und Bildung, 
unabhängig von Alter, sozialer, kulturel-
ler oder ethnischer Herkunft, Fähigkei-
ten, Geschlecht, sexueller Orientierung 
oder körperlicher Verfassung. 
Idee und Praxis der Inklusion stehen 
damit im Widerspruch zu einer Gesell-
schaft, in der es nach wie vor vielfältige 
Mechanismen der Ausgrenzung gibt. 

Diesen entspricht eine Sozial- und Bil-
dungspolitik, welche die Spaltungen 
verstärkt. Das Konzept der Inklusion zielt 
auf eine andere, sozialere und demokra-
tischere Sozial- und Bildungspolitik ab. 
Das heißt allerdings: Inklusion ist kein 
Zustand, der sich von heute auf morgen 
herstellen lässt, sondern ein tiefgreifen-
der systemischer Transformationspro-
zess. Er sollte am Ende allen Lernenden 
zugutekommen und die angstfreie Ent-
faltung der Persönlichkeit und ihrer In-
teressen im Kontext einer solidarischen 
Lerngemeinschaft ermöglichen.

Kein Einzelkämpfertum
Die Frage ist nun: Wie kann diese Ent-
wicklung angesichts einer ihr wider-
sprechenden politischen und struktu-
rellen Ausgangslage gelingen? Und was 
können wir als pädagogische Expertin-
nen und Experten dazu beitragen? Um 
das zu beantworten, sind die Ebenen zu 

unterscheiden, auf denen dieser Pro-
zess stattfinden muss:
•	�Die professionelle: Nach wie vor wer-

den Lehrkräfte ungenügend auf die 
Heterogenität im Klassenzimmer vor- 
bereitet. Selbstreflexion und das För-
dern inklusiver Einstellungen spielen  
in der pädagogischen Ausbildung fast 
noch keine Rolle. Auch die Fachdidak-
tik und die Bildungswissenschaften 
bieten kaum Grundlagen für eine in- 
klusive Pädagogik. Ansätze zu einer 
inklusiven Lehrkräftebildung hat das  
„Zukunftsforum Lehrer_innenbildung“ 
der GEW in seinen Leitlinien skizziert. 
Darin hält die Bildungsgewerkschaft 
fest, dass Inklusion alle Teildiszipli-
nen betrifft. Nicht zuletzt geht es um 
eine professionelle Haltung, die in al-
len Phasen der Fachkräfteausbildung 
Thema sein sollte. Hierzu gehören 
die Bereitschaft zu lebenslangem Ler-
nen, die Offenheit gegenüber dem 
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Inklusion gibt es nicht von heute auf morgen. Sie soll allen Lernenden 
zugutekommen und die angstfreie Entfaltung der Persönlichkeit und 
ihrer Interessen in einer solidarischen Lerngemeinschaft ermöglichen.
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Ihre Ansprechpartnerin:
Marzena Gergens
Tel.: (0 62 51) 131- 2 95 
E-Mail: material@cbm.de 

Sie möchten Ihrer Klasse das Thema Inklusion
näher bringen? Wir bieten Ihnen kreative
Ideen und spannende Materialien für einen
lebendigen Unterricht in allen Klassenstufen.

Lassen Sie sich inspirieren unter:
www.cbm.de/schulen

Vielfalt erlebbar machen!
Materialien für Ihren Unterricht

Kostenlos ausleihen!
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Fremden und Neuen sowie das 
reflexive Bearbeiten von Ängs-
ten und Vorurteilen. Auch das in 
der professionellen Sozialisation 
angelegte Einzelkämpfertum der 
Lehrkräfte ist eher hinderlich, 
will man inklusive Schul- und Un-
terrichtsformen umsetzen. Für  
den inklusiven Unterricht brau-
chen Pädagoginnen und Päda
gogen daher Unterstützung durch  
ein entsprechendes Fortbildungs- 
angebot sowie Freiräume, damit 
sie dieses auch nutzen können. 

•	�Die institutionelle: Eine wichtige 
Bedingung für den Erfolg inklu-
siver Bildung ist die Kooperation 
auf allen Ebenen. Dies betrifft 
sowohl das gemeinsame Lernen 
der Kinder und Jugendlichen als 
auch die fachliche und päda-
gogische Zusammenarbeit der 
Lehrkräfte und der multiprofes-
sionellen Teams. Gemeinsame 
pädagogische Überzeugungen 
sowie der Inklusion gegenüber 
positiv eingestellte Schulleitun-
gen fördern Team-Strukturen. 
Dies war unter anderem auch 
das Ergebnis einer aktuellen 
Studie von Prof. Rolf Werning an 
niedersächsischen Grundschu-
len**. Die Akzeptanz und der 
Erfolg inklusiver Bildung waren 
an jenen Schulen am größten, 
an denen es gelang, kooperati-
ve Strukturen aufzubauen. Auch 
Untersuchungen zur Berufszu-
friedenheit der Lehrkräfte zei-
gen, dass diese an Schulen, an 
denen es eine verlässliche Zu-
sammenarbeit gibt, am höchs-
ten ist. Deshalb fordert die 
GEW, die Unterrichtsverpflich-
tung zu senken sowie Koopera-
tionszeiten und -räume für alle 
bereitzustellen. 

•	�Die bildungspolitische: Leider 
verstehen die meisten Bildungs-
politiker unter „Inklusion“ allen-
falls einen sonderpädagogischen 
Anbau der bestehenden Struktu-
ren. Dieser „Anbau“ soll zudem 
noch möglichst kostenneutral 
sein. Demzufolge reagiert Politik 
auf die Diversität der Lerngrup-
pen einerseits, indem sie sepa-

rierende Schulstrukturen beibe-
hält  – andererseits, indem sie 
einer naiven Testgläubigkeit ver-
fällt. Denn weder die Bildungs-
standards noch deren Überprü-
fung haben die Kultusminister 
an inklusive Settings angepasst. 
Auch die Themen Diskriminie-
rungsfreiheit, Demokratie und 
Kooperation spielen keine Rolle. 
Stattdessen wird so getan, als 
könne man durch entsprechen-
de Tests, Etikettierungen und 
Lernmaterialien inklusive Schu-
len entwickeln. Auch versucht 
Bildungspolitik weiterhin, Inklu-
sion innerhalb bestehender, ihr 
widersprechender schulischer 
Strukturen umzusetzen – und 
zwar meist ohne entsprechende 
Rahmenbedingungen. Paradox 
genug, dass Lehrkräfte in einem 
separierenden, chronisch unter-
finanzierten Schulsystem inklu-
sive Prozesse in Gang bringen 
sollen. 

Klar ist: Alle drei Ebenen greifen 
ineinander. Unsere Aufgabe als 
Bildungsgewerkschaft ist es, pro-
fessionelle Weiterentwicklung zu  
stärken, Zusammenarbeit und Ko-
operation in den Institutionen vo-
ranzubringen. Wir müssen von der 
Politik mit allem Nachdruck die Rah-
menbedingungen und Ressourcen 
einfordern, die zum Gelingen inklu-
siver Bildung notwendig sind. Bis 
wir dieses Ziel erreichen, bleibt uns 
nur, den pädagogischen Widerstand 
gegen die herrschende Systemlogik 
wach zu halten und Ansätze guter 
inklusiver Praxis zu stärken, an de-
nen sich Politik orientieren kann. 

Ilka Hoffmann, 
GEW-Vorstandsmitglied Schule

*„Kinder mit besonderen pädagogi-
schen Bedürfnissen müssen Zugang 
zu regulären Schulen haben.“
**Pressemeldung sowie Vortrag 
von Prof. Werning unter folgendem 
Link und Eingabe des 20.10.2016: 
www.mk.niedersachsen.de/ 
startseite/aktuelles/ 
presseinformationen

Materialien 
vom Fachverlag

für die Lehrkräfte in     
der Klasse und beteiligte 
sonderpädagogische 
Fachkräfte zur Unterstützung   

in den Klassen und bei 
individueller Förderung.

Inklusion
Dokumentation  ·  Organisation  ·  Rechtssicherheit

Hefte Klassenförderplanung (Screening) für die 

Schuleingangsphase und ab Klassenstufe 3

Unterrichtsnachweis für die 

Einzel- und Gruppenförderung

Förderplan und Bildungsbericht

(schülerweise im Heft)

Schülerverhalten

Schülerweiser Förderplan 

mit Dokumentation 

(Einzelheft je SuS)

Versprochen –

Abmachungen mit dem Kind

Elterngespräche mit Durchschrift

www.schulorganisation.com
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// Mangelnde Ressourcen, 
fehlende Stellen für sozialpäda
gogische Fachkräfte, schlechte 
Ausbildung, zu wenig Fortbildung 
sowie eine Fachdidaktik und Bil-
dungsstandards, die noch nicht 
auf Inklusion ausgerichtet sind. 
Die Klagen aus den Bundeslän-
dern ähneln sich. Ein Blick in drei 
Länder. //

Eigentlich müsste es ja genug Erfah-
rungen mit gemeinsamem Unterricht 
behinderter und nichtbehinderter Kin-
der geben – vor allem im alten Bun-
desgebiet. Bereits 1973 forderte der 
Deutsche Bildungsrat, das Separieren 
von Kindern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf in spezielle Schulformen 

zu beenden – und sich dem gemeinsa-
men Unterricht zuzuwenden. Anfang 
der 1980er-Jahre gab der Bund dann für 
ein Projekt der damaligen Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) sehr viel 
Geld aus, um dafür bundesweit an 100 
allgemeinbildenden Schulen gemeinsa-
mes Lernen über viele Jahre hinweg zu 
fördern. Es waren 100 gelungene Ver-
suche, wie der BLK-Abschlussbericht 
dokumentiert. Auch in der ehemaligen 
DDR gab es in den 1980er-Jahren einzel-
ne Vorstöße und Versuche – wenn auch 
zaghafter als im Westen.
Wenn die Schulminister heute diesen 
fast drei Jahrzehnte alten BLK-Bericht 
zur Kenntnis nähmen, hätten sie im 
Prinzip ein aktuelles Regiebuch für die 

Mammut-Reformaufgabe Inklusion in 
der Hand. Sie wüssten, was man nicht 
falsch machen darf – und wie es viel 
besser laufen könnte. Der Unterschied 
zu damals: Die 100 Modellschulen hat-
ten durch die Bundesförderung ausrei-
chend Ressourcen zur Verfügung. Es 
gab zusätzliche Stellen für Fachperso-
nal, die Schulen hatten sich freiwillig für 
den Versuch gemeldet, die Kooperation 
mit den Eltern funktionierte bis auf we-
nige Ausnahmen, engagierte Lehrerin-
nen und Lehrer hatten genügend Zeit 
für Fortbildung und Supervision. 
Als Deutschland 2009 der UN-Konven-
tion über die „Rechte von Menschen 
mit Behinderungen“ beitrat, duckte 
sich die Kultusministerkonferenz (KMK) 
zunächst einmal weg. Zu sehr war man 

Regiebuch vorhanden, 
eigentlich …
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noch mit den Spätfolgen des PISA-
Schocks von 2001 und der Verstän-
digung auf neue Bildungsstandards 
beschäftigt. Zugleich wollte Politik um 
jeden Preis – auch in allen SPD-geführ-
ten Bundesländern – eine neue Schul
strukturdebatte unterbinden.
So verlief denn auch Inklusionsentwick-
lung in den Ländern völlig unterschied-
lich, wie ein aktueller Blick nach Bre-
men, Sachsen und Nordrhein-Westfalen 
(NRW) deutlich macht. 

Musterknabe Bremen?
Als erstes Bundesland hat Bremen be-
reits unmittelbar nach Unterzeichnung 
der UN-Konvention Inklusion als Ziel 
ins Schulgesetz aufgenommen. Ein Jahr 
später startete die Umsetzung. Basis 
waren damals unter anderem Empfeh-
lungen eines Gutachtens der Bildungs-
forscher Klaus Klemm und Ulf Preuss-
Lausitz von 2008, alle Sonderschulen 
auslaufen zu lassen.
Schaut man in die aktuelle Statistik, die 
die beiden Wissenschaftler jetzt für das 
Schuljahr 2015/16 erarbeitet haben, 
so ist Bremen im Vergleich mit allen 
anderen Ländern dem Inklusionsziel 
eindeutig am nächsten gekommen. Im 
Schuljahr 2008/09 – also noch vor Un-
terzeichnung der Konvention, besuch-
ten von den Erst- bis Zehntklässlern in 
der Hansestadt insgesamt 4,61 Prozent 
spezielle Förderschulen. Heute sind es 
lediglich noch 1,12 Prozent. Zum Ver-
gleich: Bundesweit waren dies damals 
4,92 Prozent – heute 4,44 Prozent (s. 
Gastkommentar S. 2). Zugleich stieg die 
Inklusionsquote an allgemeinbildenden 
Schulen in Bremen von 2,94 Prozent 
(2008/09) auf 5,69 Prozent (2015/16). 
Das ist mit Abstand das beste Ergebnis 
bundesweit – wobei man auch in der 
Hansestadt berücksichtigen muss, dass 
Schulen heute viel mehr Schülerinnen 
und Schülern einen besonderen son-
derpädagogischen Förderbedarf attes-
tieren als damals. 
Probleme bereitet dort unter anderem 
die Inklusion Jugendlicher, die sozial-
emotionaler Förderung bedürfen. Die 
darauf spezialisierte Schule an der Fritz-
Gansberg-Straße sollte im Zuge der In-
klusion aufgelöst werden. Anfang 2014 
nahm man sie allerdings wieder ins 
Schulgesetz auf, wenn auch befristet. 

„Oberstes Ziel im Sinne der Inklusion 
ist, die Schülerinnen und Schüler ‚fit‘ 
zu machen für eine Rückschulung in die 
Regelschule“, heißt es in einer Selbst-
darstellung der Schule.
„Wir geben unseren Anspruch, inklu-
siv zu bilden, nicht auf – aber die Res-
sourcen reichen einfach nicht“, sagt 
GEW-Landesvorstandssprecher Bernd 
Winkelmann. Ein weiteres Problem ist 
Winkelmann zufolge der Mangel an 
sonderpädagogischen Fachkräften  –  
vor allem für die Grundschulen. „Die 
Universität Bremen bildet zu wenig 
Lehramtsstudierende aus. Die Hoch-
schule hat in den vergangenen Jahren 
andere Schwerpunkte gesetzt.“ 
In der Hansestadt sind die Sonder-
schulzentren für Lernen und Sprache 
inzwischen aufgelöst worden. Neben 
der Gansberg-Schule gibt es noch Son-
derförderzentren für Sehen und Hören. 
„Unsere Perspektive bleibt die eine 
Schule für alle“, betont Winkelmann. 
Aber die Pädagoginnen und Pädagogen 
benötigten für die Umsetzung der Re-
form mehr Zeit, das heißt weniger Un-
terrichtspflichtstunden. Der Landesver-
band wünscht sich zudem eine breiter 
angelegte Evaluierung und mehr Unter-
stützung durch die Wissenschaft. 

Trippelschritte in Sachsen 
In Sachsen geht es dagegen nur ganz 
langsam voran. „Die CDU, die mit Brun-
hild Kurth die Kultusministerin stellt, 
will erst dann gemeinsamen Unterricht 
für alle Kinder einführen, wenn die Be-
dingungen stimmen. Doch die werden 
nicht geschaffen“, kritisiert die Vorsit-
zende der GEW Sachsen, Uschi Kruse. 
Das schlägt sich eindeutig in der Statis-
tik nieder. Besuchten vor Unterzeich-
nung der UN-Konvention in Sachsen  
6,9 Prozent der Schülerinnen und Schü-
ler separate Förderschulen, so waren 
es im Schuljahr 2015/16 immer noch 
5,89 Prozent – ein Rückgang im Schne-
ckentempo. Der verpflichtende Besuch 
einer Förderschule sei zwar formal auf-
gehoben – sofern das Eltern wünschten. 
Doch den Elternwillen nach gemeinsa-
mem Unterricht zu erfüllen, sei an Be-
dingungen geknüpft. Andere Kinder und 
Jugendliche dürften dadurch nicht „be-
hindert“ werden. Die Schulleitung müs-
se zustimmen, berichtet Kruse. „Ohne 

die große Zahl engagierter Mütter und 
Väter wären wir nicht weitergekom-
men. Aber die aufnehmenden Schulen 
werden von der Landesregierung allein 
gelassen.“ Für mehr Fortschritt in Sa-
chen Inklusion müssten mehr Geld be-
reit- und Fachkräfte eingestellt werden. 

Schleppend voran in NRW
NRW hat 2013 zwar durch Änderung des 
Schulgesetzes die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Entwicklung eines in-
klusiven Schulsystems geschaffen. Doch 
der Rückgang der „exklusiv“ in Förder-
schulen unterrichteten Kinder geht nur 
äußerst schleppend voran. Betrug der 
Anteil der Schülerinnen und Schüler 
im Jahr vor Unterzeichnung der UN-
Konvention 5,24 Prozent, so waren es 
im Schuljahr 2015/16 immer noch 4,72 
Prozent. Angesichts zu geringer Unter-
stützung durch die Landesregierung be-
fürchtet die GEW NRW Stagnation – bis 
hin zum Wiederanstieg der Exklusions-
quote –, wie er nach den Berechnungen 
von Klemm und Preuss-Lausitz derzeit 
in Baden-Württemberg und Bayern zu 
beobachten ist. „Eine zunehmende Um-
schulung aus dem gemeinsamen Lernen 
zurück an die Förderschulen zeigt, dass 
häufig auch Kinder mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf und ihre Eltern 
unzufrieden sind mit dem bisherigen 
Stand der Umsetzung der Inklusion“, 
heißt es in einem Forderungskatalog der  
GEW NRW zur Landtagswahl am 14. Mai.  
Beklagt wird von der Gewerkschaft eine 
ungenügende Ausstattung mit Perso-
nal, Zeitressourcen und Materialien. 
Auch die angebotenen Fortbildungen 
für Lehrkräfte seien nicht ausreichend. 
In vielen Kommunen fehlten zudem 
Schulentwicklungspläne. Denn nicht 
nur die Landesregierung müsse Inklu-
sion in der Praxis besser unterstützen, 
fordert der nordrhein-westfälische Lan-
desverband. Auch die Schulträger seien 
in der Verantwortung – zum Beispiel für 
weitere barrierefreie Räume zu sorgen. 
„An vielen Schulen herrscht Frust, weil 
sich die Lehrkräfte allein gelassen füh-
len. Die Inklusion ist einfach unterfi-
nanziert“, resümiert GEW-Landesge-
schäftsführer Michael Schulte. 

Karl-Heinz Reith, 
Bildungsjournalist und Fachautor
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// Schwierigkeiten mit der Pro-
motion? Kennt fast jeder Dokto-
rand bzw. jede Doktorandin in 
Deutschland. Mal ist die Doktor-
mutter wochenlang abgetaucht, 
mal verlangt der Doktorvater 
eine immer größere Ausweitung 
des Themas. Zwischen einem 
Drittel und der Hälfte der Promo-
vierenden bricht das eigene For-
schungsprojekt irgendwann ab*. 
Das kann auch mit der Qualität 
der Betreuung in der Promotions-
phase zu tun haben. Die Promo-
vendin Anja Hirsch verlangt im 
E&W-Interview „einen Umgang 
auf Augenhöhe“. //

E&W: Es knirscht viel zu häufig zwischen 
Betreuer und Doktorand, zwischen Dok-
tormutter und Promovendin. Sie halten 
als Projektgruppe Doktorandinnen und 
Doktoranden der GEW mit dem „Posi-
tionspapier Promotionsbegleitung“** 
dagegen. Wie kam es zustande?
Anja Hirsch: Bei einem unserer jährli-
chen Seminare haben wir uns 2013 sehr 
intensiv mit der Promotionsbetreuung 
beschäftigt. Bisher ein Konzept, bei dem 
sehr vage bleibt, was man erwarten 
kann und was es wirklich bedeutet. Das 
wollten wir verändern. Ziel ist, das Ver-
hältnis zwischen Promovierenden und 
ihren Betreuerinnen und Betreuern zu 
klären und zu schärfen. Ergebnis unserer 
intensiven Diskussionen ist das Positi-
onspapier.
E&W: Sie stören sich vor allem am Be-
griff der „Betreuung“. Das ist doch nur 
Wortklauberei!
Hirsch: Nein, denn Betreuung assoziiert 
eine starke Hierarchie. Das passt nicht 
zum Berufsbild der selbstständig arbei-
tenden Wissenschaftlerin. Ein anderer 
Begriff erscheint uns viel angemesse-
ner: „Begleitung“. Weil er auf einen 
Umgang auf Augenhöhe verweist und 
weder die Selbstständigkeit der Dok-
torandinnen und Doktoranden außer 

Acht lässt noch die phasenweise nötige 
Beratung und Unterstützung.
E&W: Für diese andere Form der Zu-
sammenarbeit braucht es doch mehr 
als nur neue Bezeichnungen …
Hirsch: Na klar, auch die Strukturen 
müssen sich deutlich ändern. Deshalb 
fordern wir den Abbau bestehender Ab-
hängigkeiten. Bisher ist der Doktorvater 
oder die Doktormutter doch häufig alles 
in einer Person: Begleiter, Gutachter und 
oft auch noch dienstlicher Vorgesetzter. 
Wenn es dann Probleme mit der Promo-
tion gibt, ist es für die Doktorandinnen 
und Doktoranden oft schwierig, sich zu 
beschweren. Ich kann verstehen, wenn 
jemand sich nicht über schlechte Ab-
sprachen bei der Promotionsbegleitung 
beklagen will, wenn sein Gegenüber 
gleichzeitig als Chef über den nächsten 
Urlaub entscheidet. Oder wenn jemand 
kaum Zeit für die Promotion aufgrund 

der hohen Arbeitsbelastung hat, aber 
fürchtet, dass die Kritik daran die gute 
Note der Doktorarbeit gefährden könn-
te. Im Idealfall müssen die einzelnen 
Rollen klar getrennt werden.
E&W: Wie denn?
Hirsch: Wer eine Promotion begleitet – 
im Normalfall dauert das ja mehrere 
Jahre  –, sollte sie anschließend nicht 

auch noch benoten. In anderen Wis-
senschaftssystemen, etwa in England, 
ist das längst üblich und eine Form 
wissenschaftlicher Qualitätssicherung. 
Allerdings gibt es dort auch keine No-
tenskala, sondern nur ein einfaches Be-
standen-/Nicht-Bestanden-System. Dass 
die willkürliche Benotung abgeschafft 
wird, wenn man die Rollen Begleitung 
und Begutachtung trennt, halten wir für 
wichtig. Viele Aufgaben der nichtfachli-
chen Begleitung könnten zudem fächer-
übergreifend Graduiertenzentren über-
nehmen. Noch entscheidender erscheint 
mir, dass Doktorandin oder Doktorand 
mit der begleitenden Hochschullehrkraft 
bereits zu Beginn der Zusammenarbeit 
klare Absprachen trifft – etwa über eine 
Promotionsvereinbarung.
E&W: Was wollen Sie genau vereinbaren?
Hirsch: Alles, was für eine erfolgreiche 
Promotionsphase wesentlich ist. Fest-
legen sollte man zum Beispiel die Dau-
er der Promotion und die Häufigkeit 
des Feedbacks. Wir empfehlen, dass es 
mindestens einmal im halben Jahr eine 
Rückmeldung gibt, ich selbst habe einen 
Drei-Monats-Rhythmus vereinbart. Klä-
ren sollte man auch, welche Ressourcen 
zur Verfügung stehen: Büroräume, Platz 
und Zeiten im Labor. Außerdem sollte 
vereinbart werden, die Nachwuchsfor-
scherinnen und -forscher in die Fach-
community einzuführen und sie über 
wichtige Tagungen und Publikationspro-
jekte zu informieren. Und – ein ganz ent-
scheidender Punkt: welche Verfahren im 
Konfliktfall geeignet sind, Probleme zu 
lösen. Graduiertenzentren an Hochschu-
len könnten sich hier beispielsweise als 
Vermittler einschalten. Deshalb sollten 
diese Absprachen nicht nur zwischen 
Doktorand und der Begleitperson, son-
dern auch mit der Universität und – so-
fern es eines gibt – mit dem Graduierten-
zentrum getroffen werden.
E&W: Viele Unis argumentieren: Wir 
haben doch längst solche Vereinbarun-
gen, etwa zur Dauer einer Doktorarbeit.

„Feedback mindestens  
jedes halbe Jahr“

Anja Hirsch, 32, ist Politikwissenschaft-
lerin. Sie promoviert über Jugendpartizi-
pation an der Universität zu Köln.
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Private Akutklinik für psychische 
und psychosomatische Gesundheit 

Hirsch: Das stimmt. Es gibt solche Re-
gelungen immer öfter, aber sie sind von 
unterschiedlicher Qualität. Schwierig 
wird es, wenn man die Doktorandinnen 
und Doktoranden nicht von Anfang an 
mit einbezieht. Sie müssen die Chance 
haben, ihre Interessen in die Regelun-
gen mit einfließen zu lassen. Passiert 
das nicht, sehen wir die Gefahr, dass aus 
der Promotionsvereinbarung ein einsei-
tiger Verpflichtungskatalog zu Lasten 
des Doktoranden oder der Doktoran-
din wird. Wir wollen, dass darin auch 
die Pflichten für die Begleiterinnen und 
Begleiter sowie die Hochschulen festge-
schrieben werden.
E&W: Welche Bindungskraft hat ein sol-
ches Papier? Was passiert, wenn etwa 
ein Begleiter seine Verpflichtungen zu 
regelmäßigem Feedback nicht einhält?
Hirsch: Der rechtliche Status ist tat-
sächlich ein Punkt, den man klären 
sollte. Also etwa die Frage, wie sich das 
Verhältnis zwischen Promotionsverein-
barung und regulärem Arbeitsvertrag 

gestaltet. In der GEW ist das Thema 
sehr präsent. So prüft die Gewerkschaft 
derzeit, wie man Promovierende am 
besten absichern kann. Aber Sie spre-
chen mit Ihrer Frage ja auch die Qualifi-
zierung der Promotionsbegleiter an.
E&W: Warum ist Qualifizierung nötig? 
Besteht die nicht über Promotion und 
Habilitation?
Hirsch: Die dokumentieren zunächst 
nur die wissenschaftliche Qualifika-
tion  – sagen aber wenig bis gar nichts 
über die Begleitung aus. Wer promo-
viert hat, ist nicht automatisch ein guter 
Promotionsbegleiter. Sie oder er muss 
sich auch dafür qualifizieren. Andere 
Länder machen das vor: In Großbritan-
nien ist man zum Beispiel erst einmal 
Co-Begleiter bei Kolleginnen und Kol-
legen, die schon länger Promovieren-
de begleiten. Erst danach erreicht man 
den Status, eigenverantwortlich eine 
Dissertation zu begleiten. Das, wie auch 
entsprechende Qualifizierungsangebo-
te, halte ich für ein sinnvolles Modell, 

weil es schrittweise an die Rolle des 
Promotionsbegleiters heranführt.
E&W: Wie hoch sind die Hürden, Ihre 
Vorschläge umzusetzen?
Hirsch: Uns ist klar, dass wir einen Kul-
tur- und Mentalitätswandel im deut-
schen Hochschulsystem brauchen. Wir 
müssen die Promotionsphase ganz an-
ders denken, mehr aus Sicht der Qua-
lität. Und wir könnten uns vielleicht 
schon mal klar machen, dass die Dok-
torandenzahl, die ein Begleiter betreut, 
kein Maßstab für die Qualität seiner 
Begleitung ist.

Interview: Armin Himmelrath, 
freier Journalist

*Darauf wies der im Februar 
vorgestellte „Bundesbericht 
wissenschaftlicher Nachwuchs“  
(s. E&W 3/2017) hin.
**Das GEW-Positionspapier:  
www.gew.de/promotionsbegleitung
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An welcher Uni  
willst du arbeiten?
// … und an welcher besser nicht? 
Das GEW-Portal Kodex-Check* 
bietet allen eine gute Orientie-
rungshilfe, die sich einen Über-
blick über die Beschäftigungsbe-
dingungen an den Hochschulen 
verschaffen wollen. Das Portal ist 
während der 8. Follow-up-Tagung 
zum „Templiner Manifest“** von 
der GEW in Berlin präsentiert 
worden. //

Soll sich die Naturwissenschaftlerin und 
junge Mutter nach der Promotion für 
die Universität Tübingen oder die Uni-
versität Heidelberg entscheiden? Beide 
deutsche Elite-Unis haben Konzepte 
für Familienfreundlichkeit und gute Ar-
beit, wie die Datenbank kodex-check.
de zeigt. Allerdings stellt die Uni Heidel-
berg ihre wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu 88 Prozent 
ohne feste Stelle an, während an der 
Uni Tübingen „nur“ 77 Prozent des Mit-
telbaus befristet beschäftigt sind.
Das GEW-Portal Kodex-Check leistet et-
was bislang Einmaliges: Auf einen Blick 
lässt sich vergleichen, wie die 82 deut-
schen Universitäten ihre Spielräume 
als Arbeitgeber nutzen: Wie hoch etwa 
der Anteil befristet Beschäftigter oder 
der Frauenanteil ist. Oder wo es einen 
Tenure Track gibt. Dem Check liegt der 
„Herrschinger Kodex“ zugrunde, der 
Leitfaden für gute Arbeit in der Wis-
senschaft, den die GEW vor fünf Jahren 
verabschiedet hat. „Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler interessieren 
sich heute nicht mehr bloß für die For-
schungsbedingungen an einer Univer-
sität, sondern zunehmend auch für die 
Beschäftigungsbedingungen“, erklärte 
GEW-Vize Andreas Keller, als er die Da-
tenbank vorstellte. Die GEW erhoffe 
sich von dem Vergleichsportal mehr 
Transparenz, so Keller. Gleichzeitig set-
ze man die Hochschulen unter Erklä-
rungsdruck: Wie kommen Differenzen 
zustande, wenn Fächerprofil und Etat 

ansonsten vergleichbar sind – so wie 
es beispielsweise bei den Universitäten 
Heidelberg und Tübingen der Fall ist. 
„Es gibt kaum Unterschiede zwischen 
Universitäten mit und ohne Exzellenz-
status, obwohl die Exzellenz-Unis mehr 
Geld erhalten und für ihre Bewerbung 
auch Programme zur Familienfreund-
lichkeit vorlegen mussten”, berichtete 
die frühere wissenschaftliche Mitarbei-

terin am Institut für Sozialwissenschaf-
ten der Humboldt Universität zu Berlin, 
Franziska Leischner. Damit hätten sie 
und ihre drei Kollegen nicht gerechnet, 
als sie – gefördert von der Max-Traeger-
Stiftung – statistisches Material sam-
melten und für ihre Studie zu Beschäfti-
gungsbedingungen und Personalpolitik 
an den Unis aufbereiteten. Der Kodex-
Check basiert auf diesen Daten, deren 
Auswertung deutlich machte: Selbst 
wenn Hochschulen Modelle für gute 
Arbeit oder Familienfreundlichkeit ha-

ben, heißt das noch nicht, dass diese 
auch wirksam sind. „Viele der befragten 
Hochschulen verfügen über ein Kon-
zept oder sind sogar als familienfreund-
liche Hochschule zertifiziert”, berichtet 
Leischner. „Gleichzeitig wissen wir aus 
dem Bundesbericht für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs (BuWiN – s. 
E&W 3/2017): Wenn Leute befristet und 
prekär beschäftigt sind, ist das nicht be-
sonders familienfreundlich.“ 
Der im Februar veröffentlichte 3. Bun-
desbericht weist nach, dass prekäre 
Beschäftigung an Hochschulen und 
Wissenschaftseinrichtungen auf sehr 
hohem Niveau stagniert. 93 Prozent der 
hauptamtlich wissenschaftlich Tätigen, 
die jünger als 45 sind, haben Fristver-
träge. Es besteht also Handlungsbedarf.
Darüber, was sich nach der Bundestags-
wahl an den Hochschulen strukturell än-
dern soll, debattierten Wissenschafts-
experten der CDU, Grünen, Linken und 
SPD zum Abschluss der Tagung.
Hochschulexperte Keller stellte klar, 
dass die GEW eine bessere Finanzierung 
der Hochschulen für unabdingbar halte, 
um dort gute Arbeit zu gewährleisten: 
„Wir geben deutlich weniger Mittel für 
Bildung aus als andere OECD-Länder“, 
bemängelte der Gewerkschafter. Für 
die CDU-Bundestagsabgeordnete Ale
xandra Dinges-Dierig ist die Finanzfrage 
allerdings nicht entscheidend. „Gute 
Arbeit hat vor allem damit zu tun, wie 
man miteinander umgeht”, betonte sie. 
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Während der 8. Follow-up-Tagung  
der GEW zum „Templiner Manifest“ 
diskutierten Wissenschaftsexperten 
über strukturelle Veränderungen an  
den Hochschulen. Die CDU-Bundestags-
abgeordnete Alexandra Dinges-Dierig 
hielt die Finanzfrage dabei nicht für 
entscheidend. 

„Es ist ein fatales Zeichen, Bildungs-
ausgaben zu senken und im Gegenzug 
Verteidigungsausgaben zu erhöhen“, 
betonte Nicole Gohlke, Die Linke.
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Geld ist nicht alles – getreu die-
sem Motto will die Union ab 2018 
die Ausgaben für Bildung und 
Forschung senken, wie die Mitte 
März im Kabinett verabschiede-
ten Eckwerte für den kommenden 
Haushalt erkennen lassen. Ganz 
im Regen stehen lassen will Din-
ges-Dierig die Hochschulen aber 
auch nicht: Sie sprach sich dafür 
aus, dass das zusätzliche Geld aus 
den Hochschulpakten – insgesamt 
38,5 Milliarden Euro über 16 Jah-
re – auch weiterhin in das ganze 
Bildungssystem fließen müsse. Die 
Hochschulpolitiker der Oppositi-
on kritisierten die von der Union 
geplanten Kürzungen im Haushalt 
scharf. „Es ist ein fatales Zeichen, 
Bildungsausgaben zu senken und 
im Gegenzug die Verteidigungsaus-
gaben zu erhöhen”, sagte Nicole 
Gohlke, Die Linke. „Nicht kürzen, 
sondern klotzen“, lautete der Ap-
pell von Kai Gehring, Grüne: „Wir 
brauchen bei Bildung, Wissen-
schaft und Forschung weiterhin 
einen kontinuierlichen Aufwuchs.“ 
Der SPD-Bildungsexperte Ernst-
Dieter Rossmann beruhigte: Man 
dürfe die „Eckwerte“ nicht allzu 
ernst nehmen. „Das ist der klassi-
sche Haushaltsentwurf einer Re-
gierung, die weiß, dass sie in dieser 
Konstellation nicht mehr regieren 
will.“ Mehr Geld für die Unis, da-
rauf konnten sich SPD, Grüne und 
Linke schnell einigen. Aber wofür 

es ausgegeben? Gohlke wiederhol-
te den Ende März von der Linken 
in den Bundestag eingebrachten 
Vorschlag: Der Bund solle mehr un-
befristete Stellen an Hochschulen 
schaffen. 100 000 solcher Dauer-
stellen könnten demnach in den 
nächsten zehn Jahren mittels eines 
Anreizprogramms entstehen. Sozi-
aldemokrat Rossmann überzeugte 
das nicht. „Wir werden nicht die 
Erwartung fördern, dass die Hoch-
schule ein System unbefristeter 

Stellen ist“, so Rossmann. Das habe 
nichts mit guter Wissenschaft zu 
tun. Keller betonte, dass es um eine 
vernünftige Balance von befriste-
ten und unbefristeten Verträgen 
sowie um Mindeststandards für 
Zeitverträge gehe. Er versprach, 
dass die GEW alles daran setzen 
werde, das Thema Beschäftigungs-
bedingungen bei der Bundestags-
wahl zentral zu positionieren.

Anna Lehmann, 
taz-Redakteurin

*www.kodex-check.de
**www.gew.de/wissenschaft/
templiner-manifest

SPD-Bildungsexperte Ernst-Dieter 
Rossmann mit Blick auf die „Eck-
werte“ des kommenden Haushalts: 
„Das ist der klassische Haushalts-
entwurf einer Regierung, die weiß, 
dass sie in dieser Konstellation 
nicht mehr regieren will.“

„Nicht kürzen, sondern klotzen“, 
lautete der Appell des Grünen Kai 
Gehring an die Politik.
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// „Es gibt keine andere als poli-
tische Pädagogik“ (Paolo Freire) 
lautete das Motto des Kinder- 
und Jugendhilfekongresses der 
GEW, der am 7. und 8. April in 
Berlin-Neukölln stattgefunden 
hat. Es war eine ganz besondere 
Veranstaltung mit illustren Gäs-
ten aus Wissenschaft, Gewerk-
schaft und Politik. //

Wer dem von der Politik gern bemühten 
Bild der Kostenexplosion im Sozialstaat 
entgegentreten will, ist bei Stefan Sell 
richtig. Der Koblenzer Professor zer-
stört diesen Mythos in wenigen Sätzen. 
Er betritt die Bühne, sagt: „Jetzt kommt 
die herrschende Wissenschaft  – die 
Ökonomie“ und ficht gegen die Logik 
der Finanzpolitiker. Der Fehler liege 
bereits im Ansatz: „In jedem Unterneh-
men wird erst das Unternehmensziel 
definiert und dann berechnet, was es 
kostet.“ Am Ende setze man die Inves-
tition ins Verhältnis zu dem, was der 
Ertrag ist – der Wertschöpfung. So ge-
sehen sei es völlig grotesk, zum Beispiel 
beim Kita-Ausbau, das Wort Kosten  – 
geschweige denn Kostenexplosion  – 
überhaupt in den Mund zu nehmen. 
Sell: „Da explodiert nichts. Und es sind 
auch keine Kosten: Es sind Investitio-
nen, mit gewaltigen Multiplikatoren-

Effekten, etwa für die Unternehmen.“ 
Dass die Kommunen zu Recht über lee-
re Kassen klagten, stellt der Professor 
für Volkswirtschaftslehre und Sozialpo-
litik nicht in Abrede. Ursache dafür sei 
allerdings eine „völlig perverse Kosten-
Nutzen-Architektur. Wir brauchen ein 
Finanzierungssystem, in dem der Nut-
zer dorthin etwas abgibt, wo die Kosten 
entstehen“, so Sell. 
Willkommen auf dem Kinder- und Ju-
gendhilfekongress der GEW, auf dem 
seit seiner Gründung 1992 immer vor-
aus- und quergedacht wurde. Mehr als 
200 Teilnehmende, unter ihnen 15 (!) 
Referentinnen und Referenten, waren 
allerdings auch deswegen angereist, 
weil es der letzte Kinder- und Jugend-
hilfekongress war, den seine Gründer-
väter organisierten. Sowohl Norbert 
Hocke, 28 Jahre lang GEW-Vorstands-
mitglied für Jugendhilfe und Sozialar-
beit, als auch Referent Bernhard Eibeck 
verabschieden sich – der eine nach dem 
Gewerkschaftstag der GEW Anfang Mai 
in Freiburg, der andere schon vorher. 
Und so saß, wie es Berlins Jugendsena-
torin Sandra Scheeres (SPD) ausdrück-
te, die „geballte deutsche Jugendhilfe“ 
im Saal der „Werkstatt der Kulturen“. 
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe machte 
in ihrer Begrüßung deutlich: Mit Hocke 
und Eibeck gehen nicht nur zwei Män-

ner, die den „langen Weg von Kinder-
gärtnerinnen zu Kindheitspädagogen, 
von Betreuung zu Bildung entscheidend 
nach vorn gebracht haben“. Sondern 
auch zwei, die die „Sozialpädagogik in 
diesem Land erheblich mitprägten“.

Viel Rückblick
Dazu passte, dass während der Tagung 
viel zurückgeblickt wurde – und dabei 
festgestellt: Es hat sich in den vergan-
genen 30 Jahren nicht nur im Erzieher-
beruf viel getan. Vor dem Mauerfall, 
rechnete der Leiter des Deutschen Ju-
gendinstituts (DJI), Thomas Rauschen-
bach, vor, hätten in der Bundesrepublik 
300 000 Menschen in der Kinder- und 
Jugendhilfe gearbeitet; heute seien es 
über eine Million. „Das sind mehr als in 
der Autoindustrie und fast so viele wie 
in der Schule“, so Rauschenbach. Als 
Gründe nannte er zusätzlich zum massi-
ven Ausbau des Kita- und Kinderschutz-
Bereichs auch den Zuzug Geflüchteter. 
Der DJI-Leiter erinnerte daran, dass 
es nicht immer ein gutes Zeichen sein 
müsse, wenn die Nachfrage am Arbeits-
markt steigt: „Wenn die Kinder- und 
Jugendhilfe wächst, stellt sich immer 
die Frage: Verbessert sich die Qualität – 
oder nehmen die gesellschaftlichen 
Probleme zu?“ Dass bei der Qualität 
vieles im Argen liege, war Konsens. Die 
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 

für Kinder- und Jugendhilfe, Karin Böl-
lert, erklärte, während Infrastruk-

Langer Weg 

Kinder- und Jugendhilfekongress der GEW  
in Berlin: Seit der Gründung 1992 wurde hier 
immer voraus- und quergedacht.

22

Erziehung und Wissenschaft  | 05/2017

JUGENDHILFE



Jeder 
ist besonders
Bethel setzt sich 
für Menschen mit 
Behinderungen ein. 

www.bethel.de

41
1

094x104_4C_411.indd   1 23.06.15   14:14

tur wie Angebote sich quantitativ 
enorm ausgeweitet hätten, sei der 
„Qualitätsausbau erst in den An-
fängen“. Als Beispiel nannte sie 
die Ganztagsschulen, die „nicht im 
Ansatz das leisten, was sie sollen“. 
Ohnehin wurde auf dem Kongress 
viel Kritik am Schulsystem geübt, 
auch sehr radikale. Heinz Sülker, 
Professor für Sozialpädagogik i. R., 
sprach angesichts des mehrglied-
rigen Schulwesens von einer nach 
Klassen sortierten „Bildungsapart
heid“ sowie einer „permanenten 
Verletzung des Kindeswohlgebots“; 
Hoffnung auf Veränderung hatte er 
wenig: „Die Schule halte ich für re-
lativ unrettbar.“ 

Team: größte Ressource
Weniger grundsätzlich, dennoch 
deutlich wandte sich Christa Preis-
sing gegen die in den Schulbetrieb 
eingezogene „Outcome“-Orientie
rung. Erwägungen, etwas Ähnliches 
wie die PISA-Erhebung auch in Kin-
dertagesstätten zu organisieren, 
erteilte die Direktorin des Berliner 
Kita-Instituts für Qualitätsentwick-
lung eine klare Absage: Hinter dem 
Gedanken, Kita-Qualität an einem 
definierten Output zu messen, 
stecke die „Vorstellung von einem 
genormten Kind“. Stattdessen gel-
te es, Kinder als „eigensinnige und 
eigenwillige“ Menschen zu betrach-

ten, die „Konflikte austragen und 
aushalten“ können. Statt für ex-
terne Evaluationen der Kita-Arbeit 
sprach sie sich für interne Evalua-
tionen aus, an denen sich Kinder, 
Eltern und Träger beteiligen. „Das 
Team ist die größte Ressource, die 
eine Einrichtung hat. Dort findet 
Qualitätsentwicklung statt.“ Den 
Verwaltungen komme die Aufgabe 
zu, dies wertzuschätzen, anzuer-
kennen und zu stärken: „mit Res-
sourcen und fachlicher Begleitung“. 
Senatorin Scheeres bestätigte den 
Berufsgruppen, sie müssten „per-
spektivisch mehr verdienen“: „Es 
kann nicht sein, dass die Heraus-
forderungen steigen, aber nicht die 
Gehälter.“ Dafür gab es fast frene
tischen Applaus: „Ich weiß, was wir 
Ihnen von politischer Seite abfor-
dern.“ Jugendhilfeexperte Hocke 
appellierte zum Abschied an die 
GEW, sich weiterhin der Qualität 
der Bildung zu widmen und dabei 
immer die Lernenden im Blick zu 
behalten: „Kinder und Erzieherin-
nen, Schüler und Lehrkräfte, Stu-
dierende und Professoren  – das 
gehört zusammen gedacht und -ge-
führt.“ „Ziel“, so Hocke, „sollte die 
gemeinsame Ausbildung aller Päda-
goginnen und Pädagogen sein.“

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin
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// Auf Gerechtigkeit lange gewartet: Ein neues 
Gesetz sieht vor, die nach dem 1969 abgeschafften  
Paragrafen 175 verurteilten Homosexuellen zu 
rehabilitieren und zu entschädigen. „Die Männer 
bekommen jetzt schwarz auf weiß, dass ihnen 
Unrecht geschehen ist“, so Sigmar Fischer, Vor-
standsmitglied der Bundesinteressenvertretung 
schwuler Senioren e. V. (BISS) und Mitinitiator der  
Kampagne „Offene Rechnung“, im E&W-Gespräch. //

E&W: Viele der verurteilten Männer sind schon sehr alt. Was 
bedeutet dieses Gesetz für die Betroffenen?
Sigmar Fischer: Alle Urteile nach Paragraf 175 werden auf-
gehoben, sofern ihnen einvernehmliche homosexuelle Hand-
lungen zugrunde lagen. Weil sie gegen die Würde der Men-
schen verstoßen haben. Die Männer bekommen jetzt schwarz 
auf weiß, dass ihnen Unrecht geschehen ist. Für viele ist es 
eine Genugtuung, ihre Rehabilitierung noch zu erleben. Ei-
nem Mann, Mitte 70, aus Köln zum Beispiel war es immer ein 
großes Anliegen, nicht als verurteilter Straftäter zu sterben. 
Dabei hatte das Gericht ihn „nur“ auf Bewährung verurteilt, 
doch es war ein Stachel in seinem Fleisch. Für ihn wäre das 
neue Gesetz ein großer Triumph gewesen. Im vergangenen 
Jahr ist er gestorben. Von den 50 000 Männern, die nach Pa-
ragraf 175 verurteilt wurden, leben schätzungsweise noch 
5 000. 
E&W: Unter Strafe standen einvernehmliche sexuelle Hand-
lungen. Wie kam das überhaupt raus?
Fischer: Schwule Männer waren unter Paragraf 175 auf Reser-
vate ausgegrenzt. Sie trafen sich in bestimmten Kneipen, mit 
Einlasskontrollen, aus Angst vor Spitzeln. Aber auch Parks und 
öffentliche Toiletten waren als Treffpunkte bekannt. Diese Zu-
fluchtsstätten waren die einzige Möglichkeit, andere schwule 
Männer kennenzulernen. Dort führte die Polizei aber regel-
mäßig Razzien durch. Auch Zu Hause war niemand sicher. Wer 
oft Männerbesuch bekam, befürchtete, dass ihn missgünstige 
Nachbarn anzeigten. Damals herrschte ein anderes Klima. Ein 
Verdacht reichte schon aus. 
E&W: Mit welchen Folgen?
Fischer: Auf homosexuelle Handlungen standen Haftstrafen 
von bis zu fünf Jahren. Doch schon ein Ermittlungsverfahren 
hatte gravierende Konsequenzen – in der Familie, der Nach-
barschaft, auf der Arbeit. Wenn herauskam, dass jemand 
schwul war, zerstörte das oft die berufliche und bürgerliche 
Existenz. Ein Verfahren zog in der Regel Entlassung nach sich, 
bis hin zum Berufsverbot, zum Beispiel im öffentlichen Dienst. 
Viele Homosexuelle kündigten vorher von sich aus, damit ihr 
Arbeitszeugnis „sauber“ blieb. 
E&W: Wie viele Männer waren betroffen? 
Fischer: Die Nazis hatten den Paragraf 175 verschärft, die 
Hürden für strafrechtliche Ermittlungen waren sehr niedrig. 
In der Bundesrepublik gab es bis 1969 etwa 100 000 Ermitt-
lungsverfahren, bei der Hälfte kam es zu Verurteilungen. Das 

neue Gesetz sieht vor, dass jeder 3 000 Euro erhält, der im 
Knast saß. Plus 1 500 Euro für jedes Haftjahr. Doch auch nicht 
inhaftierte Männer hatten Nachteile, beispielsweise, wenn sie 
durch die Ermittlungen ihren Arbeitsplatz verloren. Deshalb 
fordern wir einen Härtefallfonds, um auch diese Opfer zu ent-
schädigen. Da gibt es noch eine offene Rechnung. 
E&W: Wie sehr hat der Paragraf 175 den Alltag der älteren 
Generation schwuler Männer beeinträchtigt?
Fischer: Viele Männer lebten versteckt, wollten nicht auffal-
len. Sie waren in ständiger Sorge, dass ihre Homosexualität 
bekannt würde. Sie waren sich bewusst, dass man sie sonst 
sozial ächtete. Andere flüchteten in Scheinehen, waren un-
glücklich, oder nahmen sich das Leben. Ihre Persönlichkeit 
frei zu entfalten war ihnen nicht möglich. Deshalb fordern wir 
auch eine Kollektiventschädigung. Damit wollen wir Projek-
te fördern, die die Lebenssituation homosexueller Senioren 
verbessern. 

E&W: Wie erleben die Betroffenen die derzeitige Debatte 
über das Unrecht, das Staat und Gesellschaft schwulen Män-
ner zufügten? 
Fischer: Für viele ist es eine Genugtuung, dass ihnen noch 
Gerechtigkeit widerfährt. Doch einige Ältere sind so trau-
matisiert, dass sie nichts mehr davon hören wollen. Deshalb 
wissen wir auch nicht, wie viele der 5 000 Opfer sich melden 
werden. Sie müssten bei der Staatsanwaltschaft glaubhaft 
versichern, dass sie nach Paragraf 175 verurteilt wurden. 
Dazu reicht im Prinzip eine eidesstattliche Erklärung, wenn die 
Akten fehlen. Deshalb fordern wir vom Bund auch Geld, um 
für Betroffene eine Informationsstelle einzurichten. 

Interview: Kathrin Hedtke, 
freie Journalistin

Weitere Infos und Kontakt zu „BISS“ über: 
http://schwuleundalter.de

„Für viele eine Genugtuung“

Sigmar Fischer, 
Vorstandsmitglied  
der Bundesinteressen
vertretung schwuler 
Senioren e. V. (BISS)
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Gegner des Nationalsozialismus
// Max Traeger war der erste 
Vorsitzende der GEW und ist der 
Namensgeber der GEW-Stiftung, 
die Forschungsprojekte und 
wissenschaftliche Publikationen 
zu Themen der Bildung fördert. 
Bisher gab es keine wissenschaft-
lich fundierte Biografie Trae-
gers. Diese Lücke schließt jetzt 
die Publikation des ehemaligen 
Hamburger GEW-Vorsitzenden 
Hans-Peter de Lorent*. //

Max Traeger war für das Hamburger 
Schulwesen, aber auch für die Lehrerbe-
wegung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, eine prägende Persönlichkeit. In 
einfachen Verhältnissen aufgewachsen, 
wechselte er nach der Realschule auf 
das Lehrerseminar und 
legte 1908 

das erste Lehrerexamen ab. In jungen 
Jahren schon politisch aktiv, wurde er 
1920 mit 32 Jahren zum „Proponenten“ 
(Vorsitzenden) der 1805 gegründeten 
„Gesellschaft der Freunde des vaterlän-
dischen Schul- und Erziehungswesens“ 
(GdF) gewählt. 1932 waren 92 Prozent 
der Volksschullehrkräfte der Hanse-
stadt in der „Gesellschaft der Freunde“ 
organisiert, so die Kurzform der Verei-
nigung. Als Schulleiter engagierte sich 
Traeger in den Gremien der Selbstver-
waltung, im Lehrerrat, später in der 
Lehrerkammer und im Beamtenrat. 
1927 wurde er Abgeordneter der Deut-
schen Demokratischen Partei (DDP) in 
der Hamburgischen Bürgerschaft. Die 
DDP war eine linksliberale Partei, die in 
Hamburg mit der SPD über lange Jahre 

eine Koalition bildete und den 
Ersten Bürgermeister 

stellte. In den par- 
lamentarischen 

Debatten trat er 
entschieden

gegen Nationalsozialisten und Deutsch-
nationale auf, äußerte dort wie auch 
auf Versammlungen der GdF deutlich 
seine Abneigung gegenüber dem brau-
nen Gedankengut und den nationalsozi-
alistischen Bestrebungen**. Nicht ohne 
Folgen. Die NS-Schulverwaltung warf 
ihn 1933 – nachdem Hitler an die Macht 
gelangt war – aus seinem Amt als Schul-
leiter, ebenso aus allen ehrenamtlichen 
Funktionen. 
Traeger traf sich während der zwölf 
Jahre der NS-Herrschaft mit anderen 
Gewerkschaftern – Nazigegner wie er –  
regelmäßig in einem „Untergrundvor-
stand“. In diesen geheimen Treffen 
bereitete er sich mit jenen, die wie er 
nie Mitglied der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP) wa-
ren, auf das Ende der Nazi-Diktatur vor: 
Man wollte ein demokratisches Schul-
wesen aufbauen und eine gemeinsame 
Organisation aller Pädagoginnen und 
Pädagogen gründen***.
Nach Kriegsende fand Traeger, der poli-
tisch unbelastet war, die Akzeptanz der 
britischen Militärregierung beim Aufbau 
einer neuen Lehrergewerkschaft. Die 
Briten favorisierten eine einheitliche 
Lehrerorganisation und wollten keine 
Aufsplitterung der Lehrerverbände nach 
Schulformen. Nach 1945 übernahm 
Traeger erneut den Vorsitz der neuge-
gründeten Lehrervereinigung. Er war 
wesentlich daran beteiligt, diese mit 
anderen Gewerkschaften zusammenzu-
bringen und in den DGB zu führen.
Betrachtet man Traegers Biografie, 
erstaunt es sehr, dass ihn Benjamin 
Ortmeyer und Saskia Müller in ihrem 
Buch „Die ideologische Ausrichtung 
der Lehrkräfte 1933-1945“**** in die 
Nähe der Nationalsozialisten rücken. 
Nach Darstellung der Autoren habe er 
„mit Tricks“ und in „Kollaboration“ mit 
ehemaligen NS-Funktionären in der 
Nachkriegszeit eine Immobilie auf dem 
Nachbargrundstück des Curio-Hauses 
der GEW Hamburg, in der Rothenbaum-
chaussee 19 (Ro 19), dem Landesver-
band „einverleibt“. Ein Makler hatte 
1935 im Auftrag einer zum Teil im Aus-
land lebenden jüdischen Erbengemein-Fo
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Max Traeger, erster GEW-
Vorsitzender 1947-1952
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schaft dieses Haus der GdF zum Kauf 
angeboten. Sie erwarb es nach anfäng-
lichem Desinteresse. Die „Gesellschaft 
der Freunde“ war zu diesem Zeitpunkt 
bereits dem Nationalsozialistischen 
Lehrerbund (NSLB, 1929 gegründet) 
eingegliedert. 
Über den Ankauf der Immobilie Ro 19 
führte der Landesverband Hamburg in 
den 2000er-Jahren eine mehrjährige 
Debatte. Kritiker stuften den ganzen 
Vorgang als eine „verbrecherische 
Arisierung“ ein. Es gibt zumindest ei-
nen Anhaltspunkt, der diesen Vorwurf 
entkräftet: Im Jahr 1948 betrieben die 
jüdischen Erben erfolgreich diverse 
Restitutionsverfahren, stellten jedoch 
keinen Antrag auf Rückgabe der Im-
mobilie Ro 19. Das könnte ein wichti-
ger Hinweis sein, dass die Vorbesitzer 
selbst der Meinung waren, dass dieser 
Verkauf die Trennung von einer unren-
tablen Immobilie war*****. Die GEW 
Hamburg entschloss sich im Januar 
2013, das Gebäude Ro 19 weit unter 
Marktwert an das jüdische Bildungs-
zentrum Chabad e. V. zu verkaufen und 
400 000 Euro an die Jüdische Gemein-
de der Hansestadt zu spenden. Das 
verschweigen Ortmeyer und Müller in 
ihrem Ende vergangenen Jahres veröf-
fentlichten Buch. 
Fragwürdig auch eine andere Behaup-
tung der beiden Erziehungswissen-
schaftler: Die GdF hätte sich mit ihrem 
gesamten Vermögen „freiwillig“ dem 
NSLB „übergeben“. 

Ein Rückblick: Am 27. April 1933 fand 
im Curio-Haus eine Hauptversammlung 
der GdF statt, auf der die „Gleichschal-
tung“ mit dem NSLB ohne Ausspra-
che beschlossen wurde. Während der 
Versammlung standen an der Tür des 
Curio-Hauses SA-Männer. Kann man un-
ter diesen Umständen davon sprechen, 
dass Entscheidungen „freiwillig“ getrof-
fen worden sind? Unter welchem Druck 
gehandelt wurde, zeigt auch Folgendes: 
Während der Hauptversammlung hatte 
der Lehrer und Kommunist Rudolf Klug, 
der für die KPD zum Reichstag kandi-
diert hatte, vor der Abstimmung über 
die „Gleichschaltung“ eine Ausspra-
che beantragt. Nur sieben Teilnehmer 
stimmten für Klugs Antrag, der damit 
abgelehnt war. Mit zwei dieser sieben 
Kollegen habe ich Anfang der 1980er-
Jahre gesprochen und erfahren, dass alle 
nach der Tagung von der Gestapo ver-
hört worden waren. Klug, der auch einer 
antifaschistischen Widerstandsgruppe 
angehörte, ermordeten die Nazis später. 
Dem neuen gemeinsamen Vorstand, 
der aus zwölf Mitgliedern des NSLB und 
neun der alten GdF bestand, gehörte 
Traeger nicht an. 
NSLB-Obmann Hinrich von der Lieth 
hatte noch vor der Versammlung am  
27. April schriftlich zugesichert, dass „die 
Vermögenswerte der ‚Gesellschaft‘, ein-
schließlich ihrer Kassen und des Curio-
Hauses, dem gegenwärtigen Mitglieder-
bestand der ‚Gesellschaft‘ verbleiben 
werden“. Diese Zusage sollte dann 
später wieder einkassiert werden: Am 
28.  August 1933 sollte eine Hauptver-
sammlung über die Auflösung der „Ge-
sellschaft der Freunde“ entscheiden und 
deren Einrichtungen und Vermögens-
werte dem NSLB übertragen. Diese Ver-
sammlung kam nicht zustande. Es wurde 
verhandelt. Die alte GdF hatte dafür drei 
Experten, die mit der Verwaltung des 
Curio-Hauses und den Kassen vertraut 
waren, benannt. Einer war Max Traeger. 
Sie erreichten nach zähen Verhandlun-
gen, dass die „Gesellschaft der Freunde“ 
weiterhin als rechtsfähiger Verein im 
NSLB festgeschrieben war, als „Abtei-
lung Wirtschaft und Recht“ und auch die 
Verfügung über die Kassen und die Ver-
waltung des Curio-Hauses behielt. 
Nach einem Erlass des Reichsinnenmi-
nisteriums 1937 existierte als Lehreror-

ganisation nur noch der NSLB, dem seit 
der Gleichschaltung auch Traeger ange-
hörte. Ein Antrag zum Austritt aus dem 
NSLB hätte für jede Lehrkraft die Entlas-
sung aus dem Schuldienst bedeutet. 
Wie Ortmeyer und Müller feststellten, 
waren 97 Prozent der Lehrerschaft im 
NSLB organisiert. Die NSLB-Mitglied-
schaft ist – auch nach wissenschaftli-
chen Standards – kein Beleg für natio-
nalsozialistische Gesinnung. Dies von 
Max Traeger zu behaupten ist absurd, 
entgegen allen Fakten und ehrab-
schneidend.

Hans-Peter de Lorent, 
Vorsitzender der GEW Hamburg  
von 1990 bis 1996

*Hans-Peter de Lorent: Max Traeger, 
Biografie des ersten Vorsitzenden der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (1887-1960), erscheint Mitte 
Juni bei Beltz Juventa. Der Band liegt 
der E&W-Redaktion in der gesetzten 
Fassung vor. 
**Quellen und Anmerkungen dazu s. de 
Lorent 
***s. de Lorent
****Saskia Müller, Benjamin Ortmeyer: 
Die ideologische Ausrichtung der Lehr-
kräfte 1933-1945, Beltz Juventa 2016
*****s. Aktenhinweis in de Lorent

Die Lage ab 1933
Die demokratischen Parteien wur-
den 1933 verboten, die Abgeord-
neten der Kommunistischen Partei 
Deutschland (KPD) sowie politisch 
Verdächtige verhaftet. Der Terror 
der SA auf der Straße nahm zu. 
Anfang April gab es die ersten 
großen Versetzungsaktionen: 202 
Lehrerinnen und Lehrer an Ham-
burger Schulen waren betroffen. 
Am 2. Mai fand der Sturm der Nazis 
auf die Gewerkschaftshäuser statt. 
Zum Sommer setzten sie 315 neue 
Schulleitungen ein, 55 Prozent der 
Schulleiter tauschten sie aus, da-
runter Max Traeger.� H.-P. d.L.

Beamtentum ab 1933
Am 7. April 1933 ist das Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums inkraft getreten. Danach 
waren nach Paragraf 3 „Beamte, die 
nicht arischer Abstammung sind, in 
den Ruhestand zu versetzen“. Pa-
ragraf 4 lautete: „Beamte, die nach 
ihrer bisherigen politischen Betäti-
gung nicht die Gewähr dafür bieten, 
dass sie jederzeit rückhaltlos für den 
nationalen Staat eintreten, können 
aus dem Dienst entlassen werden.“ 
Infolgedessen wurden in Hamburg 
637 Lehrkräfte aus dem Schuldienst 
„entfernt“ sowie 555 Pädagoginnen 
und Pädagogen auf Grundlage von 
Paragraf 6 vorzeitig pensioniert, 171 
Kolleginnen als sogenannte Doppel-
verdiener entlassen.� H.-P.d.L.
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Mehrfachgeneralagentur Finanzvermittlung 
Andreas Wendholt  
Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken-Weseke

INITIATIVE „BILDUNG. WEITER DENKEN!“

„Guter Marktzugang, qualifizierte 
Arbeitskräfte und ausgebaute 
Infrastruktur sind für Investoren viel 
wichtiger als niedrige Steuern.“

// Mit der Initiative „Bildung. Weiter denken!“ macht sich die GEW für mehr Geld für den Bildungsbereich 
stark. Sie zeigt Wege auf, wie der Staat zusätzlich Geld einnehmen kann, um seine Bildungsinvestitionen 
aufzustocken: beispielsweise mit einer gerechteren Einkommensteuerpolitik, die Arme entlastet und Rei-
che stärker in die Verantwortung nimmt. Für ein Steuerkonzept, wie es die GEW vorgelegt hat, brauchen 
wir gesellschaftliche Mehrheiten. Um diese zu gewinnen, müssen u. a. die Mythen der Steuerpolitik ent-
zaubert werden. Dazu will E&W einen Beitrag leisten: Mit der Mai-Ausgabe setzt die Redaktion die Serie 
„Fakten contra Wirtschaftsmythen“ fort. //

Neoliberale Plattitüde

„Hohe Steuern schaden  
der Wirtschaft und  
kosten Arbeitsplätze.“

Mythos Fakt

Der Steuervirus schien verbannt aus Deutschland, doch nun 
ist er zurück. Es sei „möglich und notwendig“, die Steuern 
zu senken, sagt Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU). Die nächste Bundesregierung müsse „sowohl an die 
Lohn- und Einkommensteuer als auch an die Unternehmen-
steuern ran“. US-Präsident Donald Trump und die britische 
Regierungschefin Theresa May mit ihren aggressiven Steu-
ersenkungsplänen lassen grüßen. Als zäh und widerstands-
fähig erweist sich der Irrglaube, hohe Steuern schadeten der 
Wirtschaft, bremsten die Leistungsbereitschaft und kosteten 
Wachstum und Arbeitsplätze. Stefan Bach vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung spricht vom „wohl berühm-
testen Steuermythos“, der für ihn nicht mehr ist als „eine neo-
liberale Plattitüde“.
Dies zeigen die desaströsen Erfahrungen mit Experimenten 
in der Praxis. Grandios scheiterte Ex-US-Präsident Ronald 
Reagan, als er von 1981 an die Steuertarife drastisch redu-
zierte. Zwar kurbelte er kurzfristig die Konjunktur an. Doch 
der Effekt verpuffte rasch. Dafür blieben die Einbußen für 

die öffentlichen Kassen. Zwei Jahrzehnte später ließ sich die 
rot-grüne Bundesregierung davon nicht abschrecken. Mit 
mehreren Steuersenkungen führte sie Deutschland in die 
Haushaltskrise, nicht aber aus der Stagnation mit Massenar-
beitslosigkeit. 
Seit langem entwickeln sich Industrieländer etwa in Skan-
dinavien mit hohen Steuerbelastungen prächtig, während 
süd- und osteuropäische sowie Schwellenländer mit Dum-
ping-Tarifen vergeblich auf den Schub warten. Viel wichtiger 
als niedrige Steuern sind für Investoren laut zahlloser Unter-
suchungen ein guter Marktzugang, qualifizierte Arbeitskräfte 
und andere Faktoren wie eine gut ausgebaute Infrastruktur. 
Aus seinen Berechnungen folgert Sebastian Gechert vom For-
schungsinstitut IMK, dass Steuersenkungen einen nur „limi-
tierten kurz- bis mittelfristigen Effekt“ auf das Bruttoinlands-
produkt hätten.  

Markus Sievers, 
Redakteur Du Mont Hauptstadtredaktion
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// Mit ihrer Studie zur Bildungs-
finanzierung will sich die GEW in 
der öffentlichen Diskussion für 
mehr Geld für die Bildung stark 
machen. Der Wirtschaftsjour-
nalist Markus Sievers stellt die 
Kernthesen der Untersuchung 
des Politologen Tobias Kaphegyi 
vor. In dieser Ausgabe veröffent-
licht die Redaktion den dritten 
Beitrag des Autors. //

Deutschland ist ein reiches Land. Geld 
gibt es genug. Dies betonte gerade 
wieder das Bündnis „Reichtum umver-
teilen  – ein gerechtes Land für alle“*, 
an dem sich die GEW zusammen mit 
rund 30 anderen Organisationen be-
teiligt. Eine Forderung, die auch Aus-
gangsbasis der Argumentation des 
Politologen Tobias Kaphegyi in seiner 
Studie „Bildungsfinanzierung. Weiter 
denken: Wachstum, Inklusion und De-
mokratie.“** ist. Darin weist er nach: 
Es gibt Alternativen zur neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, die sich in der Praxis 
umsetzen lassen. Angesichts des gewal-
tigen Wohlstands hierzulande sei das 
eigentlich selbstverständlich, schreibt 

Kapheghyi, werde aber immer wieder 
infrage gestellt. So habe Bundesfinanz
minister Wolfgang Schäuble (CDU) 
trotz gewaltiger Überschüsse in seinem 
Haushalt erst kürzlich davor gewarnt, 
höhere Ausgaben könnten den Bund 
überfordern. 
In seiner Untersuchung legt Kaphegyi 
dar, dass der Staat seine Einnahmen 
deutlich steigern könnte. Mehr Geld 
etwa für Bildung, den sozialen Zusam-
menhalt und eine bessere Infrastruktur 
auszugeben, hänge allein vom politi-
schen Willen der Regierenden ab. „Ein 
sozial-ökologischer Wandel muss über 
einen handlungsfähigen Staat einge-
leitet werden und ist finanzierbar“, 
schreibt der Politologe. Grundlage 
seiner Argumentation ist das Steuer-
konzept der GEW***, das der Berliner 
Wirtschaftsprofessor Achim Truger ent-
wickelt und im März 2017 überarbeitet 
hat. Nach den aktualisierten Berech-
nungen könnte eine künftige Bundes
regierung das Steueraufkommen um 
fast 100 Milliarden Euro anheben: 
Durchschnittsverdienste würden dabei 
entlastet, hohe Einkommen und Ver
mögen hingegen stärker herangezogen, 

um gesellschaftliche Aufgaben mitzu-
finanzieren. Das GEW-Konzept enthält 
einen doppelten Ansatz für mehr Ge-
rechtigkeit: Schon bei der Finanzierung 
gesellschaftlicher Aufgaben solle der 
Staat auf einen stärkeren Ausgleich zwi-
schen Arm und Reich achten. Diese Um-
verteilung könne er zusätzlich mit sei-
ner Ausgabenpolitik weiter fördern, da 
er in der Lage ist, auf größere finanzielle 
Ressourcen für Investitionen in Bildung 
und andere Aufgaben zurückzugreifen. 

Steuerkorrektur
Truger setzt in dem Konzept zunächst 
auf Korrekturen der Lohn- und Ein-
kommensteuer. Der Grundfreibetrag 
soll steigen, damit Haushalte mit sehr 
niedrigen Einkommen entlastet werden. 
Der Wirtschaftswissenschaftler schlägt 
in diesem Zusammenhang vor, Topver-
diener nicht mehr zu privilegieren  – 
Rot-Grün hatte 1999 den Spitzensteu-
ersatz von 53 Prozent auf 42 gesenkt. 
Er empfiehlt, die Reichensteuer – den 
Aufschlag von drei Prozentpunkten auf 
den Spitzensteuersatz – bereits bei ei-
nem knapp halb so hohen Einkommen 
wie bisher greifen zu lassen. Zwischen 

Ausgleich zwischen 
Arm und Reich
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den 14 Prozent für Einkommen ab 
9 000 Euro und den 53 Prozent für 
Einkünfte ab 68 000 Euro sollen 
die Tarife linear-progressiv steigen. 
Das heißt, die Steuerlast wächst 
überproportional mit zunehmen-
dem Einkommen. Solche Tarifkor-
rekturen führen dennoch unterm 
Strich zu Einnahmeausfällen des 
Staates von zwölf Milliarden Euro. 
Zum Ausgleich sollen deshalb – regt 
Truger an – Minijobs nicht mehr 
steuerlich begünstigt, das Ehegat-
tensplitting eingestellt sowie Un-
ternehmensgewinne realistischer 
ermittelt werden. Darüber hinaus 
sollen Einkünfte aus großen Vermö-
gen „realistisch“ besteuert und die 
bisherige Abgeltungssteuer (Steuer 
auf Kapitalerträge, z. B. Zinsen oder 
Dividenden – Anm. d. Red.), die mit 
einem Pauschalsatz von 25 Prozent 
Reiche sehr begünstigt, abgeschafft 
werden. Mit zum Konzept gehört, 
den Körperschaftsteuersatz für Ka-
pitalgesellschaften von 15 Prozent 
auf 25 Prozent anzuheben, womit in 
der Spitze die Gewinne mit 45 Pro-
zent belastet würden. Zusätzlich rät 
der Ökonom, die Gewerbesteuer  
zu einer Gemeindewirtschaftsteuer 
auszubauen, um so beispielsweise 
auch Einkünfte Selbstständiger zu 
erfassen. Vorgesehen ist ebenfalls, 
die Vermögensteuer wiedereinzu-
führen – sie wird seit 1997 nicht 
mehr erhoben – und die Erbschaft-
steuer zu stärken. Deutschland 
zählt im Vergleich mit anderen rei-
chen Industrieländern zu den Staa-
ten, die Vermögen am geringsten 
belasten, worauf die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) oft 
genug hingewiesen hat. 
Trugers Modell versucht, dieses 
Ungleichgewicht zu korrigieren, 
indem es eine Steuer auf Vermö-
gen ab einer Million Euro einplant. 
Abgerundet wird das GEW-Modell 
durch einen effektiveren Steuer-
vollzug und mit einer zusätzlichen 
Steuer auf Finanzgeschäfte. 
Die seit langem angekündigte Fi-
nanztransaktionssteuer, die alle 
Finanzgeschäfte mit einem mini
malen Tarif belasten und somit 

reine Spekulationsgeschäfte un-
attraktiv machen soll, ist nach 
Ansicht Kaphegyis am besten auf 
europäischer Ebene zu lösen. Hier 
verhindere Schäuble jedoch einen 
Durchbruch. Deutschland könnte 
aber, ist der Politologe überzeugt, 
im Alleingang eine leicht abgewan-
delte Abgabe, die „Finanzprodukt-
steuer“, einführen. Die Standard-
behauptung, mehr Ausgaben für 
Bildung und mehr soziale Gerech-
tigkeit seien zwar wünschenswert, 
doch nicht zu bezahlen, werde 
durch die Berechnungen Trugers 
widerlegt, resümiert Kaphegyhi. 
Der Ökonom weise in anderen 
Publikationen sogar noch auf wei-
tere Finanzierungsquellen hin. So 
könnte Deutschland beispielsweise 
eine einmalige Vermögens- sowie 
eine Lastenausgleichsabgabe als 
Einstieg in eine Vermögensbesteu-
erung erheben. Zudem: Zielgerich-
tete staatliche Investitionen in Bil-
dung und Infrastruktur erhöhten 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP), 
sodass sich diese Ausgaben letzt-
lich etwa zur Hälfte refinanzierten. 
Und: Die deutsche Politik habe 
sich aus ökonomischer Sicht viel zu 
strenge Schuldengrenzen gesetzt. 
Noch nicht einmal diesen Spiel-
raum schöpfe der Bund mit seiner 
Fixierung auf die „Schwarze Null“ 
aus. Aus alldem folgert der Poli-
tologe: „Ein Umbau Deutschlands 
von einem ‚neoliberalen Mager-
staat‘ zu einem prosperierenden 
und handlungsfähigen Wohlfahrts-
staat ist möglich und finanzierbar.“

Markus Sievers, 
Redakteur Du Mont Hauptstadtredaktion

*www.reichtum-umverteilen.de
**Sie finden die Broschüre „Bildungs-
finanzierung. Weiter denken:
Wachstum, Inklusion und Demo
kratie.“ als PDF unter:  
www.gew.de/bildungsfinanzierung
***Das GEW-Steuerkonzept  
„Richtig gerechnet!“ finden Sie  
als PDF unter: www.gew.de/ 
bildungsfinanzierung/ 
gew.steuerkonzept

Erziehung und Wissenschaft  | 05/2017

29INITIATIVE „BILDUNG. WEITER DENKEN!“



„Ungleiches ungleich  
behandeln“
// Am 27. März ist in Schleswig-
Holstein der Startschuss zur bun
desweiten Tour „GEW in Bildung  
unterwegs“ gefallen: Vorsitzende 
Marlis Tepe reist in den nächsten 
Monaten durch alle Bundeslän-
der, um sich ein Bild vom Status 
quo der Bildungseinrichtungen zu 
machen. Zum Auftakt haben die 
GEW-Chefin und die Vorsitzende 
der GEW Schleswig-Holstein, 
Astrid Henke, in Lübeck zwei 
Schulen und eine Kita besucht. 
Sie stellten fest: „Ressourcen feh-
len überall, aber die Bedürfnisse 
sind unterschiedlich.“ //

Los ging es an der Mühlenweg-Schule, 
einer Grundschule im Lübecker Stadtteil 
Moisling. Es folgte die Gotthard-Kühl-
Schule, eine in zwei Standorte gesplit-

tete Grund- und Gemeinschaftsschule 
im Stadtteil St. Lorenz Nord – beide 
Einrichtungen liegen in sozialen Brenn-
punkten. Die pädagogischen Heraus-
forderungen dort sind erheblich, wie 
in Gesprächen von Tepe und Henke 
mit Schulleitungen und Personalräten 
schnell klar geworden ist: Die Ressour-
cen für notwendige personelle wie 
materielle Ausstattung reichten vorne 
und hinten nicht aus, führten die Kol-
leginnen und Kollegen dem Besuch vor 
Augen. Zum anderen bestätigte sich die 
GEW-Einschätzung, dass das „Gießkan-
nenprinzip“ bei der Mittelverteilung 
zwar vielleicht gut gemeint sei, aber viel 
zu kurz greife und deshalb nur scheinbar 
Gerechtigkeit widerspiegele. Wo sozial 
prekäre Bedingungen vorherrschen, be-
dürfe es wesentlich größerer Anstren-
gungen, betonte Tepe. Sie fordert, dass 

Politik gerade dort mehr Geld in die 
Hand nehmen müsse, um Bildungser-
folge zu erzielen. Mit anderen Worten: 
„Wo ungleiche Verhältnisse anzutreffen 
sind, muss auch ungleich gehandelt und 
reagiert werden.“ Bei der Lehrkräfte-
Zuweisung im nördlichsten Bundesland 
bleibe diese Maxime allerdings bis dato 
Wunschdenken, unterstrich Henke. Sie 
bekräftigte in diesem Zusammenhang 
die Position der Bildungsgewerkschaft: 
„Die besten Lehrkräfte müssen dort 
eingesetzt werden, wo die schwierigs-
ten Bedingungen herrschen.“ 
Fehlende Wertschätzung pädagogi-
scher Fachkräfte, finanzielle Benach-
teiligung von Grundschullehrerinnen 
gegenüber Lehrkräften an anderen 
Schularten*, ständige personelle Eng-
pässe in den Kitas, Arbeitsverdichtung 
überall: Schulleiterin Jeanette Burat 
bewältigt die vielen Probleme an der 
Mühlenweg-Schule mit langjähriger 
Berufserfahrung, ihrem schier uner-
schöpflichen Engagement und Impro-
visationstalent. Sie fasst den stetigen 
Gewissenskonflikt mit dem eigenen 
Berufsethos so zusammen: „Wenn wir 
ehrlich sind, können wir unter den ge-
gebenen Voraussetzungen nicht mehr 
allen Kindern gerecht werden und un-
seren eigenen Ansprüchen nur mit Ab-
strichen.“ Trotzdem möchte Burat an 
keiner anderen Schule arbeiten. 

Mängel über Mängel
Mit Mangelverwaltung hat auch der 
Schulleiter der Gotthard-Kühl-Schule, 
Matthias Isecke-Vogelsang, reichlich 
Erfahrung; etwa, wenn es um den Sa-
nierungsstau bei den Schulgebäuden 
oder den Einsatz digitaler Medien 
in den Klassen geht. Die Lehrkräfte 
an seiner Schule könnten sich Wo-
che für Woche für einen Wettbewerb 
„Deutschland sucht die Superlehrerin 
oder den Superlehrer“ bewerben, so 
sehr seien ihre pädagogischen Res-Fo
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GEW-Vorsitzende Marlis Tepe (rechts) 
auf Tour: Zum Auftakt ihrer Reise „GEW 
in Bildung unterwegs“ quer durch alle 
Bundesländer besuchte sie gemeinsam 
mit der Vorsitzenden der GEW Schleswig-
Holstein, Astrid Henke, eine Grundschule 
im Lübecker Stadtteil Moisling. Im Ge-
spräch mit Schulleitung und Personalräten 
wurde schnell klar: „Die besten Lehrkräfte 
müssen dort eingesetzt werden, wo die 
schwierigsten Bedingungen herrschen.“
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Wenn  
Engagement
krank macht …
• Depressionen 
• Essstörungen  
• Abhängigkeiten 
• Lebenskrisen   
• Burn-Out 
• Stresserkrankungen  
• Angsterkrankungen 
• Bipolare Störungen

Unser Konzept: 
Individuelles Programm, Schwerpunkt Einzel therapie 
Selbstfürsorge stärken und neue Orientierung finden

Bei der Klärung der Kostenübernahme sind wir lhnen gerne behilflich.sourcen und Kenntnisse gefor-
dert. Die Herausforderungen sind 
laut Isecke-Vogelsang gewaltig: 
Die Hälfte der Schülerschaft habe 
einen Migrationshintergrund. 
Ebenfalls rund 50 Prozent kämen 
aus Elternhäusern, die Sozialleis-
tungen beziehen. Ein Lehrer, der 
namentlich nicht genannt werden 
will, erzählte, dass er im Zuge der 
Einführung der Inklusion seinen 
Unterricht – zumindest theo
retisch – manchmal „zehnfach dif-
ferenzieren“ müsse. 
Daher begrüßt Isecke-Vogelsang, 
dass die GEW z. B. mit Blick auf die-
se Belastungen die Initiative „Bil-
dung. Weiter denken!“ angestoßen 
hat (s. Kasten). Die Forderung nach 
besseren Startchancen und damit 
einem gerechteren Zugang zu guter 
Bildung ist für ihn nicht nur berech-
tigt, sondern überfällig. Allein die 
Bedingungen, die an seiner Schule, 
aber generell in Lübeck und darüber 
hinaus vorzufinden sind, zeigen, 
dass die Realität eine andere ist. 

Lücken schließen
Auch Barbara Fallenbacher-Maack 
muss ständig erfinderisch sein, 
wenn sie personelle Lücken zu 
schließen und die damit zusam-
menhängende Arbeitsverdichtung 
zu bewältigen hat. Die Wartelis-
ten für ihre Kindertagesstätte der 
Schwesternschaft des Deutschen 
Roten Kreuzes (DRK) sind lang – die 
Einrichtung ist im mittelständisch 
geprägten Stadtteil Marli äußerst 

beliebt –, die Arbeitsbelastungen 
der Kita-Fachkräfte hoch. Bei Per-
sonalausfällen wird es eng. Fal-
lenbacher-Maack sieht sich dann 
gezwungen, mit Springern zu im-
provisieren. Für die Leiterin gilt: 
Jede personelle Entlastung schafft 
zusätzliche Kapazität, sich der ei-
gentlichen Aufgabe, nämlich der 
Arbeit mit den Kindern, zu widmen. 
Ansonsten würden Verwaltungs
tätigkeiten, Dokumentationspflicht 
und hauswirtschaftliche Aufgaben 
zu viel Zeit „fressen“. 
Fallenbacher-Maack unterstützt des- 
halb die GEW-Forderung nach bun-
desweiten Mindeststandards für 
mehr Qualität in den Kitas bedin-
gungslos (s. „Kita-Qualitätsgesetz“ 
in E&W 11/2016) – nicht nur mit 
Blick auf den Fachkräftemangel, 
sondern ebenso in Hinsicht auf die 
pädagogischen Ansprüche. Beim 
Besuch der DRK-Kita sahen sich 
Tepe und Henke bestätigt: Erzie-
herinnen und Erzieher brauchen 
größere Wertschätzung. Sie ver-
dienen es, dass deutlich mehr Geld 
in die frühkindliche Bildung fließt. 
Bildung, so Tepe und Henke, habe 
eben „viele Baustellen“.

Dieter Hanisch, 
freier Journalist

*Siehe zum Thema „ungleiche 
Bezahlung der Lehrkräfte“  
den Hintergrund „JA 13“ in E&W 
11/2016

Bundesweite GEW-Initiative
Die Tour „GEW in Bildung unterwegs“ 
ist Teil der bundesweiten Initiative „Bil-
dung. Weiter denken!“, mit der sich die 
Gewerkschaft in der Öffentlichkeit für 
mehr Geld für die Bildung stark macht – 
unterstützt durch ein breites Bündnis ge-
sellschaftlicher Organisationen. Flankiert 
werden die GEW-Aktivitäten – kurz vor der 
Bundestagswahl – von einem Appell Prominenter 
aus Politik, Wirtschaft, Sport und Kultur, die von Bund und Ländern 
ein stärkeres Engagement im Bildungsbereich einfordern (s. Oversi-
ze-Beihefter „Gute Bildung für alle! Appell für mehr Geld in der Bil-
dung!“ in dieser E&W).� D.H.

Gewerkscha�
Erziehung und Wissenscha�

Bildung. Weiter denken!
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// In den meisten Bundesländern 
sind geflüchtete Kinder, die noch 
in den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen leben, erst einmal von der 
Schulpflicht ausgeschlossen. 
Besonders problematisch ist die 
Situation für viele Kinder aus sog.
„sicheren Herkunftsländern“:  
Ihr Verbleib in den Erstaufnah-
meeinrichtungen kann ausge-
dehnt werden, in bestimmten 
Fällen dauerhaft sein. Die Folge: 
Sie werden um ihr Recht auf 
Bildung gebracht. //

Der Schutzmann reckt Milena* sei-
nen Kopf entgegen. „Ich heiße Hans. 
Und wie heißt du?“, fragt er mit hoher 
Stimme. „Ich heiße Milena“, antwor-
tet sie und formt konzentriert die Lau-
te in der fremden Sprache. „Ich bin 
acht Jahre alt. Ich komme aus Albani-
en.“ Mohamed Manai macht mit der 
Handpuppe Freudensprünge. Jeden 
Donnerstagvormittag erteilt der pensi-
onierte Lehrer den Kindern in der Erst-
aufnahmeeinrichtung Braunschweig  

Deutschunterricht. Hier leben Anfang 
April 587 Menschen, darunter 109 
Kinder im Schulalter. Acht Mädchen 
zwischen sieben und elf Jahren sitzen 
erwartungsvoll an ihren Schultischen. 
Mit einigen älteren Schülerinnen, wie 
der elfjährigen Frederica, wiederholt 
Manai Satzbau und Verbformen. 

Kein passendes Angebot
Auch wenn der Deutschunterricht in der 
Erstaufnahme nach Angaben der Lan-
desaufnahmebehörde zeitnah zu einer 
„Interkulturellen Lernwerkstatt“ ausge-
baut werden soll, ist er kein passendes 
Angebot für fortgeschrittene Schülerin-
nen wie Frederica. „Wir möchten mehr 
lernen und in eine richtige Schule ge-
hen“, sagt sie. Wie einige ihrer Kamera-
dinnen hat sie während eines früheren 
Aufenthalts in Deutschland mehrere 
Jahre die Grundschule besucht, bevor 
sie mit Eltern und Geschwistern nach 
Montenegro zurückkehren musste. Vor 
wenigen Monaten sind sie ein zweites 
Mal eingereist. Während die Familie 
darauf wartet, wie über ihren Asyl-

Folgeantrag entschieden wird, wohnt 
sie in der Erstaufnahmeeinrichtung und 
Frederica besucht den hausinternen 
Deutschunterricht. Ein freiwilliges An-
gebot, denn hier gilt keine Schulpflicht. 
So steht es im niedersächsischen Schul-
gesetz.
Nach der UN-Kinderrechtskonvention, 
die die Bundesregierung 1992 ratifiziert 
hatte, hat jedes Kind ein Recht auf Bil-
dung. Doch die Realität sieht anders 
aus: Der Zugang zu Schulbildung wird 
hierzulande von Landesschulgesetzen 
und -verfassungen definiert. Daher 
ist der Zeitpunkt, ab wann die Schul-
pflicht für Asylsuchende gilt, höchst 
unterschiedlich geregelt. Die Juristin 
Barbara Weiser unterscheidet drei 
Kategorien: In sechs Bundesländern 
(Berlin, Hamburg, Bremen, Schleswig-
Holstein, Sachsen und dem Saarland) 
kann von einer Schulpflicht ab dem ers-
ten Tag des Aufenthalts ausgegangen 
werden. In Bayern und Thüringen greift 
die Schulpflicht nach drei Monaten, 
in Baden-Württemberg sechs Monate 
nach dem Zuzug. In Niedersachsen, 

Zugang zu Bildung verweigert

Deutschunterricht in der Erstaufnahmeeinrichtung 
in Braunschweig: Der pensionierte Lehrer Mohamed 
Manai unterrichtet einmal in der Woche geflüchtete 
Kinder.

Fo
to

: B
ab

ett
e 

Br
an

de
nb

ur
g

Erziehung und Wissenschaft  | 05/2017

32 E&W-SERIE „WILLKOMMEN IN DEUTSCHLAND“

in
Willkommen

Deutschlandin
Willkommen



Für eine solidarisch fi nanzierte Krankenversicherung
Für eine gute und sichere Rente

Für umfassenden Arbeits- und Gesundheitsschutz
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Mitbestimmen!

DGB wählen!

dgb.de/sozialwahl
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Nordrhein-Westfahlen, Brandenburg, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt 
beginnt sie erst, wenn die Familien die 
Landeserstaufnahmeeinrichtungen ver-
lassen und auf die Gemeinden verteilt 
worden sind. 
So lange sich Familien nur kurz in Erst-
aufnahmeeinrichtungen aufhalten muss- 
ten, waren die Fristenregelungen we-
niger problematisch. Doch seit einer 
Gesetzesänderung der Bundesregie-
rung im Oktober 2015 („Asylpaket 1“), 
nach der man Schutzsuchende dort bis 
zu sechs Monate unterbringen kann, 
können Kinder in Ländern mit Fristen-
regelungen bis zu einem halben Jahr 
nicht oder nur unzureichend beschult 
werden. „Das Erstaufnahmesystem ist 
auf eine systematische Verletzung des 
Rechts auf Bildung für Flüchtlingskinder 
ausgerichtet“, kritisiert Tobias Klaus vom 
„Bundesfachverband minderjährige un-
begleitete Flüchtlinge“ (BumF). Für ihn 
ist das Vorgehen „eine Diskriminierung 
und ein Verstoß gegen internationale, 
europäische und verfassungsrechtliche 
Vorgaben“. 

„Kindeswohl missachtet“
Der Bildungsexperte Lothar Krappmann 
spricht in diesem Kontext von einer 
„Missachtung des Kindeswohls“: „Ge-
flüchtete Kinder müssen so schnell wie 
möglich in die Schule. Dort erhalten sie 
ein Stück Normalität zurück“, so Krapp-
mann. Der Schulbesuch gebe ihnen die 
Möglichkeit, „sich psychisch und sozial 
zu stabilisieren“.

Für geflüchtete Mädchen und Jungen 
aus „sicheren Herkunftsländern“, zu 
denen die Westbalkanstaaten zäh-
len, ist die Lage noch gravierender. 
Sie können auf unbestimmte Zeit in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen un-
tergebracht werden. „Diese Kinder 
werden in der Regel keiner Kommu-
ne zugewiesen. Für sie gilt damit in 
Bundesländern mit entsprechenden 
Regelungen keine Schulpflicht“, sagt 
Kinderrechtsexperte Dominik Bär 
vom Deutschen Instituts für Men-
schenrechte. Damit werde ihnen „ihr 
Recht auf Zugang zum Bildungssystem 
verweigert“. 
Die ersten „Aufnahme- und Rückfüh-
rungszentren für Balkan-Flüchtlinge“ 
(ARE) sind in Bayern bereits im Som-
mer 2015 in Manching/Ingolstadt und 
Bamberg eröffnet worden. „Am An-
fang gab es nur wenige Unterrichts-
stunden, und die waren auf Englisch“, 
berichtet Fevzi Buzaku*, der mit Frau 
und seinen zehn- und 14-jährigen 
Kindern seit Ende 2015 in einem ARE 
wohnt. Die Familie ist vor über zwei 
Jahren vom Westbalkan nach Deutsch-
land geflohen. Anfangs durften Toch-
ter und Sohn Übergangsklassen an öf-
fentlichen Schulen besuchen, in denen 
beide schnell Deutsch lernten. Laut 
Buzaku standen das Mädchen und der 
Junge kurz vor dem Übergang in regu-
läre Klassen, als man die Familie „von 
heute auf morgen“ in das ARE transfe-
rierte und die Kinder die Schule wieder 
verlassen mussten. 

Nach anhaltender Kritik hat das bay-
erische Kultusministerium den Un-
terricht an den AREn zu Beginn des 
Schuljahres ausgebaut und Klassen 
„im Format der Übergangsklassen“ 
eingerichtet. Als „Übergangslösung, 
die den normalen Schulunterricht 
nicht ersetzen könne“, kritisiert eine 
UNICEF-Sprecherin diese Beschulung. 
Das sieht Buzaku, der noch immer auf 
einen Aufenthalt in Deutschland hofft, 
ähnlich. „Meine Kinder fragen ständig, 
wann sie wieder in eine richtige Schu-
le kommen“, erzählt er. „Sie haben 
schon jetzt zwei Schuljahre verloren.“ 
Dessen ungeachtet hat die CSU-Regie-
rung in dem zu Jahresbeginn in Kraft 
getretenen Integrationsgesetz festge-
legt, dass Heranwachsende, die sich 
in AREn aufhalten müssen, ausdrück-
lich nicht in Regelschulen, sondern  
in „besonderen“, dort „eingerichteten 
Klassen und Unterrichtsgruppen“ zu 
beschulen sind.
Für die GEW Bayern ist diese „Sonderbe-
schulung“ nicht akzeptabel. „Die Schul-
pflicht ist mit Unterrichtsangeboten, die 
nicht aufeinander aufbauen, nicht zu 
erfüllen“, kritisiert Bernhard Baudler, 
im Landesverband für Schule zuständig. 
Er rügt: So entstehe eine neue Schulart: 
„die Flüchtlingsschule“. 

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*Namen von der Redaktion geändert.

Gesetzentwurf: „Lagerpflicht“ für Kinder
Voraussichtlich im Mai (nach Redaktionsschluss – Anm. der Red.) verabschie-
det die Große Koalition ein Gesetz „zur besseren Durchsetzung der Ausrei-
sepflicht“. Damit wird der Bund den Personenkreis, der zeitlich unbegrenzt 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung leben muss, um Menschen „ohne Bleibe-
perspektive“ erweitern. Demnach würden künftig auch deren Kinder vom 
Schulbesuch ausgeschlossen sein. Die größte potenziell betroffene Gruppe 
sind Familien, die über einen anderen EU-Staat („Drittstaaten-Regelung“ – s. 
Dublin-Abkommen) eingereist sind. Betroffen sind ferner die Asylbewerber, 
deren Antrag nach Einschätzung des Bundesamts für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) „offensichtlich unbegründet“ erscheint. Beispielsweise wenn das 
Amt annimmt, der Asylsuchende halte sich „nur“ aus wirtschaftlichen Grün-
den in Deutschland auf. Die Menschenrechtsorganisation Pro Asyl kritisiert 
den Gesetzentwurf scharf und warnt, dass in der Praxis möglicherweise alle 
Asylbewerber unter diese „Lagerpflicht“ fallen könnten, bis das Bundesamt 
über die Anträge entschieden hat.� M. L. 

Auf dem Gelände der Landesaufnahme
behörde Niedersachsen befindet sich 
die Erstaufnahmeeinrichtung Braun-
schweig. 109 Kinder im schulpflichtigen 
Alter lebten im April dort.
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// Mit der „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) würde die 
Hetze gegen Ausländer und 
Muslime salonfähig, fürchtet das 
Bündnis „Aufstehen gegen Ras-
sismus“ (AGR)*. Bis zur Bundes-
tagswahl im September will es 
deshalb 10 000 Bürgerinnen und 
Bürger schulen, wie diese sich 
gegen rechte Parolen zur Wehr 
setzen können. Zu Besuch bei 
angehenden „Stammtischkämp-
fern“ in Berlin. //

Dagmar versteht es selbst nicht, warum 
sie nicht eingegriffen hat. Vor ein paar 
Wochen hat die Berlinerin in der Stra-
ßenbahn miterlebt, wie zwei ältere Frau-
en abfällig über eine Kopftuchträgerin 
sprachen. Als eine der beiden von Aus-
ländern als „Viechern“ spricht, kommt in 
ihr Wut hoch. Das geht doch nicht, denkt 
sie sich. Gesagt hat sie nichts.
Der Vorfall in der Tram ist der Grund, 
warum Dagmar an einem Sonntagnach-
mittag Ende März in einem Stuhlkreis 
sitzt und 20 Menschen von ihrer Scham 
erzählt: „Wie blöd muss man eigentlich 
sein“, fragt sie in die Runde einer Kneipe 
in Berlin Kreuzberg. Normalerweise ist 
die „Uschi Nation“ um diese Uhrzeit ge-
schlossen. Doch heute sind die dunklen 
Holztische zur Seite geräumt, um Platz zu 
schaffen für den Workshop. Die Teilneh-
menden sollen hier zu Stammtischkämp-
ferinnen und -kämpfern ausgebildet 
werden. Also zu Menschen, die lautstark 
widersprechen, wenn sie im öffentlichen 
Raum fremdenfeindliche Sprüche hören.
„Ich hätte was sagen müssen“, endet 
Dagmar. Alle nicken verständnisvoll. Sie 
haben ähnliche Erfahrungen gemacht. 
In der U-Bahn, beim Feierabendbier 
mit Kollegen – oder in der eigenen Fa-
milie. So wie die Studentin Laura, deren 
Verwandter vor der Landtagswahl in 
Baden-Württemberg mit der AfD lieb-
äugelte. Oder Umweltingenieur Arne, 
dessen Schwester sein Flüchtlingsen-
gagement auf Lesbos mit den Worten 
kommentierte: „Ah, cool, dann schaust 
du, dass die da unten bleiben und nicht 
zu uns kommen.“

Was Dagmar, Laura und Arne verbin-
det: Sie waren zu fassungslos, um im 
entscheidenden Moment die richtigen 
Worte zu finden. Als sie erfuhren, dass 
es ein Bündnis gegen rechts gibt, wel-
ches Frauen und Männer für genau sol-
che Situationen wappnet, meldeten sie 
sich sofort an. 

Nicht tatenlos zuschauen
„Der Stammtisch ist überall“, sagt Jo-
sephine Löwenstein, nachdem sie den 
Erfahrungen der Teilnehmenden zu-
gehört hat. Die 58-Jährige leitet den 
Workshop zum ersten Mal. Erst kürzlich 
hat sie sich in Berlin zur Leiterin ausbil-
den lassen. Wie bundesweit rund 300 

Menschen vor ihr. Gut die Hälfte von 
ihnen macht wie Löwenstein nun selbst 
regelmäßig Seminare. Jeden ersten 
Sonntag im Monat verwandelt sich die 
„Uschi“ dann für drei Stunden in einen 
Seminarraum. „Ich will im Wahljahr 
nicht tatenlos zuschauen, wie die AfD in 
den Bundestag einzieht“, begründet die 
Pädagogin ihr Engagement. „Der Partei, 
die fremdenfeindliche Ressentiments 
schürt und damit mitverantwortlich für 
die gestiegene Gewaltbereitschaft ge-
gen Ausländer und Muslime im Land ist, 
müssen wir etwas entgegensetzen.“
So empfinden es viele, die das AGR-
Bündnis unterstützen. Den Aufruf 
„Gegen Hetze und für Weltoffenheit“ 

Der Stammtisch ist überall
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„Stammtisch“ mal anders: Die Initiative „Aufstehen gegen Rassismus“  
bietet bundesweit in Kneipen Workshops an, bei denen Interessierte lernen, 
sich gegen rassistische Parolen zu wehren.
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unterzeichneten unter anderem Bun-
desfamilienministerin Manuela Schwe-
sig (SPD), die Parteispitzen von Grünen 
und Linken, der Vorsitzende des Zent-
ralrats der Muslime, Aiman A. Mazyek, 
sowie Gewerkschafter und eine Gruppe 
Auschwitz-Überlebender. Sie alle appel-
lieren an den Einzelnen, einzugreifen, 
wenn „Rassistinnen und Rassisten Men-
schen in unserer Mitte attackieren“.
Seminarleiterin Löwenstein hat kleine 
Zettel ausgeteilt. Die Workshop-Teil-
nehmenden stehen sich paarweise 
gegenüber. Einer liest einen fremden-
feindlichen Spruch vor. Der andere hat  
30 Sekunden Zeit, schlagfertig zu rea
gieren. Im Stimmenwirrwarr der Speed-
Debatten schnappt man Wortfetzen 
auf wie „Pinocchio-Presse“, „Stolz auf 
unser Land“, „Nur wegen zwölf Jah-
ren“. Eine gute Übung, ist die über-
wiegende Meinung danach. Doch was 
bringt es, fragt eine Teilnehmerin, 
wenn man beim Gegenüber auf taube 
Ohren stößt? „Es geht nicht allein da
rum, Leute von der eigenen Ansicht  

zu überzeugen“, antwortet Löwenstein. 
„Den AfD-Parteifunktionär werdet ihr 
nicht bekehren.“ Vielmehr gehe es dar-
um, zu signalisieren: „Hier ist eine Gren-
ze überschritten.“
Eine Haltung, die die Berliner AGR-
Gruppe nicht nur in der Kneipe zeigt. Ob 
Flyer verteilen am internationalen Tag 
gegen Rassismus, „Stolpersteine“ put-
zen, die auf den Gehwegen an die von 
den Nazis ermordeten Juden erinnern, 
oder zuletzt die Fahrt nach Köln, um vor 
dem Maritim-Hotel gegen den Bundes-
parteitag der AfD zu protestieren. 
„Viele von uns engagieren sich nach 
dem Workshop weiter“, freut sich Anna 
Müller, eine der beiden bundesweit 
arbeitenden Koordinatorinnen des 
Bündnisses. Diese Bereitschaft stell-
te die 28-Jährige schon bei der Wahl 
zum Berliner Abgeordnetenhaus im 
vergangenen September fest. Etwa 
als das Bündnis Mülleimer neben AfD-
Wahlkampfständen aufstellte – für eine 
„fachgerechte Entsorgung“ rechtspo-
pulistischer Flyer. Müller hat zuvor für 
ein vom Berliner Senat unterstütztes 
Projekt rechte Straftaten in Berlin ge-
zählt. Sie sieht einen Zusammenhang 
zwischen dem Erstarken der AfD und 
der Gewaltzunahme in der Hauptstadt: 
„Die Hemmschwelle bei verbalen Atta-

cken und tätlichen Angriffen ist deutlich 
niedriger geworden.“
Deshalb will das Bündnis bis zur Bundes-
tagswahl im September 10 000 Bürge-
rinnen und Bürger stark machen gegen 
rechte Parolen. Rund 2 600 Frauen und 
Männer wurden schon geschult, 61 wei-
tere Seminare sind – von Gewerkschaf-
ten, Kirchen, Jugendclubs oder Partei-
en – bereits gebucht. Zum Teil finanziert 
sich das Bündnis über die Seminarhono-
rare. Wobei die verhandelbar seien, sagt 
Müller. „Das Wichtigste ist, möglichst 
viele Menschen zu erreichen.“
Workshopleiterin Löwenstein hofft, 
auch im eigenen Umfeld mutiger zu 
werden. „Ich lebe in einem Städtchen 
in Brandenburg. In der Nachbarschaft 
wohnt ein Nazi.“ Mit dem will Löwen-
stein ins Gespräch kommen – vor der 
Bundestagswahl.

Ralf Pauli, 
taz-Redakteur

*Das AGR-Bündnis ist bundesweit orga-
nisiert. Es gibt rund 20 lokale Gruppen, 
die Seminare finden in allen Bundes-
ländern statt. Weitere Infos sowie die 
Möglichkeit zu spenden unter:  
www.aufstehen-gegen-rassismus.de 

Aktiv für Alte
// Die GEW trauert um Ortrud Farken. Die engagierte Gewerkschafterin hat die 
Seniorinnen- und Seniorenpolitik der GEW über viele Jahre geprägt; sie ist kurz 
nach ihrem 84. Geburtstag durch einen tragischen Unfall verstorben. //

Ortrud ist unmittelbar nach der Wende für ihren Landesverband Mecklenburg-Vorpommern im 
Bundesausschuss der Seniorinnen und Senioren (BSA) aktiv geworden, 1993 wurde sie zur stell-
vertretenden Vorsitzenden, 1997 und 2001 zur Vorsitzenden gewählt. 2006 schied sie aus dem 
Gremium aus. 

Mit Ortrud habe ich seit 2001 zusammengearbeitet. Ich habe sie als Kollegin kennengelernt, die in der Zusammenarbeit 
zielgerichtet und dialogorientiert war. Es war ihr wichtig, Strukturen für die Arbeitsfähigkeit und Sichtbarkeit der Seni-
orinnen und Senioren in der GEW und darüber hinaus zu verankern – z. B. die Richtlinien für Seniorenarbeit in der GEW 
und nicht zuletzt die Mitgliedschaft des BSA in der BAGSO, der Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen.
Sich für gerechte Rentenregelungen in den neuen Bundesländern zu engagieren, war Ortruds politisches Kernanliegen. 
Aber auch andere Bedürfnisse älterer Mitglieder hat sie auf die Tagesordnung gesetzt, etwa Gesundheit im Alter oder 
bürgerschaftliches Engagement. Damit hat Ortrud über ihre aktive Zeit hinaus Spuren hinterlassen und Weichen ge-
stellt. Unser Mitgefühl gilt ihren Angehörigen.

Frauke Gützkow, 
GEW-Vorstandsmitglied Frauen- und Seniorenpolitik

Ortrud Farken
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STUDIEN- UND ERLEBNISREISEN IM SOMMER 2017

Es gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Veranstalters. Katalogbestellung sowie Beratung und Buchung zu diesen Reisen in Ihrem Reisebüro oder beim Veranstalter:

IKARUS TOURS GmbH ∙ Am Kaltenborn 49-51 . 61462 Königstein
Tel. 0800 - 46 36 452 (kostenfrei) ∙ Fax: 06174 - 2 29 52 . E-Mail: gew@ikarus.com ∙ www.ikarus.com

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ
704601-04 18.06.17-25.06.17 €  1.430,–
704601-05 23.07.17-30.07.17 €  1.310,–
704601-06 13.08.17-20.08.17 €  1.250,–
704601-07 03.09.17-10.09.17 €  1.250,–

Einzelzimmer-Zuschlag:  + €  250,–
innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Visum: Russland  + €  90,–
Mindestteilnehmerzahl:  10 Personen

Prachtvolles St. Petersburg
8-tägige Städtereise in eine der schönsten Städte der Welt. Mit einer Vielzahl an Höhepunk-
ten, umfangreichen Besichtigungen und ausreichend freier Zeit für eigene Erkundungen
St. Petersburg – Eremitage – Peterhof – Puschkin

Leistungen: 
n Linienflüge mit AERFOFLOT ab/bis versch.  
 deutschen Flughäfen inkl. Steuern und Gebühren
n Übernachtungen in guten *** oder ****-Hotels 
 mit Halbpension
n Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs-  
 und Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
n Reisehandbuch nach Wahl
n örtliche deutsch spr. Reiseleitung

Große Baltikum-Rundreise
15-tägige umfassende Erlebnisreise durch Litauen, Lettland und 
Estland mit herrlichen Landschaftspanoramen und geschichtsträchtigen Orten

Leistungen: 
n Linienflüge mit LUFTHANSA ab/bis Frankfurt 
 nach Vilnius / von Tallinn 
 inkl. Steuern und Gebühren
n Übernachtungen in guten ***- und ****-Hotels 
 mit Halbpension
n Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs-  
 und Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
n durchgehende, deutsch spr. Reiseleitung

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ 
703611-01 14.06.17-28.06.17 €  2.490,–
703611-02 26.07.17-09.08.17 €  2.490,–
703611-03 23.08.17-06.09.17 €  2.490,–

Einzelzimmer-Zuschlag: + €  510,–
innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Anschlussflüge 
ab Berlin/Düsseldorf/München/Hamburg + €  80,–
Visum: Russland + €  90,–
Mindestteilnehmerzahl:  15 Personen

Vilnius – Trakai – Kaunas – Kaliningrad – Swetlogorsk – Nida – Kurische Nehrung – Klaipeda – Riga –  
Saaremaa – Tartu – Palmse – Tallinn

Mongolei (- Sibirien)
15-tägiges Mongolei-Reiseerlebnis für Natur- und Landschaftsfreunde mit  
Überlandfahrten durch die Wüste Gobi nach Karakorum und Jurten-Übernachtungen.

Leistungen: 
n Linienflüge mit AEROFLOT ab/bis Frankfurt  
 über Moskau inkl. Steuern und Gebühren
n Übernachtungen in guten **-***-Hotels  
 und Jurten mit Vollpension
n Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs-  
 und Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
n Bahnfahrt mit Transsib (bei Tour B)
n Reisehandbuch nach Wahl
n durchgehende, deutsch spr. Reiseleitung

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ

723027-01 27.06.17-11.07.17 €  3.550,–
723027-02 25.07.17-08.08.17 €  3.550,–
723027-03 22.08.17-05.09.17 €  3.550,–

8-Tage Sibirien (Tour B): + € 1.440,–
Einzelzimmer-Zuschlag:  + € 520,–
Innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Visum: Russland + €  90,–
Mindestteilnehmerzahl:  6 Personen

Ulan Bator – Terelj – Mandshir – Mandelgobi – Wüste Gobi – Khongoryn Els – Bayanzag – Hustain Nuruu – 
Karakorum – Ogil Nuur (optional Tour B: Irkutsk – Listwjanka – Baikalsee – Olchon-Insel)

Weitere spannende Reisen im Sommer 2017
(PREISE JE PERSON IM DOPPELZIMMER)

WEST- UND OSTPREUSSEN-RUNDREISE
703608-02 18.07.17-28.07.17 € 1.790,–
703608-03 29.08.17-08.09.17 € 1.770,–

WEISSRUSSLAND – WEISSER FLECK EUROPAS
703602-01 09.06.17-16.06.17 € 1.790,–
703602-03 18.08.17-25.08.17 € 1.790,–

CHINA ZUM KENNENLERNEN
733301-05 18.07.17-29.07.17 € 2.298,–
733301-07 12.09.17-23.09.17 € 2.298,–
733301-08 10.10.17-21.10.17 € 2.298,–

KLASSISCHE PERU – BOLIVIEN-RUNDREISE
743617-03           10.07.17 – 27.07.17 € 3.990,–
743617-04           07.08.17 – 24.08.17 € 3.990,–
743617-05           11.09.17 – 28.09.17 € 3.890,–

KREUZFAHRTEN: SPITZBERGEN-UMRUNDUNG
767400-01 05.07.17-15.07.17 € 5.450,– 
(4-BETT-KABINE)
767400-02 14.07.17-24.07.17 € 5.450,–
(4-BETT-KABINE)
767405-01 23.07.17-03.08.17 € 7.390,–
(2-BETT-FENSTER)

Nennen Sie bei Buchung die Codierung 
„GEW0517“ und Sie erhalten eine  
Bonus-Ermäßigung von € 30,- je Person

FERNE WELTEN
entdecken!



// „Berlin Rebel High School“ ist 
ein Film, der von Jugendlichen 
erzählt, die das Schulsystem 
rausgekickt hat oder die sich 
selbst herauskatapultiert haben. 
In Berlin-Kreuzberg haben sie 
einen Ort gefunden, der sie auf-
fängt. Filmstart ist am 11. Mai. //

Vielleicht ist es 
eine der inten-
sivsten Sequen-
zen in diesem 
Film: Alex und 
Marvin fahren in 
„Berlin Rebel High 
School“ (D, 2016, 
R: Alexander Klei-
der) zusammen in 
ihre Heimatorte 
und besuchen ihre 
früheren Schulen. 
Jene Schulen, an de-
nen sie gescheitert 
sind. Genauer: die 
letzte einer ganzen 
Latte von Schulen. 
Alex hat es hier nur 
ein paar Stunden aus-
gehalten. Es reichte, 
dass ätzende Mitschü-
ler den sanften Jungen 
mit den blonden lan-
gen Locken kurzerhand 
„Wolfgang Petry“ nann-
ten. Ausgerechnet wie 
den verhassten Sänger, 
dessen Musik zu Hau-
se immer lief. Also ging 
er einfach vom Schulhof 
und kam nie wieder. Abi
tur? Das war wohl gelau-
fen.
Ähnlich ging es auch Mar-
vin, der sich auf seinem alten Schulhof 
vor allem an die Demütigung erinnert, 
vom Schulleiter angebrüllt zu werden, 
nachdem er auf den Boden gespuckt 
hatte. Oder Lena, das mal rot, mal blau, 
mal grün gefärbte Punk-Mädchen aus 
Eggesin, das rechtsextreme Mitschüler 
in der 9. Klasse von der Schule mobb-
ten. Oder Hanil aus Aachen, der als 

Teenager zu viel kiffte und schwänzte 
und deshalb von der Schule flog. Sie alle 
haben sich längst von der Idee verab-
schiedet, sich irgendwann noch einmal 
mit dem System Schule zu versöhnen 
oder gar das Abitur zu schaffen.
Doch dann hörten sie von diesen sagen-
umwobenen drei Buchstaben: SFE.  

Schule für Erwachsenenbildung 
in Berlin-Kreuzberg. SFE, das könnte 
auch heißen: „Shangrila“ (ein paradie-
sisch fiktiver Ort – Anm. d. Red.) für am 
Ellenbogensystem Gescheiterte. Die in 
den 1970er-Jahren im Windschatten der 
Studentenbewegung von rebellierenden 
Schülerinnen und Schülern selbst ge-
gründete Schule ist zum Auffangbecken 
für die Outcasts des bundesdeutschen 

Schulsystems geworden. Die vollkom-
men unabhängige Einrichtung nimmt 
jede und jeden, der oder die bereit und 
in der Lage ist, das Schulgeld von zur-
zeit 160 Euro im Monat zu zahlen. Hier 
landen jene, die überall sonst aneck-
ten, gemobbt wurden, sich komplett 

unverstanden fühlten und 
einfach nicht zu Potte ka-
men. Junge Menschen, die 
mit hierarchischen Systemen 
Probleme haben, besonders 
sensibel sind, nicht mit dem 
„Schwarm“ schwimmen wol-
len oder können.
Die SFE akzeptiert sie alle. 
Ein Shangrila ist sie dabei 
aber gerade nicht. Denn 
nach der anfänglichen Eu-
phorie und Begeisterung 
über eine hierarchiefreie 
Schule, die kumpelhafte 
Kommunikation, die Straf-
losigkeit, folgt – das ha-
ben Verwaltung und Lehr-
kräfte längst als Muster 
erkannt – zwangsläufig 
eine Phase der Ernüch-
terung: Dann nämlich, 
wenn die freiheitslie-
benden Abiturienten in  
spe merken, dass sie 
auch im hedonistischen 
Kreuzberg letztend-
lich tun müssen, was 
auf alle zukommt, die 
kurz vor dem Abitur 
stehen: sich auf den 
Hintern setzen und 
arbeiten, lernen, büf-
feln. Diejenigen, die 
nach dieser Erkennt-

nis noch am Ball bleiben, reüssieren 
häufig. Allein Deutschlehrer Klaus Trapp-
mann, trotz des lausigen Stundenlohns 
von derzeit 12,50 Euro seit Jahrzehnten 
an der SFE, hat schließlich schon mehr 
als 2 500 Schülerinnen und Schüler er-
folgreich zum Abitur gebracht. 

Keine Zaubertricks
Woran das liegt? Schwer zu sagen. 
Auch nachdem man „Berlin Rebel High 

Kein Hollywood-Movie
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·  Information und Aufklärung für alle

·  Suchtprävention in der Schule

·  Klassenfahrt und Lehrerfortbildung

·  Adventure Camp und Leadership Camp

   Ausführliche Informationen zu unseren Projekten: www.kmdd.de

   Wir freuen uns auf Ihre Anfragen: 089 85639961 oder info@kmdd.de

 Unterstützen Sie unsere Arbeit mit Ihrer Spende!

 Spendenkonto: IBAN: DE03 7002 0270 6406 6666 60

 BIC: HYVEDEMMXXX - UniCredit Bank AG - HypoVereinsbank

Suchtprävention wirkt!
Suchtprävention wirkt!

Jetzt drei Wochen gratis* lesen:

F
ür Millionen Minijobber hat 

sich trotz Mindestlohn nichts 

verbessert. Beim Aushebeln 

desselben sind viele Unternehmen 

offenbar noch erfinderischer als ge-

dacht. Knapp die Hälfte der geringfü-

gig Beschäftigten in Deutschland ist 

2015 mit weniger als 8,50 Euro brutto 

pro Stunde abgespeist w
orden. Jeder 

fünfte Minijobber hat sogar weniger 

als 5,50 Euro Stundenlohn erhalten. 

Das konstatiert das Wirtschafts- u
nd 

Sozialwissenschaftliche Institut 

(WSI) der gewerkschaftsnahen Hans-

Böckler-Stiftung in einer am Montag 

vorgestellten Studie.

Damit habe der Mindestlohn die 

Situation der Minijobber nur sehr 

partiell verbessert, geben die Auto-

ren Toralf Pusch und Hartmut Sei-

fert zu bedenken. So hätten vor der 

Einführung der Untergrenze im Jahr 

2014 etwa 60 Prozent der prekär Be-

schäftigten weniger als 8,50 Euro pro 

Stunde verdient. Ein halbes Jahr nach 

dem Inkrafttreten des Mindestlohns 

habe dies noch immer 44 Prozent von 

ihnen betroffen. Der überwiegende 

Teil sei auf maximal 7,50 Euro ge-

kommen.

»Selbst extrem niedrige Stunden-

löhne sind zwar seltener geworden, 

aber keineswegs verschwunden«, kri-

tisieren die Forscher und mahnen: 

»Die Missachtung des Mindestlohn-

gesetzes fügt sich in das Muster der 

insgesamt oft problematischen Ar-

beitsbedingungen bei Minijobs.« So 

hätten frühere Studien bereits gezeigt, 

dass geringfügig Beschäftigte trotz 

eines gesetzlichen Anspruchs häufig 

keine Lohnfortzahlung bei Krankheit 

oder im Urlaub erhielten.

Das aktuelle Ergebnis signalisiere 

erneut, »dass es nicht ausreicht, Min-

destlöhne per Gesetz vorzuschrei-

ben«, so die Autoren. Notwendig 

seien flächendeckende Kontrollen. 

Das Problem der Einkommensarmut 

lösten diese aber nicht alleine. Sie 

betonen: »Mit aktuell 8,84 Euro liegt 

der Mindestlohn noch immer deut-

lich unter der Niedriglohnschwelle 

von etwa 9,50 Euro.« Der stellvertre-

tende Vorsitzende der Linksfraktion 

im Bundestag, Klaus Ernst, sprach 

am Montag von Betrug, der endlich 

geahndet werden müsse. Am häu-

figsten treffe es Frauen, so Ernst. 

»Unerträglich ist, dass dieses Aus-

beutermodell noch vom Staat sub-

ventioniert wird durch aufstockende 

Sozialleistungen.«

Wie konkret der Mindestlohn um-

gangen wird, geht nicht aus der Studie 

hervor. Unternehmen sind gesetzlich 

verpflichtet, Einsatzszeiten korrekt zu 

erfassen. Dabei werde »offenbar viel 

getrickst«, sagte Autor Toralf Pusch 

am Montag im Gespräch mit junge 

Welt. »In der Praxis ist
 es oft so, dass 

es auf dem Papier gut aussieht, aber 

die tatsächliche Arbeitszeit die ange-

gebene oft weit übersteigt«, so Pusch. 

Die Betroffenen könnten dies zwar an-

zeigen, verhielten sich aber aus Angst 

um ihren Arbeitsplatz still.

Für ihre Studie werteten die Wis-

senschaftler das »sozioökonomische 

Panel« und das »Panel Arbeitsmarkt« 

aus. Dafür befragen das Deutsche In-

stitut für Wirtschaftsfo
rschung (DIW) 

jährlich 27.000 Menschen und das 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) 13.000 Menschen zu 

ihren Arbeits- und Lebensbedingun-

gen. Geringfügig Beschäftigte, für die 

2015 niedrigere Branchenmindestlöh-

ne galten, wie etwa Zeitungszustel-

ler oder Friseure, seien so weit wie 

möglich herausgefiltert worden, ga-

ben die Forscher an. Auch Praktikan-

ten oder Langzeiterwerbslose, für die 

der Mindestlohn nicht gilt, h
abe man 

nicht mitgezählt. Erfasst w
orden sei-

en Beschäftigte, für die der Minijob 

kein Neben-, sondern Haupterwerb 

ist, h
eißt es. Laut Bundesagentur für 

Arbeit sin
d dies knapp fünf Millionen 

der 7,4 Millionen Minijobber.

Bahn frei für Pofalla?

WWW.JUNGEWELT.DE

Merkel hält an Minsker  

Abkommen fest

Berlin. Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (Foto, r.) h
at sich am Ran-

de des Besuchs des ukrainischen 

Präsidenten Petro Poroschenko (l.) 

besorgt über die Lage in der Ost-

ukraine geäußert. Einen Waffen-

stills
tand gebe es nicht, sagte Mer-

kel am Montag im Kanzleramt. Die 

Lage an der Kontaktlinie, wo sich 

die Truppen von ukrainischer Ar-

mee und Aufständische gegenüber-

stehen, sei »besorgniserregend«. Es 

sei deshalb wichtig, auf Grundlage 

des Minsker Abkommens weiter 

voranzukommen. Poroschenko 

betonte, dass die Ukraine auf EU-

Unterstützung angewiesen sei.

Bei Gefechten im Donbass sin
d 

am Wochenende mindestens acht 

Menschen ums Leben gekommen. 

Allein drei Ziviliste
n starben bei 

Angriffen der ukrainischen Armee. 

Kiew meldete am Montag morgen 

fünf getötete Soldaten.  
(dpa/jW)

Siehe Kommentar Seite 8

Kritik an  Staatsbesuch  

bei Erdogan

Berlin. Vor dem Besuch von Bun-

deskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) in der Türkei am Donners-

tag sorgen die Asylgesuche von 

etwa 40 türkischen Offiziere in 

Deutschland für Auseinanderset-

zungen. Der türkische Verteidi-

gungsminister Fikri Isi
k forderte 

am Montag die BRD zur Ableh-

nung aller Asylanträge auf. Die 

Bundesregierung betonte dagegen, 

die Entscheidung liege allein bei 

den Asylbehörden. Kritik am Be-

such Merkels in Ankara kam vom 

türkischen Oppositionsführer Ke-

mal Kilicdaroglu. Der Vorsitzende 

der Republikanischen Volkspartei 

(CHP) warf ihr in der Süddeut-

schen Zeitung (Montagausgabe) 

Unterstützung für Präsident Recep 

Tayyip Erdogan und seine Pläne 

zur Einführung eines Präsidial-

systems vor. Erdogans Vorhaben, 

über das Anfang April in
 einem 

Referendum abgestimmt wird, wer-

de »das Ende der Demokratie in 

der Türkei« bedeuten. 
 (AFP/jW)

Rauspressen bis nichts mehr geht – 

so gehen viele Unternehmen mit 

ihren Beschäftigten um

Hartleibig

Mit allen Mitteln versucht »Matratzen 

Concord«, einen Betriebsrat 

loszuwerden. Der wehrt sich

Alarmiert

Kaum im Amt, löste US-Präsident 

Trump gleich drei Protestwellen 

aus. Ein Stimmungsbericht

Vergnüglich

Lockerer Beitrag zur Geschichtsdebat-

te: Die Geheimdienstklamotte 

»Kundschafter des Friedens«

Eiskalt

Bayern: Gewerkschafter nach Afgha-

nistan ausgewiesen – dort droht 

ihm der Tod. Von Simon Zeise 
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Millionen Minijobber 

 erhalten noch nicht mal den 

Mindestlohn. Unternehmen 

tricksen mit der Arbeitszeit. 

Die Linke: Betrug muss  

geahndet werden. 

Von Susan Bonath

Abgang statt Vertragsverlängerung: Bahn-Chef Grube verlässt Staatskonzern

R
üdiger Grube hat den Job 

als Vorstandschef der Deut-

schen Bahn AG hingewor-

fen. Der frühere Daimler-Manager 

beendete am Montag seine Tätigkeit 

für das Unternehmen. Jetzt soll Fi-

nanzchef Richard Lutz den Konzern 

vorübergehend führen, ein Nachfol-

ger soll »zeitnah« gefunden werden, 

wie die Bahn am Montag mitteilte.

Anscheinend hat der Aufsichts-

rat diesen Schritt d
es seit M

ai 2009 

amtierenden Konzernchefs zumin-

dest billigend in Kauf genommen, 

denn ursprünglich stand eine Ver-

tragsverlängerung im Terminkalen-

der der Medienvertreter. Bei den 

Beratungen des Kontrollgremiums 

hat es dann Agenturberichten zufol-

ge Differenzen zu den Modalitäten 

der geplanten Verlängerung. Grubes 

Vertrag lief noch bis Dezember. Wie 

die Nachrichtenagentur dpa aus Auf-

sichtsratskreisen erfuhr, warf Grube 

den Kontrolleuren vor, sic
h nicht an 

Absprachen gehalten zu haben. Dem 

Topmanager sei in der Sitzungsvor-

lage noch eine Vertragsverlängerung 

um drei Jahre bis Ende 2020 zuge-

sichert worden. Der Vorstandschef 

habe dafür auf eine Gehaltserhöhung 

und auf eine Abfindung im Falle ei-

nes vorzeitigen Abgangs verzichtet.

Bundesverkehrsminister Alexan-

der Dobrindt sprach anschließend 

von »wenig Einigungsbereitschaft 

auf beiden Seiten«. »Das ist 
in der 

Tat eine so nicht zu erwartende Wen-

dung«, kommentierte der CSU-Poli-

tiker in München.

Grube verlässt den Konzern in-

mitten einer großangelegten Initia-

tive, die Qualität, Kundenzahl und 

Ergebnis der Bahn deutlich verbes-

sern sollte. Erst kürzlich hatte Grube 

das Programm »Zukunft Bahn« zur 

Chefsache erklärt. A
llerdings gab es 

schon länger Gerüchte, wonach der 

ehemalige Kanzleramtsminister Ro-

nald Pofalla (CDU) Druck mache, 

um an die Spitze des Konzerns zu 

gelangen. Der vermeintliche Politik-

aussteiger war von Grube zunächst 

als G
eneralbevollmächtigter (als ei-

ne Art Cheflobbyist) i
n den Konzern 

geholt worden, angeblich um einen 

besseren Draht in die Regierungs-

spitze zu haben. Später stie
g Pofalla 

in den Vorstand auf. 

 

(dpa/jW)
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Fora Temer!

Kämpferische Diaspora: »Erstes 

Internationales Treffen für die De-

mokratie und gegen den Putsch« in 

Brasilien. In Amsterdam betonte die 

Demokratiebewegung des latein-

amerikanischen Landes Gemein-

samkeiten. Von Peter Steiniger
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School“ gesehen hat. Regisseur 
Alexander Kleider, selbst ein er-
folgreicher Absolvent der SFE, zeigt 
in diesem Dokumentarfilm über 
seine ehemalige Schule Szenen 
aus dem Unterricht, die keine be-
sondere pädagogische Methode 
erkennen lassen, keine geheimnis-
volle Didaktik, keine Zaubertricks. 
Unverhüllt offenbart sich hier zu-
nächst vor allem, woran viele die-
ser Jugendlichen schon so lange 
scheitern – an sich selbst. Etwa, 
wenn der Darmstädter Florian, 
der mit beinahe aggressiver Verve 
„natürlich ein Einser-Abi“ anstrebt, 
nach den Sommerferien einfach 
nicht zurück in die Disziplin fin-
det und entweder gar nicht oder  
zu spät zum Unterricht kommt. 
Oder wenn Hanil immer wieder 
darauf zurückkommt, „dass ich im-
mer noch ab und zu faul bin“. 
Die Lehrerinnen und Lehrer der SFE 
tun gar nichts Besonderes. Sie set-
zen keine geheimnisvollen Hebel 
an. Sie nutzen keine ausgefuchs-
ten didaktischen Verfahren. Deut-
lich wird allerdings, dass sie ihre 
Schülerinnen und Schüler ernst 
nehmen, auch indem sie diese 
daran erinnern, dass mit dauern-
dem Schwänzen das Abitur nicht 
zu schaffen sei. Aber vor allem, 
indem sie ein Gespräch auf Augen-
höhe suchen und es ganz bewusst 
vermeiden, herablassend oder gar 
demütigend zu kommunizieren. 
Lehrkräfte, die ihren Schützlingen 
eben klar machen, dass sie an sie 
glauben, dass diese innere Stärken 
haben, die es freizulegen gilt. Viel 
mehr sei gar nicht nötig, so vermit-
telt es der Film, um verunsicherte 
junge Menschen so zu stärken, 
dass dieses Vertrauen in sich selbst 
sie zum Abitur tragen kann.
Klappt natürlich nicht immer. We-
der schaffen es alle Jugendlichen, 
sich tatsächlich auf den Hosenbo-
den zu setzen, noch geht die einfa-
che Rechnung immer auf, dass ein 
Schüler nur an sich glauben muss, 
und – schwupps – hat er das Abi in 
der Tasche. Da scheitert Alex, der 
vor allem Angst vor Mathe hatte, 
ausgerechnet an der mündlichen 

Kunst-Prüfung. Und der ein biss-
chen angeberische Florian bleibt 
auch ein gutes Stück zurück hinter 
seinem erklärten Ziel, ein Einser-
Abi zu machen. Da holt die eiskal-
te Realität die teilweise noch sehr 
verträumten jungen Frauen und 
Männer dann wieder ein. 
„Berlin Rebel High School“ ist eben 
kein Hollywood-Movie, sondern 
ein deutscher Dokumentarfilm, 
der zeigt, dass das Leben auch im 
nonkonformen Kreuzberg kein 
Ponyhof ist. Aber er weist auf ein-
dringliche und sensible Weise da-
rauf hin, dass jeder Mensch, der 
bereit ist, an sich zu arbeiten, eine 
zweite, dritte und vierte Chance 
verdient hat. Und dass viele, die im 
Schulsystem absacken, keineswegs 
am Lernstoff scheitern. Die Grün-
de für ihr Versagen sind vielfältig: 
komplizierte Familienverhältnisse, 
persönliche Schwierigkeiten, Un-
reife, Pubertätsprobleme. Der Film 
macht deutlich, dass das staatli-
che Schulsystem häufig nicht in 
der Lage zu sein scheint, adäquat 
auf jene zu reagieren, die nicht im 
Mainstream schwimmen. Es lässt 
die Gestrandeten oft einfach zu-
rück. Als könne die Gesellschaft 
auf sie verzichten. Als bräuchte sie 
nicht gerade den Beitrag der ge-
gen den Strich Gebürsteten. Wie 
zum Beispiel diesen Film des einst 
gescheiterten Alexander Kleider. 
Vielleicht stößt der ja eine Debatte 
an, die etwas auf den Weg bringt? 
Mehr solche Schulen wie die SFE 
oder besser noch: ein verändertes 
Schulsystem, das sich besser auf 
jene Heranwachsenden einstellen 
kann, die eben ein bisschen an-
ders ticken. Anders zu ticken, kann 
schließlich ziemlich nützlich sein.

Frauke Haß, 
Leiterin der Presse- und Öffentlichkeits
abteilung des Deutschen Filmmuseums  
in Frankfurt a. M.

Trailer und weitere Informationen  
zum Film unter:  
www.dok-werk.com/deutsch/ 
dokfilme/berlin-rebel-high-school/ 
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Schüler-Aktionen 
gegen Kinderarbeit

// Ob Pflastersteine, Kaffee oder 
Computer – viele Städte und 
Gemeinden kaufen auch Erzeug-
nisse, bei deren Produktion 
Kinder ausgebeutet werden. Und 
doch achten immer mehr Kom-
munen darauf, sozial „saubere“ 
Waren zu beschaffen – nicht 
zuletzt, weil der Druck der Schü-
ler und Lehrkräfte wächst. //

Die Sonne brennt heiß auf die Mädchen 
und Jungen, die auf dem Boden sitzen. 
Schweigend, in Lumpen gehüllt, die Köp-
fe gesenkt, die Gesichter ernst, klopfen 
sie Granitblöcke. Doch die hier malochen 
und einer nach dem anderen ohnmäch-
tig umkippen, sind nicht minderjährige 
Arbeiter in indischen Steinbrüchen. 
Es sind Schülerinnen und Schüler der 
6. Gymnasialklasse in Amberg (Ostbay-
ern). Mit ihrer vierminütigen Aufführung 
zum Schulfest und dem Appell „Es ist Zeit 
zu handeln, denn diese Kinder haben kei-
ne Chance auf eine Zukunft!“ rüttelten 
sie nicht nur ihre Eltern, Lehrkräfte und 
Freunde auf. Sie machten auch Politiker 

und Verwaltung der 44 000-Einwohner-
Stadt in der Oberpfalz auf das Leid vieler 
Kinder und Jugendlicher aufmerksam, 
die weltweit für unsere Konsumgüter 
geknechtet werden.
Die Jugendlichen des Erasmus-Gymnasi-
ums richteten ihren Protest an die rich-
tige Adresse: Bund, Länder und Kommu-
nen. Alle drei Ebenen könnten über ihr 
Beschaffungswesen noch stärker als der 
einzelne private Verbraucher Unterneh-
men in die Pflicht nehmen, damit diese 
ein Auge darauf haben, dass Zulieferer 
fair handeln. Denn die öffentliche Hand 
ist der größte Konsument im Land: Sie 
vergibt in Deutschland jährlich Aufträge 
von – geschätzt – 400 Milliarden Euro, 
mehr als die Hälfte davon entfällt auf 
die Städte, Gemeinden und Landkreise. 
Mit Steuergeldern kaufen Bund, Län-
der und Kommunen Pflastersteine für 
Marktplätze, Kaffee oder Orangensaft 
für die Kantine, Möbel und EDV für die 
Büros, Uniformen für Polizei und Feuer-
wehr, Bälle und Papier für Schulen oder 
Blumen fürs Rathaus ein – Produkte, 
die überwiegend aus Billiglohnländern 
stammen, und für die es heute meist 
seriös zertifizierte, sozial und ökologisch 
gute Alternativen gibt. 
Die wollen die Erasmus-Gymnasiasten 
auch in Amberg verwirklicht sehen. „Ich 
möchte in einer Stadt leben, die ande-
ren ein Vorbild ist, die ihre Bewohner 
und vielleicht sogar weitere Städte mo-
tiviert, nachhaltig einzukaufen, damit es 
endlich weniger Kinderarbeit gibt“, for-
dert Maresa Platzer, 16, Schülerin der 
11. Klasse. „Unsere Stadt hat einfach 
mehr Möglichkeiten als jeder Einzelne 
von uns, fair einzukaufen“, pflichtet ihre 
Freundin Sabrina Glöckner (17) bei. Ge-
meinsam mit anderen Schülern haben 
die beiden einen Brief an den Oberbür-
germeister (OB) der Stadt geschickt, 
diesen nach der Herkunft der Pflaster-
steine auf den Straßen der Stadt ge-
fragt. Und: ob Ambergs Stadtrat schon 
beschlossen habe, auf Friedhöfen nur 

Das Bildungs- und 
Förderungswerk der GEW 
unterstützt die Stiftung 
„fair childhood – Bildung 
statt Kinderarbeit“.

Schülerprotest gegen Kinderarbeit: Mit einem Theaterstück machten Jugendliche 
des Gymnasiums in Amberg (Ostbayern) auf malochende und ausgebeutete Mäd-
chen und Jungen in den Steinbrüchen Indiens aufmerksam. Ihr eindringlicher Appell 
an Eltern, Lehrkräfte und Freunde: „Es ist Zeit zu handeln!“
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Ja,  �ich möchte mehr Informationen fair childhood.� E&W 05/2017 
Bitte sendet mir weitere Informationen zu.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort 

E-Mail 

Datum, Unterschrift 

Bitte sende diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an:

 �Kindern eine
 ��Kindheit geben
Mach mit! Unterstütze die Projekte  
der GEW-Stiftung fair childhood.
Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00
BIC: BFSWDE33MUE

www.fair-childhood.de
fair childhood ist eine Treuhandstiftung unter Treuhänderschaft 
der Stiftung Kinderfonds

fair childhood 
GEW-Stiftung „Bildung statt Kinderarbeit“ 
Reifenberger Straße 21 
60489 Frankfurt am Main

#

Foto: Tobias Schwab

noch zertifizierte Grabsteine ohne Kin-
derarbeit zuzulassen. 
Das ist möglich, weil das deutsche Verga-
berecht 2016 reformiert wurde. Seitdem 
können Kommunen in Ausschreibungen 
und Vergabeverfahren darauf drängen, 
dass die Waren und Angebote der Lie-
feranten oder Dienstleister soziale oder 
umweltschonende Kriterien erfüllen und 
die Erzeugnisse im Idealfall sogar ein 
soziales oder grünes Gütesiegel haben. 
Laut EU-Recht kann der Auftraggeber als 
Nachweis ein Zertifikat verlangen – und 
zwar für die gesamte Lieferkette. Vor 
2009 galten solche Kriterien noch als 
„vergaberechtsfremd“ und waren damit 
nicht zulässig. Lange entschied allein der 
Preis über den Zuschlag. 

Fair einkaufen
Dass es etliche Kommunen schaffen, 
fair einzukaufen, zeigen Städte wie 
Hamburg, Mainz, Bremen, Bonn oder 
München. Sie gelten als Vorreiter für 
nachhaltige Beschaffung. In Dortmund 
etwa achtet ein zentrales Amt darauf, 
dass Firmen Hemden, Jeans oder So-
cken für die Feuerwehrleute, Gärtner, 
Zoowärter oder Kanalbauer unter sozial 
fairen Bedingungen herstellen, die neu-
en Computer möglichst wenig Strom 
ziehen, Fußbälle für die Schulen nicht 
von Kindern genäht und Pflasterstei-
ne nicht von Jugendlichen gehämmert 
wurden – und die Lebensmittel für Kita, 
Klinik oder Kantine möglichst ein Bio- 
oder Fair-Trade-Zeichen haben. 
Den Brief der Amberger Gymnasiasten 
an den Oberbürgermeister haben 250 
Schülerinnen und Schüler, Eltern und 
Pädagogen unterschrieben – zusammen 
mit dem kurzen, aber eindringlichen 
Theaterstück gegen Kinderarbeit Druck 
genug, um die Verwaltung in Bewegung 

zu setzen, ist Helmut Kollhoff überzeugt: 
„Wenn Kinder auf dem Boden hocken, 
Steine klopfen und umkippen, hat das 
Wirkung.“ Kollhoff, ehemals Siemens-In-
genieur, jetzt Vorsitzender des Eine-Welt-
Ladens in Amberg, leitet an der Schule als 
Ehrenamtlicher das Fach „Zukunft“. 
In Kollhoffs Unterricht haben die Mäd-
chen und Jungen über bewussteren 
Konsum diskutiert, das Theaterstück 
geprobt, den Besuch im Bundesent-
wicklungshilfeministerium in Berlin ge-
plant, mit der Presse gesprochen und 
den Brief an den OB formuliert – „dip-
lomatisch und freundlich im Ton, doch 
hart in der Sache“, betont Kollhoff. 
„Provokation ist gut – das Gegenüber 
muss aber immer das Gesicht wahren 
können.“ Wichtig sei zudem, dass sich 
die Jugendlichen auf die Gespräche 
mit Politikern oder Ratsmitgliedern 
gut vorbereiten, sich informieren, was 
eine Kommune beim Einkauf an fairen 
Bedingungen fordern darf – und wo ihr 
schlichtweg Grenzen gesetzt sind. 
Amberg nennt sich zwar „Fair Trade 
Town“. „Aber da ist noch Luft nach 
oben“, so Kollhoff. Noch hat der OB nicht 
auf das Schreiben der Schülerinnen und 
Schüler reagiert. „Wir werden nachha-
ken“, sagt Sabrina, eine aus der Gruppe, 
und kündigt an: „Wenn die Stadt weiter 
blockt, lassen wir uns provokantere Ak-
tionen einfallen.“ Irgendwann, davon 
sind auch ihre Klassenkameraden über-
zeugt, werde die Stadt reagieren – „die 
Verantwortlichen wollen ja wiederge-
wählt werden“, so die 17-Jährige. Das 
findet auch Maresa: „Viele Politiker 
wetten auf die Jugend – sie wissen: Wir 
sind die Zukunft.“

Martina Hahn, 
freie Journalistin

Materialien für Schüler-Kampagnen:
Leitfaden und Protestpostkarten „Wie fair kauft meine Stadt?“ 
der Christlichen Initiative Romero: 
www.ci-romero.de
www.umweltschulen.de/audit/nachhaltigkeitinderschule.html
www.faire-schule.eu oder www.fairtrade-schools.de
www.das-macht-schule.net/projekte
www.umwelt-im-unterricht.de/
Wie fair könnte meine Kommune einkaufen? 
Hintergrundinfos und Argumente für Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler: 
www.gew.de/steineklopfen
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// Welche Chancen und Risiken 
sind mit der Zuwanderung 
geflüchteter Menschen verbun-
den? Was muss der Staat tun, 
um die Neuankömmlinge gut 
zu integrieren? Das war Thema 
des Integrationskongresses der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), der 
Ende März in Berlin stattfand. 
Unter dem Titel „#Angekommen“ 
diskutierten rund 1 000 Exper-
ten aus Kommunen, Verbänden, 
Gewerkschaften, Wissenschaft 
und Politik über integrations- und  
migrationspolitische Fragen. //

Der Zuzug von über einer Million Men-
schen allein in 2015 habe die Bundes-
republik vor große Herausforderungen 
gestellt, betonte Heinrich Alt, der von 
2002 bis 2015 dem Vorstand der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) angehörte. 
Die Probleme bei der Registrierung 
und Erstaufnahme hätten „die Grenzen 
der Leistungsfähigkeit der Verwaltung 
bereits mehr als deutlich gemacht“. 
Die „eigentlichen Herausforderungen“ 
lägen allerdings noch vor uns: „Wenn 
es nicht gelingt, die Flüchtlinge mit 
Bleibeperspektive schnell und wirk-
sam zu integrieren, wird unsere Ge-

sellschaft schweren Schaden nehmen“, 
warnte Alt.
Er hob aber auch hervor, die Altersstruk-
tur der Geflüchteten zeige „ein großes 
Potenzial. Denn rund 50 Prozent waren 
2015 jünger als 25 Jahre und somit al-
tersmäßig noch vor bzw. in der schu-
lischen bzw. beruflichen Ausbildung“. 
Allerdings müsse der Staat die Zuwan-
derung für „Investitionen in Bildung und 
Ausbildung, Wohnungsbau und Sozial-
leistungen für alle“ auch nutzen.
Damit Integrationskosten zu Investi-
tionen in die soziale Balance werden, 
seien zwei Aspekte besonders wichtig, 
machte der Kongress deutlich: Zum ei-
nen die Frage, inwieweit sich Staat und 
Bürger als Einwanderungsgesellschaft 
verstehen und die Infrastruktur auf die 
Aufnahme von Migranten und Asylsu-
chenden eingestellt ist; zum anderen 
die Situation derer, die in der Praxis 
unmittelbar mit der Integration zu tun 
haben – seien es Sozialarbeiter, Flücht-
lingsbetreuer oder Sprachlehrkräfte. 
In dieser Hinsicht habe Deutschland 
noch Nachholbedarf, erläuterte Josef 
Mikschl, Vorsitzender der Fachgruppe 
Erwachsenenbildung der GEW Schles-
wig-Holstein. Derzeit seien zirka 15 000 
Integrationskurslehrkräfte bei 1 721 
Trägern beschäftigt. Diese unterrich-
teten in der Regel Deutsch als Zweit- 
bzw. Fremdsprache (DaZ bzw. DaF). 
Mikschl kritisierte in dem Zusammen-
hang, dass es nach wie vor kein klares, 
einheitliches Berufsbild für Sprach-
lehrkräfte gäbe; das Gros arbeite zu-

Nachholbedarf

Josef Mikschl, Vorsitzender der GEW-
Fachgruppe Erwachsenenbildung in 
Schleswig-Holstein, forderte während 
der FES-Tagung: „Die Zuwanderung 
Geflüchteter nach Deutschland sollte 
Anlass sein, die Beschäftigungsbedin-
gungen der Integrationsfachkräfte zu 
verbessern.“ 
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Auf dem FES-Kongress warnte das 
ehemalige Vorstandsmitglied der Bun-
desagentur für Arbeit, Heinrich Alt: 
„Wenn es nicht gelingt, die Flüchtlinge 
mit Bleibeperspektive schnell und 
wirksam zu integrieren, wird unse-
re Gesellschaft schweren Schaden 
nehmen.“
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Der Integrationskongress der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) in 
Berlin richtete den Blick auf einen entscheidenden Aspekt der 
Integration Zugewanderter: Inwieweit verstehen sich Staat 
sowie Bürgerinnen und Bürger als Einwanderungsgesellschaft?
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ICH wIll’s  
wIssen.
ArtIkel 26:
Jeder hat das Recht auf Bildung.

DIe AllgemeIne erklärung Der mensCHenreCHte 
ICH sCHütze sIe – sIe sCHützt mICH

www.amnesty.de

dem auf Honorarbasis oder sei 
lediglich befristet angestellt. 
Seit dem 1. Juli vergangenen Jah-
res gilt für Lehrkräfte in den vom 
Bundesamt für Migration (BAMF) 
geförderten Kursen ein Stunden
satz von 35 Euro. Damit, so rech-
nete Gewerkschafter Mikschl vor,  
kämen die Kursleitungen im Schnitt 
auf ein monatliches Nettohonorar 
von knapp 1 600 Euro. „Die Kolle-
ginnen und Kollegen profitieren 
heute von der enormen Zuwande-
rung Geflüchteter im Jahr 2015“, so 
Mikschl. „DaF-Fachkräfte wurden 
dringend gebraucht, entsprechend 
groß war der Druck auf das BAMF, 
die Honorarsätze zu erhöhen.“
Nach wie vor katastrophal sind 
dagegen die Verdienstmöglichkei-
ten für die Leiterinnen und Leiter 
der Deutschkurse an den von den 
Kommunen finanzierten Volkshoch-
schulen (VHSen). Hier werden Stun-
densätze zwischen 20 und 23 Euro 
gezahlt, was einem monatlichen 

Nettoeinkommen von kaum 1 000 
Euro entspricht. „Das sind Einkom-
men, die knapp über dem Existenz-
minimum liegen. Altersarmut ist 
vorprogrammiert“, stellte Mikschl 
fest. Er forderte, die so genannte 
Soloselbstständigkeit abzuschaffen 
und stattdessen Tarifverträge für 
Honorarkräfte und sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung als 
Regelarbeitsverhältnis anzubieten  
(s. E&W 3/2017). „Die Zuwanderung 
Geflüchteter nach Deutschland soll-
te Anlass sein“, so Mikschl, „die Be-
schäftigungsbedingungen der Inte-
grationsfachkräfte zu verbessern.“ 

Jürgen Amendt, 
Redakteur „neues deutschland“

Lesen Sie zum FES-Kongress auch 
den Artikel über das kanadische 
Einwanderungssystem auf der 
GEW-Website: www.gew.de/ 
kongress-kanada.

Blick nach Kanada
Bei der Frage der Infrastruktur und Aufnahmebereitschaft lohnt sich 
ein Blick ins Ausland, z. B. nach Kanada. Das kanadische Einwande-
rungssystem könne zwar nicht eins zu eins auf Deutschland übertra-
gen werden, betonen Uwe Hunger, Institut für Politikwissenschaft 
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, und Sascha Kran-
nich, Universität Siegen, in ihrer im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stif-
tung erstellten Studie „Einwanderungsregelungen im Vergleich: Was 
Deutschland von anderen Ländern lernen kann“*. Denn die natio-
nale Identität Kanadas begründe sich ausdrücklich aus der Einwan-
derung von Millionen Menschen vor und nach der Unabhängigkeit. 
Das kanadische System zeige jedoch, so die beiden Wissenschaftler, 
dass durch eine gesteuerte Einwanderung, die sich sowohl an der 
Nachfrage nach Arbeitskräften orientiere als auch humanitäre As-
pekte wie Familienzusammenführung und Aufnahme geflüchteter 
Menschen berücksichtige, in der Mehrheitsgesellschaft eine breite 
gesellschaftliche Akzeptanz von Migration erreicht werden kann. 
Nur knapp ein Fünftel der rund 250 000 Menschen, die jährlich 
nach Kanada einwandern dürfen, sei hochqualifiziert. Diese Grup-
pe wird nach einem strengen Punktesystem ausgewählt. Vlad Mijic 
vom Department IRCC (Immigration, Refugees and Citizenship) der 
kanadischen Regierung wies daraufhin, dass sein Land Integration 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstehe und Politik dement-
sprechend in die Infrastruktur investiere – z. B. in ausreichend und 
qualifizierte Sprachlehrkräfte.� J.A.

*library.fes.de/pdf-files/wiso/11662.pdf
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// Wirtschaftliche Zusammenhänge sollten interdis-
ziplinär unterrichtet und erforscht werden – weil 
der Mensch mehr sei als eine Arbeitskraft und ein 
Konsument. Das fordert die Gesellschaft für sozio-
ökonomische Bildung und Wissenschaft (GSÖBW), 
die zu ihrer ersten Jahrestagung ins bayerische Tut-
zing eingeladen hatte (s. auch E&W-Schwerpunkt 
„Ökonomische Bildung“, 12/2016). //

„In 13 von 16 Bundeslän-
dern wird Ökonomie als 
Verbundfach unterrichtet, 
zusammen mit Arbeitslehre 
oder Politik“, erklärte Tim 
Engartner vom Vorstand 
der GSÖBW. „Nach unserer 
Auffassung fehlte bisher die 
entsprechende Fachgesell-
schaft“, so der Professor 
für Didaktik der Sozialwis-
senschaften an der Goethe-
Universität Frankfurt am 
Main. Diese Lücke will die 
2016 gegründete GSÖBW 
schließen. Nach Tutzing ka-
men rund 50 Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaft-

ler, auch aus Österreich, der Schweiz und den USA. „Vom 
Hochschulpräsidenten bis zur Master-Studentin“, wie Engart-
ner betonte. 
Zu den Referenten zählte Professor Sascha Spoun, Präsident 
der Leuphana-Universität Lüneburg. Er teilt den interdiszi
plinären Ansatz der GSÖBW: „Um Wirtschaft zu verstehen, 
darf man Wirtschaft nicht allein betrachten“, zitierte Spoun 
den französischen Philosophen Gabriel Tarde, der Ende des 
19. Jahrhunderts gewirkt hat. Denn auch „völlig subjektive 
Faktoren“ wie Meinungen oder Erwartungen beeinflussten 
das Handeln der Menschen. „Die Ökonomie muss auch diese 
Größen untersuchen“, so Spoun. Professor Tonio Oeftering 
und die wissenschaftliche Mitarbeiterin Julia Oppermann, 
beide vom Institut für Politikwissenschaft an der Leuphana-
Hochschule, präsentierten das Konzept der „Lebensweltori-
entierung“. Dessen Intention: Politik und Ökonomie als Teil 
der „Lebenswelt“ der Schülerinnen und Schüler sichtbar zu 
machen. Es sei „problematisch“, betonte Oppermann, dass 
Bildung „nach Verwertbarkeitslogik vermessen“ werde. Dazu 
zeigte sie den Tagungsgästen ein Protestplakat, das diese Lo-
gik satirisch aufs Korn nimmt: eine Kinderzeichnung mit der 
Aussage: „Wenn ich groß bin, werde ich Humankapital.“ 

Moritz Peter Haarmann, Politikwissenschaftler an der Univer-
sität Hannover, zitierte den Erziehungswissenschaftler Wolf-
gang Klafki: Lehrkräfte – auch an Gymnasien – „sollen nicht 
Einzelwissenschaften vereinfacht in die Schule übersetzen“. 
Es gelte vielmehr „Wissenschaft unter didaktischen Fragestel-
lungen nach ihrem Lösungspotenzial für Lebensprobleme“ zu 
nutzen – und „nach ihren Grenzen“ zu fragen. Haarmann kri-
tisierte die niedersächsischen Lehrpläne, in denen es heißt: 
Mithilfe des „ökonomischen Fachkonzepts Wirtschaftsord-
nung“ sollten die Schülerinnen und Schüler „wesentliche Ele-
mente der Sozialen Marktwirtschaft“ erarbeiten – und zwar 
„auch im Hinblick auf Möglichkeiten und Grenzen staatlichen 
Handelns“. Haarmann widersprach: „Soziale Marktwirtschaft 
ist nichts, was das Denken der Schülerinnen und Schüler 
strukturieren darf.“ Und: „Es wundert mich, wie eine solche 
Formulierung in den Lehrplan Eingang finden kann.“ 

„Frames“, nicht Fakten
Silja Graupe ist Professorin für Ökonomie und Philosophie  
an der privaten Cusanus-Hochschule im rheinland-pfälzischen 
Bernkastel-Kues. Sie machte deutlich, mit welchen Methoden 

Lehrbücher der Volkswirt-
schaftslehre (VWL) arbeiten: 
mit „Frames“, also mit Deu-
tungsmustern, die „durch 
Sprache im Gehirn aktiviert 
werden“. Deren Einfluss sei 
groß. „Frames, nicht Fakten 
bedingen unser Entschei-
dungsverhalten“, zitierte sie 
die im kalifornischen Ber-
keley forschende Sprach-
wissenschaftlerin Elisabeth 
Wehling. Als Beispiel für ei-
nen „Frame“ nannte Graupe 
die Lehrbuch-Aussage: „Der 
Markt ermittelt den Gleich-

gewichtspreis.“ Damit sei „empirisch aber nichts erklärt“. Statt-
dessen werde der Markt „als handelnder Akteur“ etabliert. 
Metaphern und Stereotype zu hinterfragen, gehört laut Grau-
pe zu den Aufgaben der sozioökonomischen Bildung. Die Pro-
fessorin resümierte: „Wir haben eine Riesenaufgabe vor uns.“ 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

Homepage der GSÖBW: 
www.soziooekonomie-bildung.eu/ 

„Wenn ich groß bin,  
werde ich Humankapital!“
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Tim Engartner, Professor für 
Didaktik der Sozialwissen-
schaften an der Goethe-Uni 
Frankfurt am Main

Prof. Sascha Spoun, Präsident 
der Leuphana-Uni in Lüneburg
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Die Wollmarshöhe

Akutfachkrankenhaus für 
psychosomatische Medizin

www.wollmarshoehe.de

Kurzzeittherapie bei Burn-out
und Stressfolgeerkrankungen

Für Privatversicherte, Beihilfe -
 be rechtigte, Selbstzahler

Stationär, teilstationär, ambulant

Therapeutisch-ganzheitliches
Konzept - moderne Diagnostik
und Therapieplanung

Neurologische und psycho -
kardio logische Abklärung

Zeitgemäße Einrichtung und 
Ausstattung, schönes Ambiente,
nähe Bodensee (Bodnegg)

Gerne senden wir Ihnen 
unser Exposé.

info@klinik-wollmarshoehe.de

Information / Auskunft: 
07520 927-0

Klinik 
Wollmarshöhe
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•  Jahres- und 
Projektplaner
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Art. 10750-43
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Wir suchen eine Grundschullehrkraft
Die Deutsche Schule Erbil in Kurdistan/Irak ist eine von der Bundesrepublik 
Deutschland geförderte und von der KMK anerkannte Deutsche Auslands-
schule. Wir suchen zum nächsten Schuljahr 2017/2018 noch Ortslehrkräfte 

für die Grundschule. Wenn Sie über eine deutsche Lehramtsausbildung oder vergleichbare 
Qualifikationen verfügen, im Ausland arbeiten möchten und Interesse an der Arbeit in ei-
nem kleinen, engagierten Team haben, dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung. 
Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte an den Schulleiter (schulleitung@ds-e.org). 
Auch Nachfragen werden gerne über diese E-Mail-Adresse beantwortet.� www.ds-e.org

Türkischen Kollegen schuldig
(E&W 1/2017, Seite 45 f., Leserforum: 
„Nicht so zahm“)
Zekeriya Altuğ hätte im Interview (E&W 
11/2016) gefragt werden sollen, wie er 
sich zur Verfolgung von Gewerkschafts-
kolleginnen und -kollegen in der Türkei 
stellt. Das sind wir den inhaftierten Kol-
leginnen und Kollegen schuldig.
Max Steinacher, Tübingen

„Nur angestellte Beschäftigte“
(E&W 2/2017, Seite 6 ff.: Schwerpunkt 
„Mehr Zeit für Bildung“)
Viele Pädagoginnen und Pädagogen 
beklagen sich über ihre Arbeitsbedin-
gungen – und das meist zu Recht, aber 
man sollte differenzieren. Nehmen wir 
die Recherchen der E&W dafür zum An-
lass. Diese vermitteln im Schwerpunkt 
unterschiedliche Einblicke in den Alltag 
und die Gefühle einzelner Beschäftig-
ter von der Kita bis zur Uni. Da gibt es 

diejenigen, die 
ihren Beruf gut  
bewältigen und 
sich als Bonus  
mehr Zeit wün- 
schen, und da 
sind jene, die 
sich durch Zeit-
mangel extrem 
gestresst fühlen. Manche beklagen im-
mer noch den 45-Minutentakt, andere 
arbeiten schon längst nach dem 90-Mi-
nutenkonzept. In einer Kita gibt es feste 
Mittagszeiten, an einer anderen ermög-
licht es bedürfnisorientierte Pädago-
gik jedem Kind, selbst zu entscheiden, 
wann es essen möchte. Die Bandbreite 
ist also groß.
Wenn dann noch persönliche Ansprü-
che hinzukommen, die mit der Realität 
kaum zu vereinbaren sind, wird eine 
angemessene Bewertung schwierig. 
Drei Zitate aus den Aussagen verdeut-

lichen das: „Nach jedem Elterngespräch 
fertigt sie ein Protokoll an.“ – „Den 
Müttern und Vätern erläutert man das 
Konzept in Einzelgesprächen.“ – „Doch 
dafür seien keine Zeitressourcen vorge-
sehen. Die Lehrkräfte müssen es aber 
tun. Im Interesse des Kindes.“
Wer so mit (seiner) Zeit umgeht, ver-
liert aus dem Blick, dass Lehrende und 
Erziehende i. d. R. neben allem päda-
gogischen Ethos und Pathos eben auch 
nur angestellte Beschäftigte sind, die 
für zirka 41 Wochenstunden gute Arbeit 
bezahlt werden. 
Peter Ueding, Leopoldshöhe

Negativ belegter Begriff
(E&W 2/2017, Seite 7: „Doppelte Klas-
senführung wäre große Entlastung“)
Die Überschrift ließ mich stutzen. Wie-
so soll eine doppelte Klassenführung 
eine Entlastung bedeuten? Ich musste 
den ganzen Artikel lesen, um lang-� >>
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sam auf die (un-
realistische) Idee 
zu kommen, dass 
die Kollegin eine 
Teamklassenfüh- 
rung mit zwei Lehr- 
kräften meint. Viel 
realistischer sind 
doch im Moment 
Situationen, in denen doppelte Klassen
führungen wieder nötig sind, damit zwei 
Klassen zumindest mit einer Klassenleh-
rerin versorgt werden können.
Das muss doch meiner Gewerkschaft 
klar sein, dass dieser Begriff auch aktu-
ell wieder negativ belegt ist. In Duisburg 
jedenfalls fehlen an Schulen so viele 
Kolleginnen und Kollegen, dass doppel-
te Klassenführungen nicht selten sind.
Bärbel Steuwer, per E-Mail

„Vor 60 Jahren“
Nach 60 Jahren GEW-Mitgliedschaft 
nun doch einmal ein Leserbrief – und 
zwar zu dem Beitrag von Johanna 
Weitzel, aufgezeichnet von Katja Irle. 
Weitzel plädiert generell dafür, zwei 
Lehrkräfte für die Klassen- oder Grup-
penführung einzusetzen. Ich musste la-
chen, denn vor rund 60 Jahren kam Kurt 
Wawrzyniak angesichts aufkommender 
geschlechtlicher Integration, genannt 
Koedukation, zur gleichen Forderung*. 
Seit 1960 ging noch ein Jahrzehnt ins 
Land, bevor Mädchen als spezielle 
Adressaten von Unterricht ernst ge-
nommen wurden. Noch weitere zwei 
Jahrzehnte vergingen, bevor auch die 
Jungen entdeckt wurden. Zumindest 
an der Abiturientenquote der Mädchen 
hat sich etwas geändert, ohne dass an 
Gruppengrößen oder Betreuerzahl groß 
gerüttelt wurde.  
Ulrich Hain, Gießen
*Kurt Wawrzyniak: Grundfragen der Koedu-
kation. München, Basel: 1959; in jener Zeit 
waren männliche Lehrkräfte an Volksschulen 
noch weitaus in der Überzahl.

Korrekturbedürftig
(E&W 2/2017, Seite 22 f.: „Neustart 
nach der Diktatur“)
Vielen Dank für den interessanten Arti-
kel zum Bildungswesen und seinen Ge-
werkschaften in Peru von André Scheer. 
Manche Informationen sind allerdings 
zu verallgemeinernd oder bedürfen 

einer Korrektur. So schreibt der Autor 
auf S. 23: „Vier der fünf ‚besten‘ Uni-
versitäten sind privat, viele kontrolliert 
die katholische Kirche.“ Wieso ist das 
Wort „besten“ in Anführungsstriche 
gesetzt? Solch generell abwertende 
Aussagen zur universitären Lehre halte 
ich nicht für angebracht. Tatsächlich ist 
die Qualität der Forschung und der Ab-
schlussarbeiten in vielen Universitäten 
recht gut und kann im internationalen 
Vergleich durchaus mithalten. 
Richtig ist selbstverständlich, dass 
sowohl die universitäre als auch die 
Schulbildung für alle erschwinglich sein 
müsste. Von den Kindern, die staatliche 
Schulen besuchen, darf nicht verlangt 
werden, dass sie Lehrbücher und Uten-
silien, ja sogar Toilettenpapier und Seife 
selbst mitbringen müssen. Vor Beginn 
des Schuljahrs erbetteln sich daher vie-
le Mädchen und Jungen aus mittello-
sen Familien Geld für ihre Schreib- und 
Lernmaterialien auf der Straße zusam-
men. Ähnlich schlecht ist es um die Ge-
hälter der Lehrkräfte an Schulen und 
Dozenten an staatlichen Hochschulen 
bestellt. 
Iris Gareis, Frankfurt

Keine Akademiker-Prämie
(E&W 4/2017, Seite 4: „BAföG: zu wenig 
zum Leben“)
Parallel zum 
turnusgemäßen 
BAFöG-Bericht 
der Bundesregie-
rung haben ver-
schiedene DGB-
Gewerkschaften, 
darunter auch  
die GEW, einen 
„Alternativen BAFöG-Bericht“ erarbei- 
tet. Dieses Unterfangen ist sehr zu 
loben. Wem die soziale Situation Stu-
dierender nicht gänzlich egal ist, wird 
wohl kaum die Augen davor verschlie-
ßen, dass junge Menschen in Deutsch-
land unter deutlich schwierigeren Um-
ständen studieren müssen als noch 
vor zehn Jahren. Das liegt vor allen 
Dingen am BAFöG, dem Bundesausbil-
dungsförderungsgeld, das längst nicht 
mehr für den Lebensunterhalt reicht. 
Wenn DGB-Jugend, GEW und andere 
nun aber fordern, schrittweise das bis-
her geteilte Zuschuss-Darlehen-Prinzip 

aufzugeben und „schrittweise zu einer 
Vollfinanzierung zu gelangen“, geht 
das in die verkehrte Richtung. Denn 
das bedeutet ein Grundeinkommen 
einzig für den Akademikernachwuchs, 
das die arbeitende Bevölkerung er-
wirtschaften soll. Wäre es nicht ver-
nünftiger angesichts steigender Preise, 
wachsender Studierendenzahlen bei 
der bisherigen Aufteilung zu bleiben? 
Stattdessen sollte man sich lieber da-
für stark zu machen, dass mehr junge 
Menschen BAFöG erhalten können 
und viele es weniger schnell an den 
Staat zurückzahlen müssen. Ich habe 
eine halbe Stelle an der Uni, ein Kind 
und fühle mich damit gewiss nicht am 
untersten Ende der Gehaltspyramide. 
Es wäre aber schön, wenn auch nach 
der nächsten Tariferhöhung vorerst 
noch etwas zum Leben übrig bliebe. 
Carsten Hoffmann, Marburg 

„Kleine Rentner“
(E&W 4/2017; Seite 2 Dialog: „Renten-
niveau anheben“)
GEW-Vorstandsmitglied Frauke Gütz-
kow fordert in ihrem Kommentar, das 
Rentenniveau wieder anzuheben. Das 
wäre natürlich eine feine Sache, vor 
allem für Rentnerinnen und Rentner, 
die früher relativ gut verdient ha-
ben. Wie sieht es aber für diejenigen 
aus, die in ihrem Erwerbsleben nicht 
so viel in die Rentenkasse einzahlen 
konnten, damit ihre Alterseinkünf-
te über der Grundsicherung liegen? 
Sie hätten bei einer Erhöhung keinen 
Cent mehr in der Tasche. Wenn man 
wirklich etwas für die „kleinen Rent-
ner“ tun will, muss man dafür sorgen, 
dass sie einen Teil ihres Ruhegeldes 
zusätzlich zur Grundsicherung behal-
ten dürfen. 
Bernhard Henkel, Weil am Rhein
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• Berlin – Stadtführungen
• Schülertouren mit dem Rad,  
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Italien 
Abruzzen, Toskana und mehr

Stilvolle Unterkünfte zwischen Bergen und Meer. 
Persönliche Beratung. Tel. 0391 - 81 08 952

www.lupus-italicus.de

76589_2017_01_Lupus.indd   1 28.11.2016   12:20:23

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm
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Schullandheim im Nordschwarzwald
15 Autominuten von Baden-Baden entfernt liegt unser "Else-Stolz-Heim". Mit 41 Betten
bietet es 36 Jugendlichen nebst Betreuern Platz und ist für Selbstversorger mit allem
Komfort eingerichtet. In herrlicher Lage, mitten im Wald, nur 400 m von der Schwarzwald-
hochstraße entfernt am Unterplättig, genießen Sie einen ungestörten Aufenthalt. Gute
Wandermöglichkeiten bis auf über 1000 m Höhe (Badener Höhe) und im Winter Ski-
sportmöglichkeiten. Lifte sind mit dem Bus erreichbar.
AWO Baden-Baden gGmbH      Rheinstr. 164      76532 Baden-Baden
Tel. (0 72 21) 36 17-20       Fax (0 72 21) 36 17-50       www.awo-bb.de

Info: 040/2809590 • nachprag@agaria.de • agaria.de

Entspannt auf Klassenfahrt!Entspannt auf Klassenfahrt!

Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de
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Ihre Anzeige in der E&W 
Telefon:

0201 84300-32

Lappland-Idyll Schwed. Fe. Haus in Was-
ser- und Waldnähe lädt zum Entspannen 
ein. 660,– Euro/Wo., 6 Pers., WLAN, Gar-
ten. Mehr Infos: odensdawnlapland.com
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